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Diktatur der Demokratie.
Der Knebel gelockert!

Volle ſechs Wochen war das Volksblatt geknebelt. Der Macht
ſpruch eines Generals unterband ihm die Möglichkeit, zu ſeinen
Leſern zu ſprechen. Mit der Verhängung des Belagerungs
zuſtandes, der wie man ihn neuerdings „beſchönigend“ nennt:
„Ausnahmezuſtandes“/ der die glorreiche „ſozialiſtiſch“demo
kratiſche Regierung fo prächtig ziert, trat auch der Preſſegalgen
prompt in Tätigkeit. Das Volksblatt war unter den unabhängig-
ſozialdemokratiſchen Blättern gleich eines der erſten, das „gehängt“
wurde. Gs erfreute ſich der ganz beſonderen Gunſt des Herrn
Generals Maercker auch noch darin, daß man ihm gleichſam den
Vorzug eines Verbots rekordes erwies. Eine Ehre, die wir
außerordentlich zu ſchätzen wiſſen. Ja, wir ſind „verwegen“ genug,

gerade in der langen Dauer des Verbotes eine Anerkennung
dafür zu erblicken daß wir als konſequente Sozialiſten und
als entſchiedenſte Förderer der Intereſſen des ſchaffenden Volkes
unſere icht ſtets voll erfüllt haben.

Daß ſich auch dir Leſer des Volksblattes deſſen bewußt ſind.
dafür ſpricht am beweiskräftigſten die Tatſache. daß ſie, mit ver
ſchvindenden Ausnahmen auch während der ſchivierigen Zeit des
Verbotes treu zu ihrem Blatte hielten und bereitwilligſt and opfer-
bereit die bei der wochenlangen Umterdrückung des Blattes mög-
lichen das heißt die Verwichtung der materiellen Grund
lagen des Volksblattes, vereitelten. Sie zeichneten ſich damit durch
ein Klaſſenbewußtfein und eine Opferwilligkeit aus, die dankbarſte

e verdienen.ie damit aber zugleich auch dem Verbot das Urteil
geſprochen

Herr General Maercer begründete in feiner Verfügung vom
18 Januar das Verbot u. a. damit, das Volksblatt habe

„im Jntereſſe der Sicherheit der öffenklichen Ordnung not
wendige Maßnahmen in einer Art und Weiſe dargeſtellt, die ge
eignet iſt, die Achtung vor den Gefezen und Verordnungen der
Regierung zu untergrabem zur Auflehnung dagegen aufzureizen
und in einer den öffentlichen Frieden gefährdenden Weiſe ver
ſchiedene Klaſſen der Bevölkerung gegeneinander aufzuhetzen.

Dieſes Verbrechens ſollte ſich das Volksblatt ſchuldig gemacht
haben durch ſeine mit der Darſtellung der blutigen Vorgänge am
18. Januar vor dem Reichstage verbarndene Kritik der Regierung.
Der Sinn des Verbotes iſt alſo kurz der: eine ſo vortreffliche Re
gierung und Regierungskunſt wie die der Ebert-Bauer-Heine
Noske darf nicht kritiſiert werden. Wer es dennoch wagt,
ihre Vortrefflichkeit anzuzweifeln, wird kurzerhand mundtot ge
macht. Dabei war die Begründung des Volksblattverbotes bei
weitem noch nicht die ſchönſte und wunderlichſte all der Begrün
dungen, mit denen reichlich die Hälfte aller ungabhängigen
Zeitungen für Wochen oder auf unbeſtimmte Zeit unterdrückt
wurde. Rarmmangels wegen müſſen wir es uns verſagen, all
dieſe Edelblüden am Baume der deutſchen Republik aufzuzählem
Für den Geſchichtsſchreiber, der einmal die Geſchichte der Noske
regierung ſchreiben wird, werden dieſe „Begründungen“ Dokumente
von unſchätzbarem Werte und zugleich auch treffliche Jlluſtrationen
ſein für die von ſogenannten Sozialiſten in der „freieſten Republik
der Welt“ zur Unterdrückung der revolutionärew Arbeiterbhewegung

angewandten Regie den!
Die ſozialiſtiſch-demokratiſch-klerikale Regierung „rerhtfertigt“

die Gewaltmaßnahmen gegen die Unabhängige Sozialdemokratie
und die Kommuniſten, den Belagerungszuſtand, Schutzhaft und
die Knebelung der unabhängig-kommuarmiſtiſchen Preſſe angeblich
mit dem blutigen Ausgang der Maffendemonſtration gegen das
Betriebsrätegeſetz. Wollte man dieſe „Gründe“ im Ernſte gelten
laſſen, ſo müßte man ſagen daß Unterdrückungsmaßnahmen gegen
einen großen Teil der arbeitenden Klaſſe in gleicher Weiſe noch nie
unbegründeter worden ſind. Das Recht zu Straßen-
demonſtrationen hatte ſich die deutſche Arbeiterſchaft ſchon unter
der wilhelminiſchen Regierung erkämpft. Als gang beſonders
tüchtiger Organiſator dieſes Hampfmittels hat ſich namentlich der
derzeitige Polizeipräſident von Berlin. Eugen Ernſt, bewährt,
der als einſtiger Führer der Berliner (alten) Sozialdemokratie
manche machtvolle Kundgebung der Berliner Arbeiter zuſtande
brachte. Auf ſolche Kundgebungen mit dem Belagerungs-
zuſtande zu antworten, das blieb allerdings einer republi-
ka niſchen Regierung vorbehalten, die zur Hälfte aus „Sogta
liſten“ beſteht! Auch in der Niederſchießung demonſtrierender
Volksmaſſen können die Machihaber des alten zufammengebroche
nen Polizei und Militärſtagates nicht ſolche Leiſtungen aufweiſen
wie die der deutſchen Republik. Ebenſowenig wurden die Zeitungs-
verbote während des KriegeBelagerungszuſtandes mit der Rück
ſichtsloſigkeit durchgeführt, wie das heute in Neu deutſchland ge
ſchieht. Ohne voraufgegangene „Verwarnungen“ wurde da das
Grſcheinen keiner Zei verboten; und dann waren die Verboie
in der Regel befriſtet und erſtreckten ſich nur auf Tage. Es
twcrr möglich, durch Verhandlungen mit den mili-
täriſchen Zenfurſtellen die Verbote bald wieder rückgängig zu
machen.

Wir ſtellen dieſe Tatſachen gewiß nicht feſt aus Begeiſterung für
das wilhelminiſche Spſtem. Aber die Handlungen der Nosfkeregie-
rung erhalten durch dieſe Gegenüberftellung erſt die richtige Ve
leuchtung.

Das Volksblatt wurde für ſechs Wochen unterdrückt, weil es durch
ſeine Schreibweiſe angeblich den „öffentlichen Frieden und „die

uns en v o

Sicherheit des Reichs „gefährdet“ haben ſoll. Dabei läßt ſich auch
nicht mit der Lupe nachweiſen, daß in jenen Tagen, die dem Verbote
voraufgingen, im ganzen Verbreitungsbezirke des
„Ruhe und Ordnung“ auch nur im geringſten geſtört worden ſind.
Trotzdem aber erfolgte das Verbot, und obendrein im Kommando-

noch un befriſtet. Was bei den Militärs der alten Regierung
noch eine Selbſtverſtändlichkeit war, nämlich, daß man auf Ein-
gaben und Beſchwerden doch wenigſtens noch Antwort erhielt,
das gehört bei den ausübenden Gewalten der republikaniſchen Re
gierung zu den überflüſſigen Höflichkeiten. So hat es weder Herr
Noske noch auch Herr General Maercker für nötig gehalten, zwei
Eingaben des Verlags des Volksblattes auch nur eines Wortes zu
würdigen. Als dann am 24. Februar einer Abordnung des
Ortsvereins der Halliſchen Buchdrucker von dem Sekretär Noskes
das Wiedererſcheinen des Volksblattes zugeſichert ward, bedurfte
es immer erſt noch der Abſendung eines Auskunft heiſchenden Tele-
gramms an Herrn General Maercker nach Dresden, ehe die Auf-
hebung des Verbotes angeordnet wurde.

Auch dieſe Tatſachen beweiſen beredter als es Worte vermögen,
wie es heute um die Rechte und die Freiheiten in der deutſchen Re
publik beſtellt iſt und wer heute in der Tat eigentlich regiert.

Die Unabhängige Sozialdemokratie und ihre Preſſe jſt unter dem
Ausnahmezuſtande tatſächlich außerhalb von Recht und Geſetz ge
ſtellt, und zwar von Leuten, die ſich immer noch Sozialdemokraten
nennen und die ſich nicht genug ereifern können gegen die Diktatur
des Proletariats. Sie verleugnen dabei bedenkenlos ihre beſſere
Vergangenheit. Man erinnere ſich der Reichstagsverhand-

Oktober 194 7, in denen der Reichskanzler
Michaelis und der Staatsſekretär von Capelle ihren Vorſtoß gegen
die Unabhängigen unternahmen, weil ſie die Matroſen zur Meuterei
angeſtiftet hätten. Als Michaelis damals erklärte, die Unabh ingi-
gen Sozialdemokraten ſtänden außerhalb des Kreiſes der Parteien,
denen er mit voller Objektivität gegenüberzutreten bereit ſei, griffen
ihn die Mehrheitsſozialiſten heftig an. Einer ihrer Redner führte
aus

„Wir müſſen für jede Partei wie für die Geſamtheit der
Staatsbürger volle ſtaatsbürnerliche Parität verlangen, volle

ſeitens der Behörden. Davon können wir nicht abgehen, und,
gert Reichskanzler, ich glaube nicht, daß es gute und glückliche

olitik wäre, gegen eine Partei, mag es ſein welche es wolle, mit
Ausnahmebehandlung und Ausnahmerecht zu kämpfen. Aus-
nahmerechts politik iſt eine ſchlechte Politik und
ſollte niemals verſucht werden. Sie iſt im Prinzip zu verwerfen
r Standpunkt der politiſchen Klugheit außerordentlich an
greifbar.“

Der ſo vernünftige und treffende Worte fand, war Herr Dr.
David. Heute ſitzt er als Miniſter in der Regierung, die die Un
abhängige Partei unter ein weit ſchlimmeres Ausnahmerecht ſtellt,
als Herr Michaelis es ihr bereiten wollte.

Und ein anderer machte nicht minder anerkennenswerte Be
merkungen:

„Es iſt geradezu unbehreiflich, wie in einer Zeit, wo ſich unſer
Land in der ſchwerſten Situation befindet, wo die Zuſammen
faſſung aller Kräfte unſeres Volkes die höchſte Aufgabe der Re
gierung ſein müßte, die Regierung einen Teil unſeres Volkes

mag er groß oder klein ſein, das kommt hier nicht in Vetracht
außerhalb des Rechts zu ſtellen verſucht. Das iſt ein Rückfall in
die alte Auffaſſung der Ausnahmegeſetzgebung. die wir auf das
allerſchärfſte verurteilen müſſen.
olche Erklärung konnte nur von einer Regierung erfolgen, die
ch ihrer großen Verantwortung nicht bewußt und ihrer hohen

iſt. Und ich ſpreche es weiter offen aus: Feder Tag, der das
deutſche Volk früher von dieſer Regierung befreit. wird von uns
begrüßt werden.“

Dieſe Anſchauungen von damals ſind von den Sozialdemokraten,
die heute als Nutznießer der Revolution an der Spitze der Regie
rung ſtehen, freilich ſchon längſt zum alten Eiſen geworfen worden.

rung ſich ftützt.
Die Vorgänge am 13. Januar vor dem Reichstage waren dabei

nur der äußere Anlaß aber nicht der tiefere Grund für die Wieder-
einführung des Ausnahmezuſtandes. Man griff zu ihm als
Waffe gegen die Sechsſtundenbewegung der Bergarbeiter, unter
drückte die unabhängige Preſſe, um die Bergarbeiter wie auch die
Eiſenbahner (während der vorübergehenden Schließung der Eiſen
bahnwerkſtätten) ihrer öffentlichen Sprachrohre zu berauben. Jn
der Auslieferungsfrage wollte man ſich der unbequemen
Mahner entledigen. Die „öffentliche Meinung aber machte man
mit dem lächerlichen Popanz gruſelig, die ſchlimmen Unabhängigen
wollten „die Regierung ſtürzen. Jnzwiſchen dürfte die Regierung
wohl allmählich ganz von ſelbſt zu der Erkenntnis gekommen ſein,
daß ſolche Befürchtungen nur Ausflüſſe einer allzu regen Phan-
taſie waren. Erkannt ſcheint fie allerdings noch nicht zu haben,
daß ihr von ganz anderer Seite Gefahr droht nämlich von
Mächten, die ſie durch ihre ganze Politik ſelbſt wieder ſo geſtärkt

Volksblattes archiſtiſchen

bereiche des Herrn General Maercker allgemeiner Brauch auch

ſtaatsbürgerliche Gleichberechtigung auch in der Behandlung

Ein ſolches Vorgehen, eine jn den Schutz eines alldentſch-konſervativen

d n e v r t. feige W Se woch en der wohlverdienten moraliſchen Stäupung des Noskeblattes gleich

Und wer war es, der ſo ſprach? Es war niemand anders als der
deutſchen Republik derzeitiger Präſident, Herr Friedrich Ebert

Der Sozialismus ift für ſie eine Sache von vorgeſtern. Sie regieren
ganz bürgerlich-kavitaliſtiſch, und der Belagerungszuſtand iſt ihnen Preſſe
zu einem unentbehrlichen Regierungsmittel geworden. Es iſt die läßt ſich
Diktatur der Demokratie, die ſogenannte „Diktatur der al
Mitte“, die heute in Deutſchland herrſcht und auf die die Regie surück und ſchlägt ſie.

hat, daß ſie ſich bereits in vollſtändiger Abhängigkeit von ihnen
befindet. Dieſe Mächte ſind der neue Militarismus, die mon-

Offiziere, die gegenrevolutionäre Reichswehr, die
ganze alte Verwaltungsbureaukratie uſw., die nur noch auf die
günſtige Gelegenheit warten, um die Herrſchaft auch formell wie
der an ſich zu reißen. Denn tatſächlich beſitzen ſie die Macht bereits
wieder.

Je mehr die Regierung vor dieſen Tatſachen den Kopf in den
Sand ſteckt, deſto fürchterlicher dürfte für ſie eines Tages das Er
wachen werden. Sie glaubt, ſich über wirkliche Gefahren
hinwegtäuſchen zu können, wenn ſie ein gebildete an die Wand
malt, um für ihre Unterdrückungspolitik gegen links eine Recht-
fertigung zu haben. Dieſe ſogenannten Sozialiſten, die die Worte
von Freiheit und Demokratie ſtets im Munde führen, treiben heute
den ſchlimmſten Mißbrauch mit dieſen Begriffen und greifen zur
Gewalt, um eine ihnen unbequeme politiſche Richtung abzu-
würgen. Von einem bürgerlichen Demokraten, H. v. Gerlach,
müſſen ſie ſich fagen laſſen (in der Welt am Montag):

Machen wir uns doch nichts vor! Warum die Zeitungs-
verbote, warum die Verhaftungen? Sehr einfach: die unab
hängige Politik ſoll lahmgelegt werden. Mit
anderen Worten: Juſtav (Noske) paßt die ganze Richtung nicht.
Das Sozialiſtengeſetz iſt wieder auferſtanden!“

Das Tieftraurige und Beſchämende an dieſen Dingen aber iſt
die Tatſache, daß faſt die geſamte rechtsſozialiſtiſche
Preſſe und Partei dieſe Zuſtände nicht nur billigt, ſondern die
Regierung geradezu noch in ihrer Unterdrückungspolitit beſtärkt.
Mit Recht ſagt dazu der vorgenannte H. v. Gerlach u. a.

„Sozialdemokraten, die ſo etwas fertig bringen, ſind
für mich ein pſychologiſches und noch mehr ein moraliſches
Rätſel. Ein noch großeres Rätſel ſind für mich Arbeiter,
die es noch weiter bei einer Partei aushalten, die ihre ganze
Vergangenheit verleugnet und nachträglich das Sozialiſtengeſetz
rechtfertigt.

Wie tief einzelne rechtsſozialiſtiſche Blätter moraliſch bereits
geſunken ſind, dafür hat das Halliſche rechtsſozialiſtiſche Edel-
organ während der Verbotszeit des Volksblattes tagtäglich ab
ſchreckende Beweiſe erbracht. Muß es ſich (und die „ſozialiſtiſche“
Regierung!) von der deutſchnationalen Halleſchen Zeitung
doch das Folgende ins Stammbuch ſchreiben laſſen:

„Die Volksſtimme, das regierungsſozialiſtiſche Organ in Halle,
ruft in ihrer geſtrigen (Mittwoch-) Ausgabe zum dritten Male
nach dem genſor, der die Halleſche Zeitung verbieten ſoll. Das
Hilfegeſchrei nach Gewaltmaßnahmen beſtätigt die ganze Hilf-
loſigteit ſogialiſtiſcher „Regierungskunſt“, die ohne Belagerungs-
zuſtand, ohne Bajonette und Maſchinengewehre ſich nicht zu
alten vermag. Die gewohnheitsmäßige Anwendung der Beſamſe die der Belagerungszuſtand verleiht, hat deſſen eigent

lichen Zweck in Vergeſſenheit geraten laſſen. Urſprünglich ſollte
er nur zum Schutze der öffentlichen Ordnung und Sicherheit
dienen, die Nutznießer der Revolution dagegen
wenden ihn auch bedenkenfrei und, wie man
ſagen muß, mit genialer Handhabung dazu an,
um unangenehme Angriffegegen die Regierunguverhindern. Das a mit öffentlicher Sicher-
eit nicht mehr das Mindeſte zutunund ſtellt ſich
als offene Willkürdar.“

So weit iſt es alſo bereits gekommen, daß ſich die von einer
„ſozialiſtiſchen“ Regierung verfolgte Preß- und ar

atte
flüchten muß! Das iſt wohl die denkbar ſchärfſte Kritik, die an der
Unterdrückungspolitik der Regierung geübt werden kann; ſie iſt

wertig. Wagten wir einen Satz von auch nur annähernd gleicher
Schärfe gegen die Regierung zu ſchreiben wir verfielen ſicher
ſofort wieder dem Verbote. Denn der Preſſeknebel iſt vorerſt
nur gelockert ſolange der „Ausnahmezuſtand“ noch befteht,
ſchwebt das Damoklesſchwert des Verbotes noch beſtändig drohend
über unſerem Haupte.

Sei es drum! Mag die Regierung nur weiter bei ihren Ge
waltmethoden gegen die revolutionäre Arbeiterſchaft und ihre
Preſſe beharren. Sie wird dabei nichts gewinnen. Mit Gewalt

eine große geiſtige Bewegung auf die Dauer nicht nieder
Die Gewalt fällt zuletzt doch immer auf ihre Urheber

Mußte doch ſelbſt ein Napoleon erkennen,
daß der Geiſt ſtärker iſt als das Schwert. „Denn ſie töten den
Geiſt nicht, ihr Brüder!“ So ſang Freiligrath im Jahre 1849 in
ſeinem Abſchiedsgruß an die Neue Rheiniſche Zeitung, als ſie der
preußiſchen Reaktion zum Opfer fiel. Das gilt für die Macht-
haber von damals wie für die von heute.

Wir mußten einem Macht gebote weichen. Sechs volle Wochen,
in einer Zeit, die wichtige politiſche Ereigniſſe brachte, hat man
uns mundtot gemacht. Wir kehren heute als die Alten wieder,
aufrecht und ungebeugt. Wir bleiben unſeren hohen Aufgaben und
Zielen treu: Wir werden der Arbeiterklaſſe in allen ihren Kämpfen
und Nöten nach wie vor ein treuer Berater und Führer fein, die
Begeiſterung in ihr wecken und lebendig erhalten für die großen
Ziele des Sogialismus, ſie ſtählen, ſchulen und reif machen für das
ſagialrſtiſche Befreiungswerk. Ein s mit uns in dieſem Beſtreben
und Tatwillen, wird die klaſſenbewußte Arbeiterſchaft allen Ge

halten.
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waltſtreichen gegen ſie mit erhöhter Werbe- und Opferfreudigkeit
für ihre Sache am wirtſamſten begegnen. Setzt ſie an ihre hohen
Befreiungsgiele ihre ganze Kraft, ſo wird ſie allen Gewalten
zum Trutz! unüberwindlich ſein

Dem Sozialismus muß ſchließlich doch der Sieg werden!
Trotz alledem und alledeml

Erzbergers Fall.
Regierungskriſe

Der Reichsfinanzminiſter Er zberger ift der von den Deutſch
ralen am meiſten gehaßte Regierungsmann. Sie haben ſeit

4

herrlichkeit wie ſeiner parlamentariſchen Tätigkeit für immer zu
Ende ſein wird. Seines Amtes als Miniſter iſt er einſtweilen ent
hoben worden, weil man ibm Handlungen beſchuldigt hat, die auf
ſeine Moral ein recht ſonderbares Licht werfen und die dringend
der Anftlärung bedürfen.

d hon in 5 99 r. d m itbeb vo re en rut z en M
un 5angeſtrengten Veleidigungsprozeffe.

S 85 3t. Straftammer des Landgerichts Berlit

Erzderger bie 3S. r.Die Anklage iſt

Vizekanzler Helfferich
ſeit dem 12. Januar vor der

l verhandelt wird, dat

wegen einer Reibe von Artitern erboben, die

zeit die Friedensreſolution einbrachte, und wie er ſag a
den Sreuervlänen Bethmann Hollwegs ſtellte, ſind da doch
Aufſchlüſſe eben worden, die die lebhafteſten Zweifel an ſeiner
politiſchen Ehrlichkeit und Aufrichtigkeit erweden. Seine Viel-
geſchäftigkeit und ſeine Neigung zu Mächeleien haben ihn nicht
immer bei der Wahrheit bleiben und ſich in bedenkliche Wider
ſprüche verwickeln laſſen. So hat er in ſeiner eiten Ehrlich
ſprüche vertwickeln laſſen. So hat er beteuert, die Friedensreſo
lution einzuvbringen, um die Stellung Bethmanns zu ſtützen und
Herrn Streſemann und dem Oberſt Vauer be hat er ſie als
ein Jnſtrument zum Sturze des Reichskanzlers bezeichnet.

Es iſt ſehr wahrſcheinlich, daß Erzbergers Sturz noch zu einer
allgemeinen Regierungskriſe führen kann. „Es iſt nicht ausge
ſchloſſen, ſagt das Berliner Tageblatt, „daß im Laufe der nächſten
Zeit, beſtimmt aber vor den Wahlen, noch das eine oder
andere Kabinerttsmitglied durch neue Männer
erſetzt werden wird.“ Mit anderen Worten: die Regierung
iſt wieder einmal in eine neue allgemeine Kriſis hineingetaumelt.
Sie ſieht ſich genötigt, ihren morſchen Kahn aufs neue zu flicken
und zu ſtopfen, um ihn notdürfrig über Waſſer halten zu können.

Sieger Helfferich.
In der Welt am Montag ſchreikt Herr v. Gerlach zu dem voraus-
ſichtlichem Verſchwinden Erzbergers aus dem Reichsminiſterium,
zumal aus Anläſſen ſeines Prozeſſes mit Helfferich:

„vHelfferirh Steger, Erzberger beſiegtt das iſt ein
ſchwerer, vielleicht vernichtender Shlag für die deutſche DemoDr. Helfferich im Juli und Auguſt 1919 in der Kreuzzeitun uund ſwäter an ter. m e Broſchüre unter dem i kratie. Erzberger war neben Noske die ſtärkſte politiſche Kraft

S. ruhen narrte t Varinrz. diel tm Kabinett Vauer. Er war wenigſtens einigermaßen einFort mit Erzberger vers h h l Legengewicht gegen Noske. Er war in Wahrheit die am meiſtenDr. Helfferich gegen ſeinen An anachfolger erboben bat ſind ſebr lintsgerichtete Perſönlichkeit in der Regierung. Er war der
chwer. Helfferich bhebauptet, daß Er zberge e poliz l wurf Ruhr re v J T 44 e v wirkſamſte Widerſacher der Reaktion. Die hat nun freies Feld,

e t gre i rlen l e n a er richtiger geſagt. noch ſreteres Feld als bisher. Schier unn t d t Nrbe. C zerr r Bolitil re ſich nach feinem Ausſcheiden en wenste M jglichkeiten eröffnen ſirhh hier Jmn 3 v rum gab e

r ugsg de hen er hre 1017 rer ärher x t u g e 3aus Thu ren nzern m M re 19 J vollkommen gecndert. 257 turmer ernen ſtillen Kampf zwiſchen der Rechten und der Vinken.
verger ſei an Helfferich herangetreten, damit dem Thyſſen-

J N im ander wert vollſten Erz-
s Uebergewicht. Die katho-

gelbvannen die Oberhand über die katho
Die Revolution gab der Linken

liſchen Arbeiterſekretäretongern d n t ugrube des Briey-Longwy-Beckens von der Re gie liſchen Grafen. Erzberger, der volkstümliche ſüddeutſche Demo-
rungszugeſprochen würde. obwodl Erzberger wiſſen mußte krat, wurde der Herr des Jentrums. Er ging mit der Linken
daß die Liquidation von franzöfiſchem Eigentum auf franzöſiſchemj aus Ueberzeugung. Jetzt bekommen die Grafen und die Groß-
Voden völkerrechtswidrig war. Helsferich behauptet, daß induſtriellen wirder Oberwaſſer. Das Zentrum kann nach rechts
rzberger, ſolange er glaubte, durch einen deut Anſchluß fuchen, mit den Deutſchnationalen und der Deutſchen

ſchen Sieg perſönliche Vorteile zu erreichen, ſich Volkspartei einen Block der Rechten bilden. Die Partei des
als wilder Annektionift gebärdete und den Erwerb der religiöſen Dogmos und der politiſchen Konjunktur kann ſich ja
Normaniſchen Jnſeln, auf denen der Thyffenkonzern Erzgruüben] ebenſo gut mit der Rerhten zuſammen monarchiſtiſch betätigen,
hatte, forderte. Weiter behauptet er, daß Erzberger ſeine Tätig- re ſie ſich vorübergehend mit der Linken zuſammen republi-
keit als Schiedsrichter zugunſten einer Privat- kaniſch betätigt hat.
geſellſchaft mißbraucht habe, in deren Aufſichtsrat er Gerlach ſieht die einzige Rettung gegen die aus der Schwen-
kurz nach der Fällung des Schiedsſpruchs gewäbdlt worden ſei. Erz-
verger ſei der Typ des korrupten Parlamentariers.
In vwolitiſcher Hinſicht veſchuldigt Helfferich Erzberger, daß

habe. Durch Ergzbergers Jndiskretion ſei der Geheimberichit

geworden Kriegswille der
rindlichen Regirrungen auf das äußerſte geſteigert worden fei.

Erzberger trage die Hauptſchuld an dem Zuſammen-
bruche Deutſchlands.

Die Verhandlungen des Prozeſſes und die Beweisaufnahme
haben bis jetzt ergeben. daß die Anſchuldigungen Helfferichs doch
richt ſo gang aus der Luft gegriffen ſind. Erzberger war in
mancherlei kapitaliſtiſche Geſchäfte aus Motiven verwickelt, die

D okaum moraliſch einwandfrei genannt werden dürfen. Der Prozeß

ſogar mit der 2rntſchen Volkspartei in einer Regierung zu ſitzen.
Um wieviel leichter wird es ihnen ſein, jeder Rechtsorientierung
des Zentrunrs ihren teil nehmenden Segen zu geben. Das Zentrum
mag ruhig wieder konſervativ werdem: Die Rechtſer folgen ſeinen
Spurenm, dir jetzige Koalition wird dadurch kaum zerſtört, ſondern
nur noch verhreitert werden!

Wer wird Erzbergers Nachfolger?
zeigt uns dieſen Vertreter des Zentrums in ſeiner ganzen Viel r.&eigt un dieſen Vertreter des Zentrums ziner gangen Wien Obgleich offigiell Erzbergers Schickſal noch nicht entſchieden iſt,
geſchäftigkeit, Gewandheit und
Jntereffen der verſchiedenſten Handels- und Jnduſſtriekreiſe unter
Ausnuzung von Mandat und Einfluß vertrat. Es iſt bezeichnend

firr 9 J Nivye 71t d u e ter n m re ſich di ſces r r 6 Teiür das Niveaun der gegenwärtigen Regierung, e h e berger ſehr geförderten Zentrumsmann Mösle, zum Teil an den
und leinburgertiche ehemaligen Reichsſchatzſekretär Graf Roedern.Mannes, deſſen vberflächliche Beredſamkeit

Spießbürgerei verbunden mit der nokwendigen Sozialdemagogie
ihr aus mancher Verlegenheit helfen ſollte, bedienen konnte.

WVobei wir allerdings betonen möchten, daß der Ankläger Herr
Helfferich, keineswegs vom Standpunkt einer höheren Moral aus
zu bewerten iſt: Helfferich vertritt gegenüber Erzberger und
ſeiner ſozialbemäntelten Kompromißregierung, die Jntereſſen der
Hohen Finanz, und in dieſem Sinn erblicken wir in dieſem Duell
der beiden Männer vor dem Forum des Gerichts ein Widerſpiel
zweier miteinander ringenden ükonomiſcher Tendenzen wobei in
der Hand des Vertreters des Finangkapitals die ſiegreichen Ten
denzern liegen. Durch dieſe ökonomiſchen Machtkämpfe, zu deren
Austrag der Prozeß nur ein Präludium bvedeutet, iſt die klein-
hürgerlich-tompromtßleriſche Tendenzen vertretende Regierung dem
Kriſenſtadium immer näher gerückt. Der
deutet darin nur eine die Entwicklung beſchleunigende Evpiſode.

Wie nun von Dr. Helfferich behauptet und auf Grund der vhoto-
graphierten Erzbergerſchen Steuerdearationen bewieſen wird, ſoll
der Finanzminiſter dem Reiche große Steuerbeträge hinterzoger

r Scite“ zugegangenen
Artitel, in dem Ergzberger fortgeſetzt erheblicher Steuerhinter

x a T ne el u tziehungen beſchuldigt wird. Ersberger ſoll 16804 keine Zinserträg-
niſſe verſteuert haben, obwohl er damals nach ſeinen Angaben im
Helfferich- Prozeß bereits über Kapitalbermögen verfügte. Sein
Einkommen aus gewinnbringender Beſchäftigung habe er dis 1915
mit jährlich nur 5000 Mk. deklariert, obwohl ihm ſeine Tätigkeit
als Scrhiedsrichter bei Eiſenbahnbauten beinahe ebenſodiel ein-
brachte. Seit Mai 1915 bekam er allein als Aufſichtsrat vei
Thyſen jährlich 40 000 Mark. Trotzdem ſoll er 1916 nur 20 000
Mark Einkommen aus gewinnhringender BVeſchäftigung, 1917 nur
30 000 Mk. verſteuert haben. obwodl er neben der Tantieme no
erhebliche Einnahmen aus ſchriftſtelleriſcher Tätigkeit beſaß. Auch
den ihm 1916 aus ſeiner Beteiligung bei der Geſellſchaft Flüſſige
Luft ervachſenen Gewinn von 27 500 Mk. hat Erzberger nach den
Angaben des Artikelſchreibers nicht verſteuert, desgleichen ſoll er
bis 1918 ſein Einkommen immer bedeutend niedriger cngegeben
haben. als es in Wirklichkeit geweſen!

Wolffs Buregan vekam auf ſeine Anfrage im Reichsfinanznini-
ſterinm die Antwort. der Reichsfinanzminiſter müſſe es ablehnen,
der Oeffentlichkeit ſeine Einkommensverbältniſſe zu unterbreiten.
Die Steuerbebörde würde das Ergebnis des Helfferich-Ergberger-
Pro zeſſes abwarten und dann von ſich aus prüfen. Der Reichs
finanzininiſter dönne dieſer Prüfung mit ruhigem Gewiſſen ent

gegen ſern 3Nach Betanntgabe der geftohlenen Steueragkten des Reichsfinangz-
miniſters Srzberger in der Preffe, hat Erzberger, ei Wolff-
meldung zufolge, unverzüglich beim Finanzamt in Charlottenburg
eine Unterſuchung gegen ſich beantragt und damit ſeinerſeits auf
W materielle Erwiderung in der Preſſe verzechtet, die der Unter
uchung vorgreifen könnte. Gleichzeitig bat er den Herrn Rieichs-

präfidenten gebeten, ibn bis zum Abſchluß dieſer Unterſuchung von
der Wahrnehmung feiner Dienſtgeſchäfte zu entbhinden, damit auch
nicht der Schein eines Druckes auf die Unterſuchung des Finang-
amtes fallen möge. Der Herr Reichspräſident hat dem Erſuchen
des Reichsfinangminiſters nunmehr entſprochen und angeordnet,

ie Unterſuchung mit tnunlichſter Beſchleunigung durchzuführen undNa ſofort Bericht über das Ergebnis zu erſtatten. Mit der Stell

vertretung des Miniſters iſt der Unterſtaatsſekretär Mösle be
auftragt.

Jn der Deutſchen Allgemeinen Ztg. wird ausdrücklich erklärt,daß es ſich bei der Suspenſierung des Reichsfinanzminiſters Erz-

berger nur um eine vorübergehende handle. Verſchiedene rechts-
gerichtete Blätter, wie die Kreuggeitung, ſehen in dem Schritt derSakpenſiernng das erſte Anzeichen des Sturzes Erzbergers. Daß

Ergberger nicht wieder auf ſeinen Miniſterſeſſel zurückkehren wird,
darüber fann nach den Feſtſtellungen der lehten Verhandlungstage
im Helf'erich-Prozeß kein Zweifel mehr beſtehen. Er iſt dort dochdere erecht bedenklich bloßgeſtellt eber die Art, wie er

Skrupelloſigkeit, mit der er die

„Fall Erzberger“ be

wird bereits eifrig über ſeinen Nachfolger debattiert.
Berliner Tageblatt denken die veteiligten Kreiſe an den jetzigen
Unterſtacgtsſekretär im Reichsfinangminiſterium, den durch Erz-

Theodor Wolff
hält beide für nicht geeignet. Mösle ſei nur Steuertechniker, werde
aber den jetzt hrennenden Valuraproblemen nicht gewachſen ſein,
dem Graf Roedern hafte zuviel von ſeiner Vergangenheit an.

Genera-ſtreit der franzöſiſchen Eiſenbahner.
Jn der vergangenen Woche iſt in Frankreich ein großer

zum Generalſtreik der franzöſiſchen Eiſenbahner geworden
iſt. Noch am 27. Februar glaubten die offiziellen Kreiſe auf den
Nord- und Oſtbahnen eine Entſpannnng zu bemerken und den
normalen Dienſt wiederherſtellen zu können. Aber ſchon am

der Eiſenbahner angeſichts des Starrſinns der Regierung ge-
zwungen, den Generalſtreik zu beſchließen und den Eiſenbahnern
ſämtlicher Eiſenbahnlinien in Frankreich den Befehl zu geben,
ſofort vie Arbeit niederzulegen. Welche Bedeutung
dem Streik beizumeſſen iſt, erhellt daraus, daß die Kammer ſofort

ein Geſetz über die zeitweilige Reguirierung des geſamten rollen-
den Materials mit 511 gegen 90 Stimmen annahm. Bedeutende
Truppenkontingente ſind in Paris eingerückt, alle Eiſen-
bahnlinien werden militäriſch bewacht. Die fran
zöſiſchen Truppen in ElſaßLothringen ſind zur militäriſchen Be
ſetzung der Eiſenbahnen nach Frankreich abtransportiert worden.

An die Eiſenbahner der Eiſenbahngeſellſchaft Paris Lyon--
Mittelmeer ſind 10900 Mobiliſierungsvrders abgegangen, ebenſo

an die Eiſenbahner der ſtaatlichen Weſtbahn. Doch liegt z. B. aus
Marſeille die Nachricht vor, daß ſich dort kein mobiliſierter Eiſen
bahner geſtellt hat. Jn Paris hat der Militärgouverneur gemein-
ſam mit dem Polizeipräſidenten alle Umzüge und Zuſammen-
rottungen gleichviel welcher Art verboten. Die Führer, die den
Generalſtreik erklärt haben, ſind verhaftet worden; die Eiſen
bahndirektion Paris Lyon--Mittelmeer hat beſchloſſen, 300
ſtreikende Arbeiter zu ent laſſen.

Jn Frankreich werden alſo dieſelben Methoden angewandt, die
in der „freieſten Republik der Welt“ auch üblich ſind. Das wird
die franzöſiſchen Eiſenbahner, die eine ſtarke gewerkſchaftliche

Organiſation haben, in ihrem Kampfesmut nicht einſchüchtern,
ſondern anſpornen, nicht eher die Arbeit wieder aufzunehmen, bis
alle Maßregelungen rückgängig gemacht worden ſind. Der
Kongreß der franzöſiſchen Snzaliſten, der vor wenigen Tagen in
Straßburg zuſammengetreten iſt, hat eine Tagesordnung an
genommen, durch die er ſich mit den Eiſenbahnern ſoli-
dariſch erklärt.

Die Folgen des Generglſtreiks machen ſich ſchon empfindlich
bemerkbar. Die Zufuhr von Lebensmitteln für die großen Städte

ſtockt, daher hat der Miriſterrat unter dem Vorſit des Präſidenten
Deschanel ein Dekret angenommen, das der Regierung das Recht

gibt, gewiſſe Einſchränkungen in der Ernährung vorzunehmen. Die
Regierung hat auch das Recht, zwei fleiſchloſe Tage in der Woche
anznurdnen.

Jn Marſeille iſt ein Solidaritätsſtreit der Chauffeure aus-
gebrochen, in Perſeignan ſtreikten die Straßenbahner.

Paris, 1. März. Der Eiſenbahnerſtreik dauert unvermindert
fort. Aus den einzelnen Depots der Pariſer Bahn wurde heute
gemeldet, daß die Anzahl der Arbeitswilligen ſich gegen geſtern
vermehrt hätte. Der Vorortverkehr iſt vollſtändig eingeſtellt wor-
den. Die Zufuhr von Lebensmitteln nach Paris konnte durch
Militäranutos ſichergeſtellt werden, ſo daß ein empfindlicher Nah
rungsmangel verhindert wurde. Dagegen ſind die Brotrationen
bedeutend beſchränkt worden, da man infolge des Streiks auf den
ſtaatlichen Weſtbahnen mit Zufuhren aus den atlantiſchen Häfen
nicht rechnen kann. Geſtern nachmittag fanden zahlreiche Ver
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Eiſen b nerſtreifk ausgebrochen, der nach wenigen Tagena S r P h s Tage Geſetzesvorlage vorſieht.

folgenden Tage ſahen ſich der Nationalbund und der Föderalrat

fammkungen der Eiſenbahner ſtatt. Die Polizei
Redner.
herausgegeben werden. Die Grubenarbeiter ſtreiken vorläufig
nicht.

Eine Einigung erzielt
Paris, L März. (W. T. B.) Der Nationalverband

teilt mit, daß infolge der Beſprechungen mit dem Miniſterpräſi
denten eine Einigung mit den Vertretern des Verbandes und
der Eiſenbahndirektionen er zielt wurde. Dabei wird der Befehl,
n it ſofort wieder aufzunehmen, vom Verband gegeben wer

Die Stahlarbeiter in Südwales England) haben am Sonnabend
beſchloſſen, in den Ausſtand zu treten, um eine 40prozentige
ſeeeuss zu erreichen. Dadurch werden 16 000 Arbeiter
berührt.

Aburteilung der Kriegsverbrecher.
Die Anfang Februar akut gewordene Auslieferungsfrage harre

Deutſchland in neue 7 orge und Bedrängnis gebracht und
die nationalen Leidenſchaften aufs heftigſte aufgepeitſcht. Die von
der Entente der deutſchen Regierung überreichte Auslieferungsliſte,
die die Namen von etwa 1000 deutſcher Kriegsverbrecher enthielt,
hatte beſonders die deutſchnationale Preſſe in einen Zuſtand leiden-
ſchaftlichſter Raſerei verſetzt. Die größte Rolle in dem einſetzenden
Entrüſtungsſturm ſpielte dabei die deutſche Ehre“, mit der ſich
wohl die ſchweren Untaten deutſcher Militärs im Kriege, angeblich
nicht aber auch eine Auslieferung und Beſtrafung der Schuldigen
durch Gerichtshöfe der Entente vereinbaren ließ. Mit der Regie
rung war ſich faſt das ganze deutſche Volk darin einig, daß das
h unerfüllbar und die Auslieferung unaus-
führbar ſei.Die erſte Liſte der Auszuliefernden umfaßte etwa 900 Namen
Jhr folgten noch mehrere Liſten, in denen die meiſten der ver
langten Perſonen nicht nach dem Namen, ſondern nach Rang und
Truppenteil bezeichnet ſind. Alle Namen, die aus den offiziellen
Heeresberichten der Kriegszeit bekannt ſind, ſtanden in der erſten
Liſte aufgefübrt. Außerdem aber auch viele hundert unbekannter
Namen von Offizieren und Mannſchaften, die mehr oder minder

Nach dem

Baron von Gemtningen, von Graevenitz. General Freiherr von
Hauſen der bekanntlich in der Marneſchlacht eine unglückliche

Heſſen, Generalfeldmarſchall von Hindenburg, Prinz Auguſt von
Hohenzollern, Prinz Eitel Friedrich von Hohenzollern, Kronprinz

von Ratibor, General Reinhardt, der jetzige Kriegsminiſter, Graf
von Schwerin, Admiral Scheer, Admiral von Schröder (wegen Er
ſchießung des Kapitäns Frygatt), General von Trotha, von Sehyd-
litz, Großadmiral von Tirpitz, Fürſt von Wittgenſtein, Graf Vitz
thum von Eckſtädt uſw.

Die Entente hat ſich ſchließlich durch die von der deutſchen Regie
rung erhobenen Vorſtellungen und durch eigenes Urteil doch von der
Unausführbarkeit der Auslieferung überzeugen müſſen. Nament-
ich unter dem Einfluß Englands und Lloyd Georges hat ſie dann

auf die Auslieferung verzichtet und ſich mit dem Vorſchlage der
deutſchen Regierung einverſtanden erklärt, die Beſchuldigten von
dem Reichsgericht in Leipzig aburteilen zu laſſen wie das auch die
am 18. Dezember 1919 von der Nationalverſammlung angenommene

Man kann mit Sicherheit behaupten, daß die Entente ihr Aus-
lieferungsbegehren wohl kaum geſtellt haben würde, wenn die
deutſche Regierung ſchon kängſt und freiwillig die ernſte Abſicht ge
zeigt hätte, die Kriegsverbrecher zur Rechenſchaft zu ziehen. Durch
ihre Unterlaſſung hat ſie das ſcharfe Vorgehen der Entente gleich
ſam heraufbeſchworen, das deutſche Volk in eine unnötige Auf-
regung geſtürzt und damit nur die Geſchäfte der deutſchnationalen
und der militäriſchen Reaktion beſorgt. Daß dieſe Regierung denZuſtand, der ihr dieſes Unmöglich erpreßte, durch eigene ſwere

Schuld, durch die Wiederaufrichtung des Militarismus ſelbſt herbei
geführt hat, ändert ja nichts an der Tatſache, daß keine Regierung
in Deutſchland die von der Entente Beſchuldigten auszuliefern ver
mag, weil Reichswehr wie Beamtenſchaft die Vollſtreckung der Aus
lieferungsbefehle verweigern würden. Die Entente lte daher
in ihrem eigenen beſſer verſtandenen Jntereſſe, wenn fie die Gefahr
beſeitigte, daß Deutſchland durch den Verſuch, die Auslieferung zu

r völlige innere Zerrüttung zerfällt, da ſie von dieſem
Deutſchland große materielle Leiſtungen fordert.

Allerdings begnügt ſich die Entente nicht mit der bloßen Zuſiche
rung der deutſchen Regierung, die Kriegsverbrecher von dem Reichs
gericht aburteilen zu laſſen, ſondern ſie behält ſich das Recht der
Kontrolle und Nachprüfung der Urteile und alle weiteren Schritte
ausdrücklich vor. In der der deutſchen Regierung unterm 16. Fe
bruar überreichten Note heißt es u. a.

Die Strafverfolgung, welche die deutſche Regierung hiernach
ſelbſt einzuleiten vorſchlägt, iſt mit der Ausführung des Artikels 228
des Friedensvertrags vereinbar und ausdrücklich am Ende des
1. Abſatzes dieſes Artikels vorgeſehen. Getreu dem Buchſtaben und
dem Geiſte des Vertrags werden die Alliierten ſich hüten, ſich irgend
wie in das Verfahren, die gerichtliche Verfolgung und die Ver-
urteilung einzumiſchen, um ſo der deutſchen Regierung ihre volle
und ganze Verantwortlichkeit zu überlaſſen. Sie behalten ſich vor,
an der Hand der Tatſachen, den guten Glauben Deutſchlands, die
Anerkennung der begangenen Verbrechen durch Deutſchland und
den aufrichtigen Wunſch, zu der Beſtrafung mitzuwirken, zu be
meſſen. Sie werden ſehen, ob die deutſche Regiernng, die ſich außer
ſtande erklärt hut, die Schuldigen zur Aburteilung zu verhaften und
den Alliierten zu übergeben, wirklich entſchloſſen iſt, ſie ſelbſt vor
dein Reichsgericht in Leipzig abzuurteilen.

Gleichzeitig haben die Alliierten, um der Wahrheit und der Ge
rechtigkeit zum Durchbruch zu verhelfen, beſchloſſen, eine inter
alliierte gemiſchte Kommiſſion zu beauftragen, eingehend und im
einzelnen die Straftaten eines jeden, deſſen Schuld durch die Unter
ſuchung der Alliierten feſtgeſtellt wurde, zu ſammeln und zu ver
öffentlichen und der deutſchen Regierung mitzuteilen

Endlich halten die Alliierten darauf, in formeller Weiſe zu er
rlären, daß das Verfahren vor einer Gerichtsbarkeit, wie ſie vor
geſchlagen wurde, in keinem Falle die Beſtimmungen der Artikel
228 bis 230 des Friedensvertrags aufheben kann. Die Mächte be
halten ſich das Recht vor, zu prüfen, ob das von Deutſchland vor
geſchlagene Verfahren, das nach Dentſchlands Verſicherungen den
Angeklagten alle Rechtsgarantien ſichern ſoll, nicht ſchließlich darauf
hinauslänft, die Schuldigen der gerichtlichen Beſtrafung für deren
Vergehen zu entziehen. Die Alliierten werden in einem ſolchen
Falle voll und ganz ihr Recht ausüben und die Schuldigen vor ihre
eigenen Gerichte ſtellen. (gez.) Lloyd George.“

Die Note läßt keinen Zweifel darüber, daß die Entente ſtrengſtens
prüfen wird, ob das Verfahren gen die Kriegsverbrecher, das vor
dem Reichsgericht ſtattfinden wird, die ernſtliche Abſicht erkennen
läßt, die Verbrechen der Kriegszeit, die von deutſcher Seite r
worden ſind, zu ſühnen. Jm anderen Falle erklären ſie, auf

Die Mobiliſationsbefehle ſind fertig und ſollen

öl
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militäriſcher Wü er Rechtſprechung deregsgericht dte in den en er uſw., die Praris der
nterſuchurrgskommiſ haben der ür diefe Auffaſſung

ger geliefert. Der Vorbehalt der Ententenote iſt eine ernſte
ahnung an das deutſche Volk, darüber zu wachen, das Ver

fahren vor dem Reichsgericht von nationaliſtiſchen Beeinfluſſungen
freigehalten werde, daß über den n Willen, Kriegsver-brechen zu ſfühnen, keinerlei Zweifel aufkommen kann. Daß es den

in der deutſchen Ehrfurcht vor dem betreßten Rock erzogenen und in
bürgerlich-wativnaliſtiſchen Ideen lebenden Richtern des Reichs
gerichts nicht leicht fallen wird, namentlich gegen militäriſche hoch
geſtellte Angeklagte nichts als das Recht walten zu laſſen, wiſſenwir. Um ſo wie tig wird die politiſche Atmoſphäre an die die
Regierung und ihre Parteien um dieſe rozeſſe breiten werden. Auf
ihnen ruht eine ſchwere Verantwortung nun ſie es nicht ver
ſteben. der nationaliſtsſchen Hetze gegen das Verfahren, die von den
Deutſchnationalen prompt eingeleitet werden wird, mit Feſtigkeit
entgegenzutreten, ſo fällt auf ſie die große Schuld, wenn die Entente
ſpäter mit neuen drückenden Forderungen an Deutſchland heran
treten würde. weil die Beſtimmung des riedensvertrags über die
Veſtrafung der Kriegsverbrecher von eutſchlard nicht erfüllt
worden ſei.

Jm Jntereſſe des deutſchen Volkes iſt die Sühne der Kriegsver
brechen notwendig muß Klarheit geſchaffen werden über die Schuld
am Kriege, müſſen die deutſche Regierungskunſt und der Militaris-
mus im Hohlſpiegel ihrer Leiſtungen der Oeffentlichkeit gezeigt
werden. Nur ſo kann die internationale und die nationale Atmo-
ſphäre gereinigt werden.

Eine Probe auf den ehrlichen Willen Deutſchlands.
Laut Courant berichtet der Pariſer Korreſpondent der Times,

daß von den Vertretern der Alliierten in Paris über die Frage
„Kriegsverbrechen“ beſchloſſen wurde, daß England, Frank
reich und Belgien zunächſt die Aburteilung von je
fünf „unſtreitigen Verbrechern“ von Deutſch
land fordern würden. Das geſamte Beweismaterial werde
den deutſchen Gerichten vorgelegt werden, vor dem anch eine große
Anzahl Zeugen aus den alliierten Ländern erſcheinen ſollen. Sollte
Deutſchland bei dieſer Probe auf ſeinen ehrlichen
Willen verſagen, ſo würden die Alliierten Zwangsmaß-
nahmen anwenden.

Wie Hie Gegenrevolution rüſtet!
Mit welcher Umſicht die Grundbeſitzer in Deutſchland die Gegen

treiben, davon legen die Nachrichten Kunde ab, die inrevolution
den letzten Wochen über die Aufnahme bewaffneter Balti-
kumer beiden pommerſchen Junkern berichten. Aber
auch in der Umgegend Berlins wird, der Freiheit zufolge,
eifrig gerüſtet. So wurden vor einigen Tagen auf dem Riltergute
des Frhrn. v. Eberſtein bei Großbeeren umfangreiche Waffen-
funde gemacht. Auf freiherrlichen Gute waren längere Zeit
hindurch mehrerr Baltikumſoldaten, in der Hauptſache
Offiziere, untergebrächt. Jhr ganzes Waffenarſenal wurde
im Walde vergraben. Ausgradungen, die auf eine Meldung hin
unternommen wurden, haben bisher 4 ſchwere Maſchinen-
gewehre, etwa 400 Kiſten Jnfanteriemunition und
150 Kiſten Maſchinengewehrmunition zutage ge-
bracht. Die Ausgrabungen werden fortgeſetzt, da auch noch zwei
Haubitzen und zwei Minenwerfer vergraben ſein ſollen.

Auch in Ziethen wurden auf einem adligen Rittergute Waf
fen zutage gefördert. Man fand dort im Stalle vergraben vier
Minenwerfer, 80 Jnfanteriegewehre, s Flieger-
maſchinengewehre, 25 bis 30 ſchwere und leichteMaſchünen gewehre etwa 20 Kiſten mit je vier bis immung einen
ſechs Minen und eine große Menge ſonſtiges Heeresmaterial.

Die Freiheit bemerkt dazu: „Die Vorgänge ſind dem Reichs
miniſterium bekannt. Wir wollen abwarten, was Herr Noske da-
gegen unternimmt. Wenn ein Arbeiter eingeſperrt wird, der einen
verroſteten Revolver verſteckt hat, müßte man annehmen, daß auch
gegen die Junker eingeſchritten wird, die ſich regelrechte Waffen
lager anlegen, deren Zweck für jedermann klar erſichtlich iſt.“

Anfragen des Genoſſen Kunert.
Der Nationalverſammlung ging folgende Anfrage des Abge-

ordneten Kunert zu: „Jſt es der Reichsregierung bekannt, daß in
dem Mansfelder Kupferſchieferbau mit ſeiner Produk
tion von Kupfer und Silber ein günſtiges Objekt für ſofortige Jn-
angriffnahme der Sozialiſierung vorhanden iſt?“ Ferner
fordert Genoſſe Kunert Antwort auf die Anfragen, aus welchen
Gründen der über Halle undden Saalkreisverhängte
verſchärfte Belagerungszuſtand noch immer aufrecht-
erhalten werde; warum ferner die Freigabe der im Regierungs
bezirk Merſeburg ſeit längerer Zeit verbotenen oder verſtümmelten
Preſſe der Unabhängigen Sozialdemokratäiſchen
Partei nicht erfolgt ſei. (Die letzte Angabe iſt durch die in-
zwiſchen erfolgte Freigabe der Blätter überholt. Red. d. Volksbl.)

Das fällige Vertrauensvotum für Noske.
Die Bezirksorganiſation GroßBerlin der Abhängigen hielt am

Sonntag ihren Parteitag ab, der unter der Wahlparole „Kampf
gegen rechts“ ſtand. Man fürchtet die Konſequenz ſeiner Taten und
macht die größten Anſtrengungen, die Schäflein bei der Stange zu
halten. Beſonders die von Herrn Südekum geplante Millionen
abfindung mußte zu dieſem Zwecke herhalten. Aber glaubt irgend
ein Menſch, t wenn Südekum ſie mit Hilfe der Rechten zum Ge
ſetz erheben läßt, die Abhängigen ihn fallen ließen, aus der Regie
rung ſchieden und ſich zu einer proletariſchen Kampfpartei ent
wickeln würden? Sie ſelbſt wahrſcheinlich am allerwenigſten!

Das kam ſchon ganz deutlich zum Ausdruck, als Eduard Bernſtein
die Schuld am Kriege ungeſchminkt den deutſchen und öſter
reichiſchen Jmperialiſten zuwies! Nur unter großer Unruhe konnte
er zu Ende ſprechen. Aber der abhängige Charakter enthüllte ſich
auch dem Naivſten vollſtändig, als es zur Abſtimmung über einen
Antrag kam, in dem der MarlohProzeß verurteilt, die Beſtrafung
der Schuldigen durch ein Volksgericht verlangt und erklärt wurde,
daß „Genoſſe Noske nicht mehr das Vertrauen“ der Partei beſäße.
Man ging über dieſen Antrag einfach zur Tagesordnung
über.

Das bedeutet natürlich ein offenſichtliches Vertrauensvoium für
Herrn Noske. Und bedeutet weiter das Einverſtändnis der Ab-
hängigen mit der militgriſtiſchen Politik, die Herr Noske im Inter
eſſe des kapitaliſtiſchen Staates gegen das revolutionäre Proletariat
betreibt.

Der Rieſenſtreik im Solinger Induſtriegebiet
iſt nun in die vierte Woche getreten. Etwa 5000 Arbeiter find
unter den neuen Bedingungen in Arbeit. Das Streikgebiet iſt für
Noskes Garde unerreichbar. Der Kampf verläuft in vollſter Ruhe.
Der Polizeiinſpektor von Solingen hatte, ohne die Stadtverwal-
tung davon in Kenntnis zu ſetzen, die höchft überflüſſige Maßnahme
getroffen, jeweils ein Drittel ſeiner Mannſchaften in Alarmbereit
ſchaft zu halten. Durch das Eingreifen unſerer Genoſſen in der
Stadtverwaltung wurde auch dieſe Maßnahme wiedeg aufgehoben.

Trotz dem entgegenſtehenden reichsgeſetzlichen Verbiſt hatten die
ausſperrungswütigen Unternehmer auch den Schwerkriegsbeſchä
digten gekündigt. Ebenfalls durch Eingreifen unſerer Genoſſen
werden die Unternehmer zum Schadenerſatz herangegogen, wenn
ſie nicht freiwillig dieſe Kriegsbeſchädigten wieder in Arbeit

nehmen. e

Im Nachſtehenden bringen wir eine gedrängte Ueberſicht über die
wichtigſten politiſchen Ereigniſſe der Verbote zeit.Zum Präſidenten der rangsſiſchen Republik wurde Paul

Deschanel, der bisherit reren lt.
Das ſogenannte An wurde am18. Januar in dritter i gegen men ange-

nommen. rDer Vorſitzende unſerer Partei, Ernſt Dä um ig, wurde auf
Veranlaſſung Noskes ver haftet. Man will ihn für die Vor
gang vom I13. verantwortlich ma Der Vorſitzende

r Zentrale der Kommuniſtiſchen Partei, Dr. Levi, iſt ebenfalls
m worden.r wer Erzberger-Helfferich erfuhr eine plötzliche Unterbrechung durch das Attentat auf e C
gab der frühere Fähnrich, jetziger Schüler Oltwig Hirſchfeld,
auf den Miniſter, der nach Verlaſſen des Kriminalgerichtsgebäudes
gerade ſein Auto beſtiegen hatte, mehrere Schüſſe ab, durch die
Erzberger an der re Schulter verletzt wurde. Am 21. Februarwurde gegen den Attentäter v. Hirſchfeld vor Gericht verhandelt.

Das Urteil lautete auf 18 Monate Gefängnis unter An
rechnung der Unterſuchungshaft.

Der Landesverſammlung iſt das Abfindungsgeſetz für
die Hohenzollern zugegangen. Die „Königs“familie ſoll nach
dem Geſetzentwurf eine einmalige Entſchädigung in Höhe
von 100 Millionen Mark erhalten. Weiter ſoll ſie eine
jährliche Privatrente von 758 Millionen Mark bekommen. Ferner
ſollen Wilhelm dem Letzten das Palgis des ſogenannten alten
T ſers Jeſu e Bellevue, Babelsberg, Burg Hohen-
gzollern, die Jagdſchlöſſer Grimnitzſee und Hubertusſtock, SchStolzenfels am Rhein und eine Reihe t S
Potsdam, Plön, Kiel und alle anderen Beſitzungen des Hauſes
Hohenzollern, wie Kadinen, Rominten, das Achilleon, Oels uſw.
verbleiben. Dem Einſiedler von Amerongen will man Schloß Hom-
burg vor der Höhe, ſeinem älteſten Sprößling Schloß Cecilienhof
auf Lebenszeit zur Verfügung ſtellen. Die Kronjuwelen ſollen
ebenfalls Eigentum des „Königs hauſes bleiben.

Der Eiſenbahnminiſter Oeſer ordnete die Schließung der
meiſten Eiſenbahnwerkſtätlen in Preußen an. DieHauvtwerkſtätten J und II in Berlin, die Werkſtätten in Salbke,
Stargard, Sebaldsbrück, Breslau, Jena, Frankfurt-Nied, Köln-
Nippes, Krefeld-Oppum, Weddau und mehrere andere wurden
kurzerhand geſchloſſen, Zehntanſende Arbeiter aufs Pflaſter ge
worfen. Es wurden nur ſolche Arbeiter wieder aufgenommen, die
ich zur Akkordarbeit verpflichteten. Jn der erſten Hälfte des

Februar ſetzte die Regierung ihr Werk der willkürlichen Schließungvon Eiſenbahnwerkſtätten fort. So wurden die Haupin erkſtätten

ämter Ia und Ib in Breslau, die Eiſenbahnhauptwerkſtätten in
Limburg. Opladen, Braunſchweig, BerlinGrunewald, Delitzſch
Halle und anderwärts geſchloſſen. Jn den meiſten Werkſtätten
ſind denn auch je mehrere hundert Arbeiter nicht wieder eingeſtellt
worden.

Jn Poinmern, Mecklenburg und Schleswig-Holſtein ſind Tau
ſendevonLandarbeiterngekündigt worden. Es han-
delt ſich um eine planmäßige Zertrümmerung der Landarbeiter-
organiſation durch den Verband der Agrarier. Noske hat zwar
verſucht, einzuſchreiten, doch ſollen nach dem Willen der Grund-
beſiser alle Vertrauensleute der Arbeiter, die ſogenannten „Hetzer“
von der Wiedereinſtel lung ausgeſchloſſen bleiben.

Nach Meldungen der bürgerlichen Preſſe iſt der Admiral Kol-
tſchak auf Befehl des Jrkutſker revolutionären Militärausſchuſſes
erſchoſſen worden.

Am 9. Februar brach in Solingen ein Generalſtreik aus, an dem
nicht weniger als 39 000 Arbeiter beteiligt waren.

Jn der erſten Zone von Nordſchleswig erfolgte die Abſtimmung
über die fernere Staatszugehörigkeit. Die Wahlbeteiligung war
ſehr ſtark; die Zahl der Wahlberechtigten betrug 109 745, wovon
100 110 abgeſtimmt haben. Wie zu erwarten war, ergab die Ab-

bedeutenden Sieg der Dänen. 74 887 däniſche
und 25 228 deutſche Stimmen wurden abgegeben, damit iſt die

Abſtimmungszone von Nordſchleswig ver-
oren.Jm Ruhrtohlengebiet ſollen ſich die Bergarbeiter durch ihre Ver

bände bereiterklärt haben, gegen Dopvelbezahlung vier Ueber-
ſchichten im Monat zu verfahren, wobei ihnen bedeutende
Verſprechungen bezüglich der Ernährung gemicht wurden. Indes
iſt in den letzten Tagen bereits auf neun Zechen des Rührreviers
ein Proteſtſtreik gegen die eingeführten Ueberſchichten ausgebrochen.

Seit Monaten gab ſich Noske die größte Mühe, den Abbau der
gegenrevolutionären Reichswehr zu verhindern. Tatſächlich hat ſich
die Entente darauf eingelaſſen, und geſtattet, daß die deutſchen
Streitkräfte am 10. April auf 200 000 Mann herabgeſetzt werden
und auf 100 000 Mann am 10. Juli 1920.

Jn Charlottenburg kam es am 20. Februar zu ſchweren Aus
ſchreitungen gelegentlich der Sprengung eirer vom Bunde Neues
Vaterland einberufenen Verſammlung. Dort wollte der bekannte
Demokrat Helmut von Gerlach ein Referat zur Auslieferungs-
frage halten. Jndeſſen fielen Angehörige der Reichswehr, ehe-
malige Baltikumer, über die Verſammlung her. Eine Anzahl Per-
fonen wurden durch Schläge mit Schlagringen, Gummiknüitteln,
durch Fußtritte und andere „geiſtige“ Waffen verletzt. Gerlach
wurde ſo zugerichtet, daß er in einer Droſchke fortgeſchafft werden
mußte.

Zum Nachfolger des deutſchen Botſchafters in Frankreich, von
Lersner, der der franzöſiſchen Regierung die Anslieferungsliſte
zurückſandte, iſt der Geheime Legationsrat Dr. Goeppert er-
nannt worden.

Das Unternehmertum in der Zigaretteninduſtrie vroteſtiert
gegen die neuen Tabakſtenern, indem die geſamten Zigrretten-
fabriken ihrem Perſonal zum 31. März gekündigt haben. Hier-
durch würden 60000 Arbeiter und Angeſtellteibrot-
los werden.

Die halbamtliche Deutſche Allgemeine Zeitung beſchäftigt ſich
mit dem Wiederzuſammentritt der Nationalverſammlung und
führt aus, es ſei äußerft ſchwer, im Spätſahr zu Neuwahlen für
den erſten Reichstag zu. kommen. Jm be S lleſtünden
wir noch dreziviertel Jahre vor den Neuwahlen

von Grundſtücken in Berlin

Was geht in Japan vor
Jm japaniſchen Unterhaus ereigne-

ten ſich erregte Szenen bei der Beratung der Vorlagen über das
allgemeine Stimm recht. Die Sitzung flog auf und es
kam zu ſchweren Zuſammenſtößen zwiſchen der
Polizei und den Abgeordneten in den Wandelgängen.
Bis ſpät in die Nacht wurde in der Stadt demonſtriert. Am
Sonnabend waren in London Nachrichten über ernſte Vorgänge in
Japan verbreitet, die von der japaniſchen Botſchaft ſcharf demen-
tiert werden.

Notizen.
Neue Liebesgaben an die Agearier. In der Sitzung des Reichs

rats, die am Sonnabend unter Vorſitz des Rechtsſogialiſten Dr.
David ſtattfand, wurde eine Verordnung über die Preiſe für land
wirtſchaftliche Erzeugniſſe aus der Ernte 1920 angenommen. Da-
nach ſoll der an die heimiſchen Ablieferer zu zahlende Mindeſt-
preis für die Tonne Weizen und dem Weizen gleichſtehende Ge
treidearten mindeſtens 1100 Mark, für Roggen, Gerſte und Hafer
1000 Mark und für die Tonne Kartoffeln 500 Mark betragen. Dieſe
Preiſe können nach Beginn der Ernte noch eine Steigerung er
fahren.

Die Elternbeiragtswuhlen in Berlin Bis am letzten Sonnabend
lagen die Ergebniſſe aus 29 Groß- Berliner Gemeinden ie
Elternbeiratswahlen gu. Volls ſchulen vor. Darnach weiſt die Liſte
der Unahhängigen 622, der Rechtsſozialiſten 334, der un
politiſchen Chriftkichen 356 Elternbeiräte auf.
Engliſcher Gewerkfchaftskongreß. Aus London trh gemeldet

uhe

daß dort am 11. März in London ein außerordentlicher Gewerk

gemein nicht mehr zugelaſſen war.

Das Franenwahlrecht in England. Die von der Arbeiterpartei
eingebrachte Geſetzesvorlage, die das Stimmrecht der de in
derſelben h regelt wie das der Männer, wutde im Unterhaus
in zweiter Leſung einſtimmig angenommen. Die Geſetzesvorlage
ſetzt die Altersgrenze für Frauen von 30 auf 21 Jahre herab.

Aus der Provinz.
An unſere Berichterſtatter.

Durch das Verbot unſeres Blattes iſt mancher Bericht aus der
Provinz nicht zum Abdruck gelangt. Unſere Genoſſen mögen nun
unverzüglich die Berichterſtattung wieder aufnehmen und uns nach
wie vor, in kurzer und knapper Form, über die wichtigeren Ereig-
niſſe in ihren Orten und Kreiſen unterrichten. Wir weiſen erneut
darauf hin, daß in allen Orten, in denen es noch nicht geſchehen iſt.
Berichterſtatter für das Volksblatt vom Parteiverein zu wählen
ſind. Auch die alten Regeln der Berichterſtattung bringen wir in
Erinnerurg: Schnelligkeit, keine ſogenannten „Bandwürmer“,
lieber häufig kurze Berichte, als ſelten einen endloſen Artikel, nur
einſeitig beſchriebene Bogen, mindeſtens vierteljährlich einmal eine
Aufſtellung der eingeſandten Berichte mit Zeilenzahl an die Redak-
tion ſenden, damit die Vergütung ohne Stocken vor ſich geht. Eine
ſchnelle Berichterſtattung erhöht die Aktualität“ der Zeitung. Ge
noſſen, unterſtützt auch auf dieſe Weiſe eure Preſſel

edt. Die Verhaftung des Bürgermeiſters Ge-
ricke- Während unſeres Verbotes hat ſich hier ein Vorfall ab-
geſpielt, der zu einer unglaublichen Hetze gegen die Unabhängige
Sozialdemokratie ausgemünzt wird. Wie erinnerlich, wählte ſeiner-
zeit die Mehrheit des Stadtparlamentes, die aus PVarteigenoſſen be-
ſteht, den Genoſſen Gericke aus Alsleben zum Bürgermeiſiter, trotz
des heftigen Widerſtandes der Bürgerlichen. die darüber erboſt waren,
daß ein Unabhängiger Sozialiſt auf dem ttſtedter Rathaus ſchalten
ſollte. Nun haben ſich im vergangenen Monat Vorfälle abgeſprelt,
die zu beweiſen ſcheinen, daß unſere Hettſtedter Genoſſen einem Un
würdigen ihr Vertrauen geſchenkt hatten. Der Bürgermeiſter lief in
eine Falle, die ihm ſein Stadtſekretär, ein Bürgerlicher, ſtellte, und
lien ſich dazu hinreißen, aus dem ſtädtiſchen Lebensmittellager Butter,
Käſe und Kakao zu entwenden. Der Stadrtſekretär benachrichtigte die
Polizet und bürgerliche Mitglieder der Lebensmittelkommiſſion, ſo
daß Gericke bei einem erneuten Beſuch des Lagers angeblich auf
riſcher Tat ertappt wurde. Da der Bürgermeiſter kein Bürgerlicher
war, wie Herr Oberbürgermeiſter Ebelin in Deſſau, ſo wurde er
ofort ſeines Amtes enthoben und zuſammen mit ſeinem Brnuder, dem
Ortsvorſteher in Kloſtermansfeld, dem Mitſchuld vorgeworfen wird,
verhaftet. Man kann ſich den Jubel der Bürgerlichen in Hettſtedt
vorſtellen! war hat es ſchon viele Bürgermeiſter gegeben, die ſich
als Unwürdige erwieſen haben, aber das waren Bürgerliche geweſen,
und deren Verfehlungen wurden ſo lange mit dem Mante! hriſtlicher
Nächſtenliebe zugedeckt, bis die Spatzen die Sache von du Dächern
vfiffen. Und ſelbſt dann wurden ſolche Herren nicht etn verhaftet,
ſondern höchſtiens, à la Erzberger, vom Amt fuspendiert. Wenn
ſolche Herren mal ein Pfund nehmen, ſo wäre derwegen ganz gew ß
keine Stagatsaktion veranſtaltet worden, und das Hettſtedter Togeblatt
hätte ſich nicht die Toga eines Cato umgeworſen, die ihm vputzig zu
Geſichte ſteht. Aber dieſe Erwägung iſt nicht etwa eine Entſchuldi-
gung für Gericke, ebenſowenig wie die Tatſache, daß er nur ganz
geringe Mengen zum eigenen Gebrauch genommen hat. Wer von
der Arbeiterſchaft einen Vertrauensvoſten erhält, hat die verdammte
Pflicht und Schuldigkeit, reine Weite zu bewahren. Er muß ſich
darüber klar ſein, daß jede Verfehlung, die er ſich zu ſchulden
kommen läßt, nicht nur ihn ſelbſt unmöglich macht, ſondern auch die
Arveiterbewegung ſchädigt. Hat Gericke daher ſich belaſtet, ſo wird
unſere Parter ihn tiefer verachten, als dies irgendein Bürgerlicher
tun könnte. Jntereſſant iſt es, daß in einer Verſammlung ein Mann
namens Käßtzner aus Staßfurt behauptete, Bürgermeiſter Gericke
habe auch jetzt noch der Partei der Mehrheitsſozialiſten angehört und
als ſolcher regelmäßig ſeine Beiträge gezahlt. K. machte ſich an
heiſchig, vollgültige Beweiſe zu erbringen. Sollte dieſe Behauptung
zutreffen, ſo wäre Gericke auch als volitiſcher Lump entlarvt. Unſere
Hettſtedter Genoſſen werden die Pflicht haden, hier unbedingt Auf
tlärung zu ſchaffen. Das Hettſtedter Tageblatt bemühte ſich natür
lich, die Angelegenheit der U. S. P. an die Rockſchöße zu hängen
Der bösartige kleine Kläffer in Hettſtedt wird nur noch übertroffen
durch die ehrenwerte Volksſtimme in Halle, das Organ der Sozial
vatrioten. Dieſe Tugendhaften wiſſen den alten Witz vom „Rrradi-
kalen“, um ihren Leſern die Meinung beizubringen, jeder Radikale
ſei von vornherein der Lumperei verdächtig. Wir kennen dieſe Weiſe,
die die Volksſtimme jetzt ſingt, ſchon von früher her, als die Blätter
des Reichsverbandes gegen die Sozialdemokratie ſie in mißtönigem
Chore anſtimmten. Daß gerade die Parteigenoſſen des Landtags-
abgeordneten Schulz aus Kiel es ſind, die heute dieſe Taktik an
wenden, iſt ſehr humoriſtiſch! Unſere Hetzſtedter Genoſſen werden
veweiſen, daß ſie nach wie vor das Banner un r Partei, daß durch
Verfehlungen Einzelner nicht beſchmutzt werden kann, aufrecht er-

Die Sozialpatrioten werden wie bisher keine Erfolge in
Hettſtedt ernten!

Zeitz. Der Stadtverordnetenvorſteher Gen. Drechsler
iſt kürzlich verhaftet worden. Dieſer Gewaltakt ſtützt ſich auf einen
Proze, der gegen den Gen. Drechsler als Nachſpiel des großen
Generalſtreiks ſchwebt. Drechsler ſoll als Vorſitzender des Arbeiter
rates von Zeitz einen Leutnant in Schutzhaft genommen baben. Die
Stadtverordnetenverſammlung vroteſtierte gegen dieſe Verhaftung
ihres Vorſtehers und beſchloß, beim Juſtizminiſter Schritte zur Frei
laſſung des Verhafteten zu unternehmen. Auch ein hieſiger Kommuniſt
wurde verhaftet.

Eilenburg. Die Verdoppelung der Eiſenbahntarife ab
1. März trifft gerade die Arbeiter Eilenburgs, die zum großen Teile
in Heipzig arbeiten, ſehr empfindlich. Daher hat der Magiſtrat
Eilenburg iſter Februar folgendes Schreiben an den preußiſchen

iſenbahnminiſter gerichtet:m vom 1. März d. J. an in Kraft getretene Erhöhung des Perſo

nentarifs der Eiſenbahn um 100 Prozent gibt uns Veranlafſung,
folgende dringende Bitte vorzutragen: Eilenburg liegt 24 Klm. von
Leipzig entfernt. Die Lebensbedingungen des größten Teiles der
Stadt Eilenburg ſind von der nahen Großſtadt Leipzig abhängig.
Nicht nur ein großer Teil der Arbeiterſchaft, iſt in Leipzigs
Jnduſtrie tätig, ſondern auch die ganze Geſchäftswelt Eilenburgs ift
mit Leipzig ſehr eng verknüpft, ſo daß ein regelrechter Vorortverkehr.
zwiſchen Leipzig und Eilenburg beſteht. Wir haben in früheren Jahren
bereits wiederholt darum petittoniert, daß ein Vororttarif anerkannt
würde, und haben auch erreicht, daß eine große Anzahl von Zugpaaren
zwiſchen Leipzig und Eilenburg eingelegt wurden. Die Einführung
des billigen Vororttarifs hat der Herr Miniſter nur ans prizipiellen
Gründen abgelehnt, da eine weitere Ausdehnung der Vororttarife all

Auf Drängen der Arbeiterſchaft
und der Geſchäftswelt Eilenburgs ſehen wir uns jetzt bei der gewal-
tigen Erhöhung des Perſonentarifs genötigt, Ew. Exzellenz zu bitten,
von der 100prozentigen Erhöhung des Perſonentarifs den Vorort-
verkehr auszuſchließen, da ſonſt eine gewaltige Lähmung des Verkehrs
und ferner eine Erböhung der Löhne der Arbeiter oder eine große
Arbeitsloſigkeit eintreten würde. Sollte es nicht möglich ſein, dem
geſamten Vorortverkehr die jetzigen Preiſe zu belaſſen, ſo bitten wir
wenigſtens darum die jetzt ſchon bohen Preiſe für die Arbeiter
Wochen Monats und anderen Zeitkarten von der Erböhung aus
zuſchließen.“ Dieſem Antrag iſt nur Erfolg zu wünſchen.

Ounedlinburg. Aus rechts ſozialiſtiſchen Hochburgen.
Der zahlreichen Samendiebſtählen beteiligte rechtsſozialiſtiſche
Stadtverordnete Ewald Müller, der unlängſt hinter Schloß und

jetzt von der Organiſationsleitung aus derRiegel geſetzt wurde,
ausgeſchloſſen worden. Es „klauen“ nichtſozialdemokratiſchen Partei

nur die Rrradikalen!

Die heutige Nummer umfaßt 10 Seiten.
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Den Schlag pariert!
Wir parieren den Schlagl Das uß das Gelshnis ſein, mit dem

heute die Leſer des Volksblattes ihr langentbehrtes Blatt wieder in
die Hand nehmen. Genau ſechs Wochen war das Band zwiſchen den

Leſern und der Zeitung von den nuülitäriſchen Machthabern zer
ſchnitten.

Aber die revolutionäre Ardeiterſchaft will und darf ſich durch
nichts, was es auch ſei, von ihren Zielen abbringen laſſen; daher
muß ihre trotzige Parole ſein:

Wir parieren den Schlag!

Das revolutionäre Proletariat wird auch durch Maſchinen
gewehre und Handgranaten nicht von ſeiner Ueberzeugung ab
zubringen ſein. Jm Gegenteil Es wird

nun erſt recht dem revolutionären Sozialismus tren bleiben.

Rechnen die Gewalthaber damit, daß durch das Verbot der
Zeitung Leſer verlorengehen, ſo muß die Parole ſein:

Nun erſt recht dem Volksblatt die Treue halten!
War mit der Unterdrückung des Blattes die Abſicht verbunden,

die Werbearbeit für die Partei und für ihr Organ zu unterbinden,
ſo muß ſich nun noch mehr als bisher jeder Parteigenoſſe und fede
Genoffin, jeder Leſer und jede Leſerin des Volksblattes verpflichtet

fühlen:

Nun erſt recht mit allen Kräften für die verfolgte Partei,
für ihre Organiſation, für ihre Preſſe zu werben!

Leſer und Leſerinnen des Volksblattes! Jhr habt während des
langen Verbots eures Blattes empfunden, wie eng ihr euch mit dem
Blatte verbunden fühlt. Jetzt erſcheint das Volksblatt wieder.
Das Volksblatt nimmt die alte Fahne des revolutionären Prole
tariats wieder auf, es wird wie vor dem Verbot dem Proletariat
wieder Führer und Banrrerträger, Freund und Berater ſein!

Das Volksblatt hat ſtets beſonderen Wert darauf gelegt, daß
zwiſchen ihm und den Leſern ein inniges Verhältnis beſtand. Das
Volksblatt gab ſtets fein Beſtes, es nahm aber dafür auch das un
beſchränkte Vertrauen ſeiner Leſer. So ſoll es auch in Zukunft
bleiben

Zeitung und Leſer, ſie gehören zuſammen Wo aber aus irgend
einem beſonderen Grunde das Verhältnis eines Leſers zur Zeitung
gelockert erſcheint. wo ein Leſer wankelmütig geworden iſt, oder wo
ein Abonnent den Bezug der Zeitung aufgegeben haben ſollte. da
gilt es für die Anhänger unſerer großen Sache. mit der Aufklärung
und mit der Werbearbeit für unſer Blatt einzuſetzen.

Partei und Gewerkſchaftsgenvſſen, alle aufgeklärten Arbeiter
werden in den ſechs Wochen des Verbots mit beſonderer Deutlichkeit
empfunden haben, welch wertvolle Waffe das Volksblatt auch im
wirtſchaftlichen Kampfe der Arbeiter iſt, daher muß nun an allen
Arbeitsplätzen, in den Werkſtellen und in den Fabriken die

Werbearbeit für das Volksblatt mit geſteigerter Kraft
einſetzen. Jeder muß ſich eifrig bemühen, wenigſtens einen neuen
Leſer für das Volksblatt zu gewinnen. Trotzig und kühn ſei die
Parole:

Wir parieren den Schlag!

Halle und Saalkreis.
Halle, den 32. März 1920.

Sechs Wochen Volksblattverbot.
Nach ſechswöchiger unfreiwilliger Pauſe darf das Volksblatt

endlich wieder erſcheinen „unſer Blatt“, wie es von Tauſenden
Proletariern in Halle und dem Bezirk Merſeburg mit einem ge
wiſſen Stolz genannt wird. Und mit Recht, denn das Volsblatt
iſt keine Zeitung, die um ihrer ſelbſt willen beſteht, etwa um einem
oder mehreren Kapitaliſten die Taſchen zu füllen. Nein, das
Volksblatt iſt das Kampforgan der revolutionären, klaſſenbewußten
Arbeiterſchaft, das ſich die Proletarier Halles und Mitteldeutſch-
lands. in nunmehr drei jahrgehntelanger, mühe- und opfervoller
Arbeit zur Vertretung ihrer wirtſchaftlichen und geiſtigen Jnier-
eſſen geſchaffen haben. Einen Tag darauf. nachdem nationaliſtiſche

Studenten und pogromlüſterne Kreiſe des Bürgertums den heißen
Wunſch ausgeſprochen hatten. daß dem Volksblatt doch „die
Schnauze geſtopft werden möchte, kam auch der herbe Sturm und
riß dieſe Waffe den Proletariern aus der Hand, drohte ſie zu ver
nichten. Aber die wackeren Genoſſinnen und Genoſſen erkannten
ſofort die Gefahr und ſie gelobten ſich, dem Gegner das Spiel zu
verderben, eilten herbei, um ihr Volksblatt wirtſchaftlich zu unter
ſtützen, koſte es, was es wolle.

Mit Freude können wir feſtſtellen, daß der größte Teil der Leſer
ſich bereit erklärt hat, dem Volksblatt auch für die Zeit ſeiner
Unterdrückung die Treue zu bewahren. Ohne Murren wurde der
Bezugspreis voll bezahlt und ganz von ſelbſt kamen von vielen
Seiten die Anerbietungen, den doppelten Preis zu bezahlen, wenn
das Verbot weiter ausgedehnt werden ſollte. Dieſe Wackeren haben
die Lage ganz richtig erkannt: fie wußten ſofort, daß beabſichtigt
war, mit dem Verbot der unabhängigen Blätter die ganze un
abhängige Bewegung zu vernichten. Sie wußten ferner, daß dann
auch die geſamte Arbeiterbewegung einen ſchweren Schlag erlitten
hätte. Das durfte nicht ſein, und deshalb erklärten ſie ſich auch
zu den größten Opfern bereit. Der erfreulicherweiſe nur ſehr
kleine Teil unſerer Leſer, der politiſch noch nicht wetterfeſt iſt und
glaubt, der politiſche Kampf ſei ein Zanzvergnügen, bei dem kein
Groſchen gegzahlt zu werden braucht, wenn die Muſik nicht ſpielt.
wird ſich durch die Opferwilligkeit der anderen ſicher beſchämt
fühlen. Haben ſie ſchon einmal darüber nachgedacht, wie es um die
Arbeiterſchaft ſtände, wenn alle ſo kleinlich denken würden wie ſie
Wir hoffen, daß wir in Zukunft auch mit dieſen wenigen „Halb
ſeidenen“ nicht werden zu rechnen haben, zumal unſere Gegner
ohnehin ſchon zu der Ueberzeugung gekommen ſein dürften, daß wir
mit Gewaltmaßnahmen nicht unterzukriegen ſind.

Wenige Tage nach Verhängung des Belagerun ſtandes tagte
eine von etwa 100 Vertrauensleuten un tatoriſch tätigen
Parteigenoſſen des Begirks Konferenz, um einen
Bericht von der in Berlin fundenen Reichskonferenz der
Partei ent hmen, ſowie einheitliche Richtlinien für den
durch den verhängten Belagerungszuſtand beſonders er
chwerten Kampf feſtzulegen. Da über Halle ohne jeden erfichtlichen

und bald der ver e Belagerungszuſtand verhän

war, die Ko abgehalS e rot

l. Beilag
De e

r die e des Be szuſtandes, die Verſchärfungr T die Ver der e en in Halle, Merſe-
a und Eisleben. Sie ſtellten feſt, daß bei Verhängung und
Ver g des Belagerungszuſtandes in Halle und dem Verbot
des Volksblattes nicht einmal die Formen eingehalten wurden, die
ſelbſt die Verordnung des Reichspräſidenten vom 13. Januar 2
und 8) vorſchreiöt. Weder die Zuſtimmung des Regierungskom-
miſſars noch ſeine Unterſchrift ſind bei den Verfügungen erſichtlich

ie unbefriſtet, alſo auf unbeſtimmte Dauer, erfolgt ſind. Da
ch iſt jede Art irgendwelcher Rechtsgarantie aufgehoben und die

Exiſtenz der Blätter und ihrer Hunderten von Angeſtellten völlig in
das Belieben der militäriſchen Gewalthaber geſtellt. Eine ſolche
lotale Rechtloſigkeft iſt ſelbſt während des Krieges von keiner mon
r r Regierung über die Preſſe verhängt worden.Die nterdrückung des freien Wortes auf die Daner iſt beiſpiellos
in der Geſchichte der Preßverfolgungen. Aber die Vertreter des
Dir Halle der U. S. P. wiſſen, daß die Sache des Sozialismus
und der ſozialen Revolution weder durch Unterdrückung der Preſſe,

Lähmung des Organiſationslebens vernichtet oder erſtickt
werden. Sie riefen die Parteigenoſſen auf, in ruhiger, würdiger,
aber zäher Art die Arbeit für die Partei unter den veränderten und
chwierigen Umſtänden weiterzuführen. Trotz Rechtloſigkeit und
erfolgung iſt die geſchichtliche Entwicklung mit un s, mit dem

Sozialismus und der ſozialen Revolution
Jn einer weiteren an die Regierung gerichteten Proteſterklärung

wurde zum Ausdruck gebracht, daß die Tatſache, daß wir die Maß
nahmen der Regierung für verfehlt halten und ſcharfe Kritik üben,
keinen ausreichenden Grund zu Gewaltmaßnahmen, über die übri-
gens die Geſchichte ein vernichtendes Urteil fällen wird, bieten
könne. Die Unabhängige Sozialdemokratie im Bezirk Merſeburg

t noch keine Aktion unternommen, bei der ſie nicht vorher ſich der
r en der Maſſen verſichert hat. Die Zeitungen des Bezirks
ben ebenfalls kein anderes Verbrechen begangen, als die alte

revolutionäre Taktik der ſozialiſtiſchen Arbeiterſchaft zu vertreten.
Es iſt ein Hohn auf die Demokratie, wenn man gegen die ſtärkſte
derer eines Jnduftriebezirkes mit Unterdrückungsmaßnahmen
vorgeht.

Jn Ausführung dieſer Beſchlüſſe haben während der Verbotszeit
im Bezirk zahlreiche Verſammlungen ſtattgefunden, in denen
überall erklärt wurde, daß die Genoſſen dieſe Maßregeln ebenſo
wenig fürchten und ebenſo beantworten würden, wie unſere Väter
das Sozialiſtengeſetz Bismarcks. Keine Gewalt auf Erden kann
uns hindern. den Sieg des Sozialismus zu erſtreben. Auch die
Kommunale Beratungsſtelle des Bezirksſekretarigts der U. S. P.
hat an den Reichspräſidenten ein Telegramm geſandt, in dem gegen
die Aufrechterhaltung des Verbotes proteſtiert wurde. Man er-
blickte darin eine beſondere Ungerechtigkeit und Beſchneidung des
kommunalen Selbſtverwaltungsrechtes, da die verbotenen Blätter
amtliche Organe für zahlreiche kommunale Körperſchaften ſind.
Genutzt hat es nichts, denn im Bezirk Merſeburg regiert nicht Herr
Ebert, ſondern General Maercker, der nach eigenem Geſtänd
überhaupt keine Zeitungen leiden kann, geſchweige denn gar noch
unabhängig-ſozialiſtiſche.

Die Buchdrucker ind das Volksblatt-Verbot.Durch das Verbot des Volksblattes war das Druckereiperſon al
arbeitslos und dadurch ſchwer ehe diat worden. Deshalb beſchäf-
tigte ſich eine Verſammlung aller im graphiſchen Gewerbe tätigen
Perſonen mit den Folgen, die das Verbot für die Betroffenen hatte.

ie Verſammlung lehnte es ab. eine Kommiſſion zu Maercker und
nach Berlin zu entſenden, wie es die Leipziger Kollegen beſchloſſen,
ſondern faßte einen Beſchluß, das weitere Handeln von den Unter-
nehmungen der Leipziger und Berliner Buchdrucker abhängig zu
machen. Die Leipziger Kommiſſion vermochte weder in Berlin
noch in Dresden die Aufhebung des Verbotes zu erreichen, wodurch
die Möglichkeit eines Streikes in den bürgerlichen Zeitungs
betrieben in unmittelbare Nähe gerückt war. Jn einer weiteren
Verſammlung wurde beſchloſſen, die geſamten Leipziger ZJeitungs-
betriebe ſtillzulegen, bis die ausgeſprochenen Zeitungsverbote auf-
gehoben ſind. a die J dieſem Beſchluſſe abernicht beitraten. unterblieb der in Ausſicht genommene Sympathie
treik auch in Halle. Man forderte hier noch den Hauptvorſtand des
uchdruckerverbandes auf, alles zu tun, um die Freiheit der Preſſe

wieder herzuſtellen und den Verband vor weiteren wirtſchaftlichen
Schäden zu bewahren. Entſprechend einem Beſchluſſe der Ver-
trauensmänner der Halliſchen Druckereien verhandelte am ver-
gangenen Dienstag eine Kommiſſion mit dem Vertreter des Reichs
wehrminiſters über die Aufhebung des Verbotes, und erhielt auch
die bindende Zuſage, daß die Verbote ſofort aufgehoben würden.
Am Sonnabend entſchloß ſich General Maercker denn auch, die
Reſeiv in die das Volksblatt geſchlagen war, zu löſen.

F

Das Ungeheuerlichſte an den Zeitungsverboten iſt aber. Das
du in re

ie bürgerliche Preſſe zum Volksblattverbot.
aft in der geſamten bürgerlichen Preſſe Deutſchlands haben die
eitungsverbote teilweiſe ſogar ſehr energiſchen Widerſpruch ge

undem. Nur Halle hat wieder einmal, wie immer. eine Ausnahine
cht. Hier war es nur die deutſchnationale Halliſche

eitung, die ſich gegen die plan- und ſinnloſe Zeitungs-
verbieterei in ziemlich ſcharfen Worten gewandt hatte. Durch
dieſe Gewaltmaßnahmen ſozialiſtiſcher r beſtäti
ſich die gange Hilfloſigkeit ſozialdemokratiſcher Regierungskunſt,
die ohne Belagerungszuſtand. ohne Bajonette und Maſchinen
gewehre ſich nicht zu halten vermöge. Je gewalttätiger und geſetz
widriger die Sozialdemokratie ſich in ihrer Regierungspoſition
gebärde, deſto eifriger werde ſie auf ihren eigenen Sturz hin
arbeiten. Die Richtigkeit dieſer Sätze wird aurh nicht im gerinnſten
abge ſchwächt durch die Tatſache, daß ſie nicht etwa geſchrieben
worden ſind, um gegen die r des Volkéblattes zuproteſtieren. vielmehr wurden ſie geſchrieben, um ſich über das
Hilfegeſchrei nach Maßnahmen „gegen die Bolſchewiſten von
rechts luſtig zu machen, die ſogenannte Volksſtimme mehrfach,
um den Schein der „Demokratie“ zu wahren, erhoben hatte.

Während alſo die bürgerliche Preſſe die Gewaltſtreiche gegen die
unabhängigen Zeitungen entweder verurteilte oder zum mindeſten
ſo anſtändig wie man es von dieſer Seite eben nur verlangen kann,
darüber veferierte, wußte die rechtsſogialiſtiſche Preſſe nichts
anderes zu tun, als die Verbote mit den verlogenſten Argumenten
zu rechtfertigen. Die ganze Zeit hindurch, als militäriſche Ge
walten uns verhinderten. die Stimme des grundſätzlichen Sozia
lismus zu erheben, haben ſich die hieſigen Sozialpatrioden m
Schweiße ihres Angeſichts bemüht, aus dem Verbot des Volks-
blattes Kapital zu ſchlagen. Dieſe Nutznießer des Belagerungs
zuſtandes ſcheinen wirklich die Hoffnung gehabt zu haben, ſie
könnten nun, da den Arbeitern ihr Sprachrohr genommen war,
khr ühbles Preßerzeugnis, die famoſe Volksſtimme, in die Woh
nungen der Arbeiter hineinſchmuggeln. Dieſes Blatt begoß denn
auch in den ſechs Wochen trotz des Verbotes die U. S. P. geradezu
mit Jauchekübeln, mit Artikeln über die man nach Heine ſagen
kanw: „jedes Wort war ein Nachttopf. und kein leerer.“ Es liegt
uns vollkommen fern, mit moraliſcher Entrüſtung über den groben
Verſtoß gegen die Regeln des journaliſtiſchen Anſtandes, der darin
liegt, daß man einen Gegner angreift, der öffentlich nicht ant
worten kann, viel Worte zu machen. Wir wären berechtigt, uns
zu entrüften, aber wir wiſſen. daß dieſes Verhalten der Volks
ſtimme nur ein Ausfluß des Jngrimmes der hieſigen Sozial
patrioten über ihre völlige Einflußloſigkeit iſt. Daher war es auch
kein Wunder, daß ſofort nach Verhängung des Verbotes, als in
Buchdruckerkreiſen der Gedanke diskutiert wurde, den brotlos ge
wordenen Kollegen vwmn Volksblatt durch eine Streikbewegamg zu
ihrem Rechte zu verhelfen, der Vorſtand der Regierungsſogialiſtdenren eriſchen Aufruf erließ. in dem er Sturm blies
eden Verſuch, den Rechtszuſtand wiederberguſtellen. Die Rechtseiten freuten ſich ja ganz offenkundig über die Untedrückung

unſerer Partei, kann man da von ihnen verlangen daß ſie einer
Aktion gegen dieſe Unterdrückung ruhig zuſaghen? Kein Blatt hatin der letzten Zeit wilder wen ſehen Streik der Arbeiterſchaft ge

hetzt als die Volks ne, deren Melodie immer der alten Melodie:
D

r
inderheit, wilde Streiks, wiederkehrende Ver

Axbeit“ angepaßt

e zum Volksblatt.
Halle (Saale), 2. März 1920.

am 8. Jammar die Regie ſtürgen wollte, haben dieſe Preßkoſaken des Kapitalismus mit freche? Stirn um ſo öfter behauptet,

die hiſtoriſche Wahrheit über die Vorgänge vor dem
eichstag feſtgeſtellt wurde. Immer und immer wieder wurde von

dern „griſtvollen“ Leitartikler der Volksſtimne behauptet, die Un
abhängigen die „Uzis“, ſo drücken ſich die ehemaligen „Sozis“

t geſchmackvoll gus! würben nicht mit geiſtigen Waffen
nhänger für ihre Jdee, ſondern ſie appellierten an die Gewalt.

en die Herrſchaften. als man uns mit ſozialiſtengeſetz
lichen Mitteln unterdrücktel Ein junger Grünſpecht, der ſeinen
weugebackewen Sozialiemus des öfteren durch die Spalten der
Volksſtimme ſpagieren führt, mißbrauchte ſogar Karl Marx' Worte
gegen die Uovien im alten Kommuniſtenbund, die ſtatt der wirk
lichen Verhältniſſe den bloßen Willen zum Triebrad der Revo
lution ſe en Die heutigen „wirklichen Verhältniſſe“ ſind nach
dieſer komiſchen Marxiſten, den die Halliſche Zeitung in einer
Polemik mit der Volksſtimme des Näheren ſchilderte, alſo kein
Triebrad zur ſozialen Revolution!

Jntereſſant war für den Kundigen in dieſer Zeit auch der
Provinzteil der Volksſtimme, der angefüllt war mit Siegesnach-
richten der Sozialpatrioten. Ueberall „dämmert“ es bei den Ar-
beitern überall wachen ſie aus dem „radikalen Taumel“ auf. Es
„dämmert“ überhaupt in jeder Nummer der Volksſtimme. Wie
kommt es aber nur. daß da die Rechtsſozialiſten ſeit Juni vorigen
Jahres in Halle keine einzige öffentliche Verſammlung veranſtalte
ten, um den von der rechtsſozialiſtiſchen Dämmerung erfaßten
Geiſtern Aufklärung angedeihen z laſſen? Wie kommt es denn,
daß man nur erweiterte Mitgliederverſammlungen Gäſte ſind
egen Zahlung einer Mark Eintritt zugelaſſen! veranſtaltet?Furchtet man ſich etwa, daß doch nicht genug da ſind, bei denen es

„gedämmert“ hat? Jn Wirklichkeit ſind alle dieſe Fanfaren, die
auch aus einer Bezirkskonferenz, die man glücklich mal abhalten
konnte, einen großen Sieg der Partei macht, läc licher Schwindel
Nirgends im Bezirk Hall ehaben die Sozialpatrioten irgendwelche
nennenswerten Erfolge errungen; denn eine Rede des Herrn
Dreſcher oder gar des vorläufigen Landrats Thiele iſt noch kein
Sie

it einer wahren Wolluſt bemächtigte ſich das von „politiſchen
Hoſenmätzen“ redigierte Blättchen eines Vorfalls, der ſich in Hett-
ſtedt abgeſpielt hat und über den wir noch an anderer Stelle be-
richten. Die Verfeblungen des Bürgermeiſters Gericke waren ein
gefundenes Freſſen für die Preßkoſaken der Noske-Partei, die ſi
in der altbekannten Reichsverband.manier ausſchlachteten. Wir
würden den Herrſchaften raten, etwas vorſichtiger zu ſein, ſonſt
würden wir ihnen mal Werrn W. Schulz, Mitglied des preußiſechn
Landtages und ſtrammen Rechtsſozialiſten, den geweſenen Er-
nährungskommiſſar und Leiter der Provinzialbekleidungsſtelle für
Schleswig Hollſtein in Kiel, vorführen. Dieſer liebe Schulz hat
nicht blos hin und wieder ein halbes Pfund Butter zum eigenen
Gebrauch genomwen, ſondern hat das Schmalz gleich waggonweiſe
verſchoben und hat außerdem eine Liſte Sächelchen auf. dem Kerb-
holze. die auch bei den Leſern der Volksſtimme gewiß das höchſte
Intereſſe erregen würden. Es liegt uns fern, ſolche Entgleiſungen
einzelner der rechtsſozialiſtiſchen Partei an die Rockſchöße zu
hängen. Der Volksſtimme liegt es aber durchaus ni chfern, uns
für einen Mann verantwortlich zu machen, den unſere Genoſſen in
gutem Glauben an ſeine Ehrlichkeit in einen Poſten wählten und
von dem jetzt behauptet wird, er habe ſowohl bei der U. S. P. als
auch bei den Sozialpatrioten Beiträge bezahlt, umnirgends die Fublung zu verlieren!

Daß die Volksſtimme die Unwahrheiten Heines über Zeitungen
unſerer Vartei im Rheinland, die für die Abtrennungsbeſtrebungen
eingetreten ſein ſollen, weiterverbreitete, nimmt uns keinen Augen
blick wunder. Wie der Herr, ſo's Geſcherri Die Volksſtimme
weiß natürlich, daß unſere Partei im beſetzten Gebiet bisher nur
in Köln eine Zeitung hatte, die mit der berüchtigten „Rheinifchen
Republik“ des Herrn Baumann nichts zu tun hat! Sie weiß auch,
daß die U. S. P. rückſichtslos jeden ausſchließt, der ſich an den
Loslöſungsbeſtrebungen beteiligt, wie O. H. Müller und J. Sweets.
Das verhindert ſie aber nicht, offenkundige Lügen wejiterzuver-
breiten. Jede Verleumdung, jede läppiſche Notiz, welche das Heil-
mann-Revtil,, die Parteikorreſpondenz der Rechtsſozialiſten gegen
die Unabhängigen losließ, nichts war dem Halliſchen Organ dieſer
Partei ſchäbig genug „um es ſeinen Lefſern als lautere Wahrheit
zu ſervieren. Wir müſſen geſtehen, daß man in einem Artikel
gegen dieſen Berg von Lügen, der in ſechs Wochen aufgehbäuft
wurde, nicht ankämpfen kann. Es genügt aber auch dieſe Feſt
ſtellung. denn glücklicherweiſe hat die Maſſe unſerer Leſerſchaft
auch in den Zeiten des Verbots uns nicht die Treue gebrochen, und
die Volksſtimme bat ganz gewiß keinen Gewinn aus dem Vorgehen
ihres Genoſſen Noske gegen uns gehabt. Denn ſelbſt diejenigen
unſerer Abonnenten, die während der Zeit des Verbots, um ſich zu
orientieren, ein anderes Blatt laſen, haben dazu nicht das ver
ächtliche Organ der Halliſchen Minderheitsfogialiften gewählt. Ein
Hündchen hat ſechs Wochen hindurch einen gefeſſelten Rieſen an
gekläfft das iſt alles!

Anch die Juſtiz gegen das Vpolksblatt. Ein Nachfpiel zum

ſchätzung es ſich bei dem zeitungs feindlichen General Maercker
erfreut. Auch während der Verbotszeit widmete die allgemein be
kannte Halliſche Juſtiz dem unterdrückten Blatte ihre gang be
ſondere Aufmerkſamkeit. So wurde der Lokal vedakteur Genoſſe
Kasparek von der durch den Kilian Prozeß berühmt gewordenen
Netzbandt Kammer zu der Kleinigkeit von 1700 Mark Geldſtrafe
verurteilt, weil er in zwei Auffätzen den Unterſuchungsrichter be
leidigt haben ſoll. Jn den Artikeln wurde behauptet, der Prozeß
gegen den Genoſſen Kilian, der damals ſchon über acht Moncte
in Unterſuchungshaft ſaß, würde aus politiſchen Gründen abſicht
lich in die Länge gezogen. Die Unterſuchungshaft ſei nichts anderes
als eine verkappte Schutzhaft, um einen unbequemen politiſchen
Gegner möglichſt lange unſchädlich zu machen. Obwohl der An
geklagte nachtwwies, daß er zur fraglichen Zeit gar nicht in Halle
war, wurde wegen Beleidigung auf die Höchſtſtrafe von 1500 Mk.
erkannt. Wegen angeblichen Abdrucks von Teilen aus der An
klageſchrift wurde Genoſſe K. zu 200 Mk. verurteilt. Jn einem
zweiten Prozeß waren die geliebten Zeitfreiwilligen Noskes
Gegenſtand der Verhandlung. Deutſchnationale Studenten fühlten
ſich beleidigt durch den Ausdruck „Freikorpsſtudenten“ und den
Vorwurf, daß ſie an der Aufſtellung von Geiſelliſten mitgewirkt
hätten. Das Schöffengericht erkannte auf Einſtellung des Ver
fahrens. Auf die Berufung des Staatsanwalts wurde das Urteil
des Volksgerichts aufgehoben und unſer Genoſſe von den Berufs
richtern zu 500 Mk. Geldſtrafe verurteilt. Gegen ein anderes
Redaktionsmitglied ſind nicht weniger als zehn Anklagen anhängig
gemacht, die demnächſt zur Erledigung kommen ſollen

Aufhebung von Zeitungsverboten.
Hugleich mit dem Volksvlatt waren in unſerm Bezirk fehrerzeie

auch der Zeitzer Volksbote, die Merſeburger Arbeiterzeitung und die
Mansfelder Volkszeitung von General Märker verboten worden. Dieſe
Verbote ſind ebenfalls aufgehoben, und die Blätter in und
Merſeburg können von heute ab wieder erſcheinen, während die e
felder Volkszeitung noch keine Benachrichtigung erhalten hat. Auch
unſere Bruderorgane haben die Verbotszeit ohne die Schädigungen
durchgehalten, die mißgünſtige Gegner er haben. Die Arbeiter
weſ Berbigunsegebieien wird durch dopvelte Agitation
für die Preſſe der Unabhängigen Sozialdemokratie zeigen, das Gewalt

war. Daß die U. S. P. e h



Kommunale Räckſchan.

du den Tagen unſeres Verbotes ſind in mehreren Sitzungen der
c c Beſchlüſſe gefaßt worden, die teil

ſe ſo wichtig ſind, wir nachträglich mit einigen rtendarüber berichten. Sei Worte
Jn der Stadtvervrdnetenſitzn e vom 19. Janng en 27 800wert Januar wurdir die Erweiterung des Säuglingsheims Emilienheim be-

wwilligt. Zur Errichtung von Kleinwohnungen in der Magde
burger Straße 5 wurden 10000 Mk. bereitgeſtelt. Für 20 Motor
wagen und 40 Anbängewagen der Straßenbahn wurden 55 100 Mk.
qus dem Erneuerungsfonds der Straßenbahn nachvewilligt.
Ferner wurde die Uebernahme der Wurſtküche in ſtädtiſchen Betrieb
und die Errichtung einer Schweinemäſterei durch die Stadt be
ſchloſſen.

W der Stadtverurdnrtenverſammlung vom 25. Januar wurde ein
Antrag des WMagiſtrats auf Erhöhung der Gaspreiſe angenommen,
die ſich auf 30 Pf. für den Kubikmeter beläuft. Gegen die Stim-

unſerer Genoſſen wurden 880 Mt. für die Herſtellung des
Kirche St. Georgen aus Gemeindemitteln bewilligt.

diebungearbeiten in Bad Wittekind wurden 80 000 Mr.
Ferner beſchäftigte die Stadtverordneten eine Vorlage,

das die dt einſt der Militärverwal-
aber auf ihr Drängen zurückerhielt,

n landtvirtſchaftliche Nutzung überzu
fithre c giſtrat beantragte, das Land dem Püchter des
ſtädtiſchen Gutes Seeben, von dem es ſeinerzeit abgetrennt worden
war. gegen einen Pachtpreis von 40 Mk. für den Morgen im erſten
Jahr und 79 M. in den folgenden u überlaſſen. Genoſſe
Oſterburg trat dieſem Antrag des rgiſtrats entgegen und wies
nach, daß die Stadt Halle, wenn ſie nur ein Fünftel ihres ſtädti
ſchen Grundbeſitzes mit Kartoffeln bebauen würde, den ſiebenten

Die Mehrheit der Stadt
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allen anderen, ſo auch

verordneten, darunter ein großer Teil der Demokraten, beſchloß
rauf 360 Morgen in ſtädtiſche Regie zu nehmen und Kar-

tofhr rnzen zu Laſſen. t
Die Stadtrerordnetenmehrheit gegen Preßfreiheit.

Sie burtgerltch-rechtsſogictiftiſche Mehrheit der Verſammlun
Stourpte fich in ihrer ganzen geiſtigen Größe bei einem Vorſtoß

V Sunſerer Genoſſen gegen die Unterdrückungsmaßznahmen. Unſere
Fraktion bare folgenden Antrag geſtellt:

Da durch die vom intlitäriſchen Befehlshaber verfügte Maß-
nahme betr. den Ausnabmezuſtand die Verſammlungs- und
Preßfreiheit erheblich beſchränkt iſt, wodurch vor allem den Ar
beitern Schwierigkeiten erwachſen, erſucht die Verſammlung den
Magiſtrat, ſofort Schritte zu tun, um dieſe Maßnahme rück
gängig zu machen.

Genoſſe Bowitsski begründete den Antrag und wies ganz be
ſonders darauf hin, wie unnötig und unbegründet der Belage-
rungszuſtand für Halle ſei, da fa keinerlei Unruhen ſtattgefunden
haben. Es ſei ein Akt der Willkür, wenn man einſeitig Blätter
verbtete. Kein Bürgerlicher und kein Rechtsſozialiſt tat den Mund
auf. Stumm ſaßen ſie da, die Recken für Freiheit und Demo
kratie, um ebenſo ſtumm den felbſtverſtändlichen Antrag nieder
zuſttimnen. Das heuchleriſche Getue der Sogzialpatrioten bat ſichdier ſo deutlich enthüllt, daß eigentlich jeder Fomanentar über-

flüſſig iſt. Sie waren und ſind die Nutznießer des Belagerungs
zuſtandes!

Die Stadtverorduerenſitzung am Montag, den 9. Februar brachte
den Nachtrag zur Luſtvarkeitsſteuer, der gegen die Stimmen
unſerer Genoſſen, mit Hilfe der Sogialpatrioten, angenommen
aurde. An Stelle des ausgeſchiedenen Herrn Ziegler wurde Herr
Rödiger als Stadtverordneter eingeführt. Es wurde auch ſo
fort die Neuwahl des Schriftführers erledigt, die ſich durch die
Mandatsniederlegung des Herrn Ziegler nötig machte. Gewählt
wurde Stadtv. Buſſe (deurſchnational Die Aufwandsentſchädi-
gung für die unbeſoldeten Stadträte wurde geregelt. Die Frak-
tion der II. S. P. hatte 300 Mk. für den Monat beantragt,
wurde auch im Ausſchuß anerkannt, daß die Tätigkeit der
räte bei der heutigen Zeit eine Entſchädigung erfordere. Aber
man hielt den Betrag von 300 Mk. für zu hoch, Aud einigte ſich
auf 200 Tek. So wurde auch beſchloſſen, während unſere Fraktion
den erſten Antrag aufrechterhielt. Nach Erledigung kleinerer Vor
lagen wurde dann die Frage der

Luſtdarkeitsſteuer
vehan Die Sportvereine hatten dagegen proteſtierr, daß man
ihre Veranftaltungen als unter die Luſtbarkeitsſteuer fallend be-
trachten will. Auch die KinoJnterefſſenten und die Wirte prote-
tierten gegen dige geplame Steuer. Stadtv. Borges degründete
namens des Hausbaltsausſchuſſes den Nachtrag. Die neue Reichs
einkommenfteuer zwinge dazu, alle Steuerquellen, die für die
Städte noch verfügbar find, auszubauen. Andere Städte haben
die Luſtbarteitsſteuern in viel größerem Maße bereits eingeführt.
Nach der Vorlage wird ein Unterſchied gemacht zwiſchen Ver
anſtaltungen mit reinem Vergnügungscharakter und ſolchen, die
einen erzieheriſchen oder turellen Wert. beſitzen. Die villigen
Plätze ſollen weniger beſteuert werden als die reuren. Auch wird
in der Erhebung ſowohl die Art der Karten- ſowie die der
Pauſchalſteuer angewand2. Jm ganzen hält fich die Sauſ die Steuer auf10 bis 50 Prozent Erhöhung gegenüber den jetzigen Eintritts-
preiſen. Man glaubt, 8

andelt.

artut

3 Millionen jährlich aus der Steuer ziehen
zu können. Der Referent beſchäftigte ſich dann mit den Proteſten
gegen die Erhöshung, die er als nicht ſtichhaltig begzeichnete, und
erklärte die einzelnen Paragraphen des Nachtrags. Verſchiedene
Abänderungsanträge lagen vor. die faſt alle von der Fraktion der
U. S. P. geſtellt ſind. Der Redner der Fraktion, Genoſſe Bock,
ßegann ſeine Ausführungen mit der Feſtſtellung, daß der Beruf
eines Finanzminiſters beute direkt lebensgefährlich geworden fei.
Unſere Grundſätze wir ſind die einzige Partei, dte noch Grund
fütze hat verbieten uns aber. dieſe Vorlage zu unrerſtüßen. Jn-
direkte Steuern belaſten die große Maſſe, und da dieſe Maſſe es
iſt, die den Hauptteil der Befucher jener Veranſtaltungen ſtellt,
die von der Steuer getroffen werden, würde ſie die Steuer ſchließ-
lich tragen müſſen. Wir find zwar keineswegs Freunde der Tanz
tile und niederen Luſtbarkeiten, aber erſt eine neue Geſellſchafts-
ordnung wird hier Aenderung ſchaffen. Wenn man durch die
Steuer erzieheriſch wirken will, ſo zäumt man das Pferd beim
Schtranze auf. Mit der Grundlage, mit der Ergziehung, dem
Schulweſen, muß begonnen lverden, wenn man auf dieſem Ge
biete Erfolge haden will. Wir bemühen uns aber, immerhin die
größten Schönheitefehler aus der Vorlage zu entfernen. Die
dilligeren Plätze dürfen nicht belaſtet werden. Auch das Stadt
thegter muß ſteuerfrei bleiben, denn es ſoll eine Volkserziehungs
ftätte ſein. Wenn das jetzt noch nicht in Erſcheinung getreten iſt.
ſo liegt das nicht an Prinzip der ſtädtiſchen Regie, ſondern an der
ſittlichen Verwahrloſung unſerer Jeit und an dem Thearernob.
der Skandale provogiert. Alle Vereine, die allein die Körperkultur

im Ziele haben, ſollten ebenfalls von der Steuer befreit werden.Jinn Schluß verlas Gen. Bock folgende grundſätzliche

Erklärung der U. S. P.
„Die Haltung der Stadtverordnetenfraktion der Unabbängigen

Sozialdemokratie zur Luſtbarkeitsſteuervorlage wird beſtimmt
durch die grundſäzliche Gegnerſchaft zum Syſtem der indirekten
Beſteuerung. Die Luſtbarkeitsſteuer ift unſtreitig eine indirekte
Stener. Auch ſie trifft in ihren Wirkungen, wie alle indirekten
Stenern, relgtiv und abſolut vornehmlich die breiten unbemittel
ten Volksſchichten in weiteſtem Umfang und am härteſten. Da
ſie ferner die ernſte Kunſt, das Stadtthdeater, andere bildende
Unterhaltungen, auch volk tigende Körperkultur uſtw. nicht
verſchont, ſteht ſie in dieſen ku urhemmenden Wirkungen auch
den Kulturforderungen der U. S. P. entgegen. Die billigen Ein

der Anhänger und Befürworter der indirekten Steuer-infolge ges durch den Krieg verurſachten finanziellen
lichen Zuſammenbruchs des Deutſchen Reiches
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ne ſtärkere indirekte Beſteuerung der Bevölkerung auch in denwicht veehr zu h ſei, kann die Unabhängige

Sozialdemokratie allein mit der Tatſache abtun, daß ſie wie
ch an dieſen Folgen des verbrecheriſchen

Krieges nicht den geringſten Schuldanteil hat. Jn dieſem Be
iwißtſein und in der Erkenntnis, daß nur die Verwirklichung des
Sozialismus die einzige und ſichere Gewähr auch für die Ge
ſundung des zerrütteten ſtaatlichen und kommunalen Finar
weſens bietet, lehnt daher die Stadtverordnetenfraktion der
S. P. als grundſätzliche Gegnerin jeder indirekten Steuer, au
die vorliegende Luſtbarkeitsſteuervorlage des Magiſtrats ab.

Jn der Debatte hielt Herr Kleeis eine Uebungsrede für ſeinen
neuen Bürgermeiſterpoſten und tat ſo, als ob er humoriſtiſch an
gehaucht ſei. Er behauptete, die Luſtbarkeitsſteuer ſei in land
läufigem Sinne keine indireite Sreuer, oder höchſtens wie die
Hundeſteuer, weil der ſelbſt doch keine Steuern zahlt, ſon
dern fein Herr! Die Anträge der Unabhängigen ſeien nur aus
agitatoriſchen Gründen geſtellt. Zurufe: Wir haben ja gar kein
Blatt!) Die Unabbängigen könnten auch nur mit Waſſer kochen,
wo ſie die Mehrheit hätten. Wenn früher die Sozialdemokratie
Wolche Steuern abgelehnt hätte, ſo müſſe man ſagen: „Die vom
Jrrtum zur Wahrheit reiſen, das ſind die Weiſen Die im Jrrtum beharren, das ſind die Narren.“ Bravo, Herr Kleeis! Das
iſt das Glaubensbekenntnis eines Abtrünnigen!

Nach der Einzelabſtimmung wurde die geſamte Vorlage gegen
die Stimmen der U. S. P. Fraktion angenommen. Damit iſt be
ſchloſſen, daß nicht nur alle Luſtbarkeiten, Kinos, Theater, ſondern
auch Wettrennen, Wettrudern, Wertfahren, Wertfliegen und ſon-
ſtige ſporrliche Veranſtaltungen gegen Eintrittsgeld auf Grund
gewerbs- oder berufsmäßiger Tätigkeit der Steuer unterliegen.

Ferner wurde in dieſer Sitzung beſchloſſen, die Bergſchenke als
Flüchtlings-Maſſenquartier herzurichten.

Die Halliſchen Gewerkſchaften zu den Betriebsräte-
wahlen.

Jm Volkspark tagte am vergangenen Donnerstag eine vom Ge
werkſchafiskartell einberufene Verſammlung, in welcher zu den

durch die Annahme des famoſen Betriebsrätegeſetzes notwendigen
Wahlen Stellung genommen wurde.Wahlen St Genoſſe Franz Peters beſprach in längeren Ausführungen die vielen, vielen Mängel, die dem
Geſes anhaften und ihm einen ausgeſprochen arbeiterfeindlichen
Charakter geben. Die Rechtsſozialiſten wollen von einem Klaſſen
kampfe nichts mehr wiſſen ſie wollen deshalb auch alle außerparla
mentariſchen Kämpfe durch Geſetze unmöglich machen. Man brauche
z über den Charakter dieſes Geſetzes, das den genannten Zwecken
ienen ſolle, nicht hinwegzutäuſchen, aber es bedeute ſeiner Meinung

nach doch einen Kampfboden, auf dem die Arbeiterſchaft revolutionär
wirken könne. Es biete ſich die Möglichkeit, praktiſch zu organi-
ſieren, bekanntlich die ſchwerſte Aufgabe die zu erfüllen ſei. Durch
den Kampf, den die Betriebsräte um ihr Mitbeſtimmungsrecht zu
führen haben werden, haben die Arbeiter vielerlei Gelegenheiten,
ſich Kenntniſſe zu erwerben, ſich zu ſchulen ferner würde es möglich
ſein, dem Geſetz die Giftzähne auszubrechen. Genoſſe Peters
empfahl deshalb Beteiligung an den Wahlen, wodurch den Rechts
ſozialiſten die Quittung für ihr arbeiter feindliches Betragen erteilt
werden könne.

Jn der Ausſprache vertrat Genoſſe Bowitzky den Standpunkt,
daß man mit dem Geſetz nichts erreichen könne, was für die Ar
beiterſchaft nützlich ſei. Er habe die Ueberzeugung, daß damit kein
Schritt weiter auf dem Wege zur Sozialiſierung getan würde. Er
ſprach ſich nicht für, aber auch nicht gegen die Wahlbeteiligung aus.

Genoſſe Lemck wandte ſich unter ſchärfſter Kritik der einzelnen
Geſetzesbeſtimmungen und einigen perſönlichen Seitenhieben gegen

ührenee Parteigenofſfen mit Entſchiedenheit gegen die Beteiligung
an der Wahl Außer einem dem Namen nach unbekannten Redner
ſprach ſich Genoſſe Winkler in überzeugender Weiſe dahin aus,
daß es höchſte Zeit ſei, in die Betriebsräte hineinzugehen, wodurch
ſich die Arbeiter die jetzt noch fehlende praktiſche Erfahrung an
eignen könnten. Nach einem längeren Schlußwort des Referenten
gelangte unter allgemeiner Teilnahmsloſigkeit folgende Reſolution
zur Annahme:

„Die am 26. Februar im Volkspark tagende Verſammlung der
Halliſchen Gewerkſchaftsgenoſſen iſt der Auffaſſung, daß durch das
von der Nationalverſammlung angenommene Betriebsrätegeſets
die revolutionären Forderungen der Arbeiterklaſſe
nicht erfüllt worden ſind. Das Betriebsrätegeſetz iſt ein Ver-
ſuch, das kavitaliſtiſche Wirtſchaftsſyſtem vor dem um ſeine wirt-
ſchaftliche Befreiung kämpfenden Proletariat zu ſchützen. Da nach
der programmatiſchen Erklärung des Leipziger Parteitags ſich das
revolutionäre Proletariat aber aller volitiſchen. parlamentari-
ſchen und wirtſchaftlichen Kampfmittel bedienen muß, zu denen auch
die von der Nationalverſammlung beſchloſſewen Betriebsräte ge-
hören, beſchließt die Verſammlung die Keilnahme an den
Betriebsratswahlen. Die Betriebsräte müſſen von unſeren
Genoſſen zu Wegbereitern des revolutionären Räteſnſtems und zur
Schulung der Arbeiterklaſſe für die Diktatur des Proletariats be
nutzt werden.“

Das Urteil im Ferchlandtprozeß 53 Jahre Gefängnis.
Während der Zeit der Unterdrückung unſeres Blattes iſt auch der

Prozeß gegen den Genoſſen Ferchlandt, den Militärbevoll-
mächtigten des Soldatenrates, zu Ende geführt worden. Die Ver-
handlungen endeten mit der Verurteilung des Genoſſen Ferchlandt
zu fünf Jahren Gefängnis. Nach der kurze Zeit vorher
erfolgten Verurteilung des Genoſſen Kilian zu drei Jahren
Gefängnis konnte auch dieſes Schreckensurteil nicht mehr über
raſchen, zumal die Paragraphen des alten Militärftrafgeſetzbuches
in Anwendung kamen. Der Ankläger, Kriegsgerichtsrat Wolff,
war bei einer Addition der beantragten Einzelſtrafen auf eine Ge
ſamtſtrafe von 22 Jahren und 7 Monaten Gefängnis gekommen.
Das Gericht hatte wegen der nachſtebend genannten Straftaten die
folgenden Einzelſtrafen ausgeworfen: Mißbrauch der Dienſtgewalt
T zwei Monate Gefängnis, Bewaffnung und Beköſtigung von Zivi
kiſten auf Koſten des Militärfiskus zwei Monate, Aufwiegelung
Untergebener. Anbalten von Transportzügen, Anklegen von Waffen-
lagern drei Jahre, Sammlung von Waffen und Gefährdung der
zffentlichen Sicherheit zwei Jahre, „Vergewaltigung“ der Saale-
Zeitung und Vernichtung von Flugblättern ſechs Monate, Frei-
Seitsberanhung durch Verhaftung des Grafen Weſtarp acht
Moncte, Verhaftung des Spitzels Hartung drei Monate, ſchwerer
Ungehorſam und Bildung bewaffneter Haufen neun Monate,
und Verabſäumung der ihm obliegenden Beaufſtchtigung Unter-

w.

gebener drei Monate Gefängnis. APe dieſe Strafen wurden zu
einer Geſamtſtrafe von fünf Jahren zuſammengezogen. Jn der
Begründung des Urteils wurde u. a. ausgeführt, daß das Strafgeſes

8 B 2durch die Revolution nicht aufgehoben ſei. Ferchlandt habe darum
die Vflicht gehabt, als Träger der Kommandogewalt die Gewalt den
militäriſchen Regeln entſprechend und auf Grund der beſtehenden
Geſetze zu verwalten. Wie unſere Leſer aus dem Verbandlungs-
pericht twiſſen, hatte Genoſſe Ferchlandt ebenſo wie Kilian die
ihm zur Laft gelegten Handlungen als Militärbevollmächtigter des
Halliſchen S-Rates vorgenommen. Für die der Revolution ge
leiſteten Dienſte ſchickt man ihn nun, ein Jahr nach der Revolution,
auf ein bolbes Jahrzehnt ins Gefängnis.

Sozialiſtiſche Prolerarieringend. Unfere Fämtlichen Veranſtal
tungen finden weiter wie bisher im Volkspark ſtatt. Heute abend
Handarbeits- und Disfuſſionsabend

Zur Lohnbewegung im Handels und Transportgewerbe. Nach
dem bereits zwiſchen dem Arbeitgeberverband für das Handels und
Transvortgewerbe für Halle und Umgegend einerſeits und dem
Deutſchen Transportarbeiterverband. Zahlſtelle Halle. andererſeits
eine Einigung über die neuen Lohnfätze erzielt worden war, iſt nun
auch der ſogenannte Mantelvertrag fertiggeſtellt. Letzterer läuft
bis Ende dieſes Jahres. während die Gruvvenlohntarife unkündbar
bis 31. März abgeſchloſſen worden ſind. Mantfelvertrag und Lohn
tarife gelten ab 1. Februar. eben den in den Lohntarifen feſt
geſetzten Mindeſtlöhnen werden noch rückwirkend ab 1. Jannar d. J.
veſondere Brottenenungseulagen gewährt. Dieſe betragen für alle
Arbeitnehmer pro opf und Beoche L Mk. Für Verheiratete wird
außerdem noch für Fran nd Kinder bis zum 18. Lebensj rhre eben
falls e 2 Mk. gezahlt. Wirwen erhalten für ihre Kinder gleiche

m

ch keſten, und

e eher atte Arbeitnehmerinnen, deren Männer danernd er
ſind.

Die im Eiſenbahnverkehr. Vom 1. 1920ſind die Perſonenfahrpreiſe (einſchließlich der Preiſe für Zeitkarten
aller Art und Hundekarten), ſowie die Gepäck, Leichen und Ex

reßgutfrachten um 100 Prozent erhöht worden. Die Verdovpelung
es Preiſes betrifft auch die Bahnſteigkarten, die künftig 40 Pf.

hr für Hinterlegung von Handgepäck, die
künftig 60 Pf. für die beiden erſten Tage und 60 Pf. für jeden
folgenden Fs beträgt. Die Reiſe (bei Doppelkarten und Rückfahr
karten auch die Rückreiſe) muß in allen Fällen am erſten Geltungs
tag angetreten werden.

Neue Linienführung der Straßenbahnlinie 8. Jn der Führung
der Kröllwitzer Linie S iſt von geſtern ab in ſofern eine Aenderung
z als jeder zweite Wagen vom Mühlweg durch die große

lrichſtraße über den Markt nach dem Hauptbahnhof und zurück fährt.
Dieſe Wagen tragen die Bezeichnung 8A. Die neue Linienführung
ſoll nicht nur eine direkte Verbindung von Kröllwitz mit dem Zentrum
der Stadt herſtellen, ſondern es ſoll dadurch in erſter Linie für den
ſtarken Verkehr vom Markt zur unteren Leipziger Straße Erleichterungen

eſchaffen werden. Auf dieſe Weiſe hat nun die Strecke Bernburger
Geiſtſtraße Gr. Ullrichſtraße Markt LeipzigerStraße 3-Minuten Verkehr. Dagegen verkehren in der Friedrichſtraße

Wagen nur alte 12 Minuten. Die eingleiſigen Strecken der Linie 8
Theater und Hauptpoſt und in der Burgſtraße zwiſchen

ühlweg und Volkspark ſind durch Lichtſignalanlagen geſichert, ſodaß die Führer künftig ſofort wiſſen, wenn ſie an cingieiſge Stellen

en ob die Strecke frei iſt oder nicht. Das Warten kommt
durch künftig in Wegfall.

Eröffnung des Kurhauſes in Bad Wittekind. Wie bekannt,
wurde auf A unſerer Genvſſen die Bewirtſchaftung des Kur
hauſes in Bad Wittekind in ſtädtiſche Regie übernommen. Am
Sonnabend hatte nun dir Direktion des Zoologiſchen Gartens und
des Bades Wittekind zur Eröffnungsfeier des neu hergerichteten
Kurhauſes Vertreter der Stadtverwalta Stadträte, Stadt
verordnete, Künſtler und Vertreter der Preſſe geladen. Die Dar
bietungen hatten den Zweck, den Gäſten zu zeigen, wozu bie ge
ſchmackvoll hergerichteten Räume und die Bühne benutzt werden
können. Nach Beſichtigung der Räume hielt Herr Direktor Dr.
Knieſche einen Vortrag mit Lichtbildern über den Zoologiſchen
Garten, der in Zukunft in erſter Linie zu Scharl zwecken verwendet
werden könnte. Darauf ſpielte die dreigehniährige Marianne
Suhauſe, eine Schülerin des Heydrichſchen Konſervatoriums, am
Flügel einige Stücke von Schubert und Chopin und erntete für ihr
meiſterhaftes Spiel großen Beifall. Der Verein für ibes
übungen führte plaſtiſche Bilder vor. Bettina Schmidt, die
Lehrerin der Damenabteilung, tanzte in guter Ausführung einen
Straußwalzer. Abgeſchloſſen wurden die Darbietungen durch
Freiübungen, welche von der Turnerinnenabteilung umd vormLurner Fink vorgeführt wurden. Sämtliche Darbietungen wurde

mit reichem Beifall auf genommen.
Jm Provinzialmuſeum am Wettiner Platz finden folgende Ver

anſtaltungen ſtatt: Mittwoch. den 8. März, 11 Uhr vormittags, eine
Führung: 8 Uhr abends im Hörſaal des Muſeums (Eingang Rich.
Wagner Straße) ein Vortrag: Kultſtätten. Sonntag, den
7. März, 11 Uhr vormittags, im Lichthofe des Muſeums Vortrag
von Profeſſor Dr. Hahne: Frühlingsſpiele. Sämtliche Ver
anſtaltungen ſind öffentlich bei freiem Eintritt.

Erneute Vertenerung der Braunkohlen. Wolffs Bureau meldete
vor einigen Tagen aus Berlin: „Mit Rückſicht auf die namhaften
Lohnerhöhungen in den mitteldeutſchen und oſtelbiſchen Braun
kohlenrevieren hat der Reichskohlenverband folgende Preis
erhöhungen bewilligt: Für Briketts und Preßſteine 45 Mk., für
Rohkohle 15 Mk., Siebkohle 16,50 Mk., Stückkohle 18 Mk. und Grude-
kohle 60 Mk. die Tonne mit Wirkung vom 1. März, ohne Steuer.“

Es iſt richtig, daß die nicht unerheblichen Lohnſteigerungen im
Bergbau auf die Steigerung der Preiſe eingewirkt haben. Aber die
Steigerung der Preiſe für Kohle wäre nicht in dem Maße nötig,
wenn nicht neben den Geſtehungskoſten auch noch hohe Gewinne
für die Jechenbeſitzer herausgeholt werden ſollten. Die Begründung
der Regierung für die neue Preisſteigerung iſt demnach eine ten
denziöſe, eine gegen die Arbeiter gerichtete. Objektiv richtiger wäre
noch geweſen zu fagen: Mit Rückſicht auf die Gewinne der Zechen
beſitzer

Zur Erlangung von Entwürfen zu einem Bebanungsplan für
das Gelände zwiſchen Wilder Saale, Talſtraße und Heideweg in
Halle wird neben einigen beſonders zur Beteiligung eingeladenen
Halliſchen Architekten unter den in Halle, dem Saalkreis und
Kreis Merſeburg ortsanſäfſigen Architekten ein öffentlicher Wett
bewerb gusgeſchrieben. An Preiſen ſollen verteilt werden: ein
erſter Preis von 3000 Mark, ein zweiter Preis von 2000 Mark, zwei
dritte Preiſe von je 1000 Mark. Zeitpunkt der Einlieferung:
29. Mai 1920. Die Wettbewerbungsunterlagen können vom ſtädti-
ſchen Hochbauamt, Rathausſtraße 6, Zimmer 106, gegen eine Ge-
bühr von 10 Mk. bezogen werden. Der Betrag wird zurückgezahlt,
wenn der Bewerber einen Entwurf rechtzeitig einreicht, oder die
Unterlagen innerhalb einer Woche zurückſendet.

Vereinigte Lichtſpiele. So betitelt ſich die neue Firma, welche
einige der kleinen S heater zu verbeſſern beſtrebt ift. kann
wohl ſagen, daß zum Teil bereits Beſſerungen eingetreten ſind.
Insbeſondere ſind die GermaniaVLichtſpiele, Triftſtraße 23, ſchmuck
hergerichtet und erfreuen ſich auch eines guten Beſuches Nicht
zum wenigften iſt natürlich das Beſtreben, wirklich gute Filmkoſt
zu bringen, mit der Grund, den Zuſpruch zu heben.

Steuerſtreik der Tänzer Man ſchreibt uns: Eine am Sonn
tag tagende Vollverſammlung der Delegierten des Verbandes der
Geſelligkeits- und Vergnügungsvereine zu Halle und Umgegend faßte
mit 192 gegen 6 Stimmen den Beſchluß, auf Grund der neuen Ver-
gnügungsſteuer die Abhaltung von Tanzluſtbarkeiten, ſowie den Beſuch
von der Veranſtaltungen, dis auf weiteres einzuſtellen.
ſcheint alfo, als ob die Steuerrechnung des Magiſtrats ſchon ein ge
höriges Loch bdekommt, bevor die Steuer ſelbſt in Kraft getreten iſt.

Stadttheater. Heute, Dienstag, abends 7 Uhr wird Sudermanns
Schauſpiel Heimat gegeben. Infolge andauernder Erkrankung von
Marylg von Falken muß die für morgen, Mittwoch, angeſetzte Vor
ſtellung Jlſebill nochmals verlegt werden, dafür gelangt die Over
Carmeu zur Aufführung. Donnerstag Königskinder, Freitag Der
Freiſchütz, Sonnabend geht Shakeſpeares Luſtſpiel Der iderſpenſtigen
Zähmung in Szene. Sonntag nachmittag Volksporſtellung Don

Earlos, 2. Teil, Sonntag abend Figaros Hochzeit.

Ammendorf. Kurfusüber Parteigeſchichte. J Auf
trage des Ortskartells wird ſeit vorigem Mittwoch ein Kurſus über
die Geſchichte der deutſchen Arbeiterbewegung im Talſchlößchen in
Radewell abgehalten. Es ſind vier Abende für den Kurſus vor
geſehen. Der erſte Abend bewies durch den ſtarken Beſuch welch
Intereſſe für dieſes Thema unter den Genoſſen herrſcht. Es wird
darauf aufmerkſam gemacht, daß die Hörer des Kurſus am nächſten
Mittwoch pünktlich um 8 Uhr erſcheinen müſſen, damit der Vor-
tragende Zeit genug hat um in den zwei kurzen Stunden den Stoff
bewältigen zu können.

Wettin. Stadtverordnetenſitzung. Für die Anſchaffung
eines elektriſchen Motors für das Waſſerwerk wurden 25000 Mark
bewilligt. Die für die Veröffentlichung der amtlichen Bekannt
machungen in der W. Zig. bisher gezahlte Entſchädigung wurde von
100 Mk. auf 400 Mk. erhöht. Die monatlich von der Stadt an die
Krankenſchweſter gezahlte Tenerungsbeihilfe wurde auf Mk. feſt
geſetzt. Auch erfuhren die Bezüge der Brückenwärter eine Erhöhung
auf 100 Mk. bzw. 55 Mk. wöchentlich. Um den im April
tretenden Verpflichtungen nachkommen zu können, hat dex i
ſtrat beſchloſſen, ein fünftes Steuervierteljahr einzulegen. Es ſollen
190 Prozent zur Einkommen und 220 Prozent zur Grund, Ge
bäude und Erwerbsſteuer erhoben werden.

Briefkaſten.
A. Ech. Wenn kein Wucher mit der Seife getrieben wordenrückgegeben. Andernfalls el
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Städtiſcher Verthau zen ben e mit S
n der aneele am Mittw den 3. Märgeiaſen Einkauf werde We Inhaber der

hen cheine mit den Rummern 37001 bis
000, vorm 5 von 812 Uhr, und die Jnhaberber Anmegn —-53 000, nachmittags von 2

bis 6 Heggz e des Lebensmittelſcheineskann für leſe erſon es Kauevaltes eine s 337
wei ohnen i de zum Preiſe von 3
ſar di e Doſe, abgegeben werden. Abgezähltes Geld
ſt bereit zu halten.
Städtiſcher Verkauf von Zrilchſüßſpeiſe und

Puddingpulver
in der Talamtſchule am Mittwoch, den 3. März.Zu elaſſen zum Ei nkauf werden die Jnhaber der

ensmittelſcheine mit den Nummern 37001 bis
000, vormittags er 12 n und die Jnhaber

der Nummern r et 000, nachmittags von 2
bis 6 Uhr. r ede gen eines Hausha tege wird

Paket ſü pr ſe zum Preiſe von 55d ein e ding pulver zum Preiſe von
30 f ct Abaezgh Der L Kdbensmillelſchein iſt vor

zulegen. ezähltes Geld iſt bereit zu halten.

Diejenigen Per von Kleinhandelsgeſchäf-
ten, welche Kundenliſten eingereicht haben,
werden aufgefordert, die Teigwaren (Nudeln
bei dein Fabrikanten Keil, Bernhardyſtraße 20,
in den Vormittagsſtunden von 8--12 Uhr und
nachmittags von 2—4 Uhr abzuholen. Die Ab-
n erfolgt an die Kleinhändler mit den An

angsbuchſtaben A--F am Montag, den 1. März,
G K am Dienstag, den 2. März, L--R amMittwoch, den 3. März. S am Donnerstag,
den 4. März 1920. Die Kleinhändler ſind ver-
pflichtet, bei der Abgabe den Beſtand an Waren
und die Anzahl der von ihnen mit Teigwaren
zu verſorgenden werſonen anzugeben.

Auf Grund der Bekanntmachung vom 24. 4. 75

betr. die Kohlenverſorgung für den Stadtkreis
Halle für die Zeit vom 1. 19 bis 30. 4. 20 wird
olgendes beſtimmt: 1. Während des Monats
ärz 1920 gelten beim Einkauf kleinerer

Kohlenmengen von der braunen Kohlenkarte,
3. Ausgabe, Nr. 9, von der grauen Kohlenkarte,

Ausgabe Nr. 78, von der grünen Kohlenkarte,
6. Ausgabe Nr. 89 als vorzugsberechtigt. Die
Kleinhändler ſind verpflichtet. an ihre Kunden
auf jede dieſer Nummern Zentner Briketts
ohne Rückſicht auf die Verſorgung anderer Ver-
braucher abzugeben, brauchen aber nicht mehr
als Zentner auf einmal abzugeben. 2. Die
Kleinverbraucher ſind verpflichtet, ihren Bedarf
bei demjenigen Kleinhändler zu decken, bei dem
ſie als Kunden angemeldet ſind. Die vorzugs-
weiſe Abgabe von Briketts auf die noch nicht
freigegebenen Nummern iſt verboten. 3. Jeder
Ankauf oder Verkauf von Kohlen ohne Marken
oder Bezugsſcheine iſt verboten. Zuwiderhand-
lungen gegen dieſe Anordnung werden mit den
im S 29 der eingangs erwähnten Verordnung
feſtgeſetzten Strafen belegt.

Halle, den 28. Februar 1920.
Der Magiſtrat. Ortskvhlenſtelle.

Ausſchreibung.
Auf dem ſtädtiſchen Steinlagervlatz an der

Freiimfelder Straße lagernde alte Eiſenteile
(Geſamtgewicht etwa 10 000 Kilogramm) undanf dem ſtädtiſchen Viehhof lägernde alte Eiſen

bahnſchienen ſollen an den Meiſtbietenden ver
kauft werden. Angebote ſind bis Sonnabend,
den 6. März, vormittags 10 Ubr, im. Magiſtrats-
bureau I, Zimmer Nr. 23, des Wagegebäudes
einzureichen, woſelbſt die Verkaufsbedingungen
entnommen werden können.

Halle a. S., den 27. Februar 1920.
Städtiſches Tiefbauamt.

Nach Mitteilung des Herrn Erſten Amts
anwalts ſind beſtraft worden: 1. Die Witwe
Berta Reichardt geb. Hirſch wegen Höchſtvreis
überſchreitung mit 900 Mk. und einer Gefäng-
nisſtrafe von 2 Wochen. 2. Der Gemüſehändler
Emil Eckſtein we Schleichhandels' mit 1000Mark und einer Geſe fängnisſtrafe von 2 Wochen.

3. Der Geſchäftsführerwegen Höchſtpreisüberſchreitung

4. Der Handelsmann Johann BHicdkelwann
wegen Schleichhandels mit 250 Mark. 5. Der
Kaufmann Edmund Völtzke wegen Schleich-
handels mit 150 Mk. 6. Der Kaufmann Otto
Pitzſchke wegen Höchſtpreisüberſchreitung mit
150 Mk. 7. Die Händlerin Anna Evermann
wegen Höchſtpreisüberſchreitung mit 150 Mark.
8. Der Fleiſchermeiſter Edmund Fuchs wegen
Geheimſchlachtung und Höchſtpreisüberſchreitung
mit 500 Mk. 9. Der Fleiſchermeiſter Auguſt
Hoffmann wegen Schleichhandels mit Mk.
10. Der Kaufmann Paul Opitz wegen Schleich
handels mit 250 Mk. 11. Die Ehefrau Elſe Opitz
wegen Schbleichhandels mit 250 Mk. 12. Der
Schachtmeiſter Friedrich Krebs wegen Schleich
handels mit 1000 Mk. und einer Gefängnis-ſtrafe von 4 Wochen. 13. Der Handelsmann
Oswald Göltzner wegen Preistreiberei mit

800 Mk. SHalle, den 21

Johannes Heinzdorf
mit 150 Mk.

Februar 1920.
Die Polizeiverwaltung.

Städtiſche Handels- und Gewerbeſchule für
Mädchen, Kloſterſtraße

Die Schatle nimmt für folgende Abteilungen
zum Sommerhalbjahr noch Schülerinnen auf:
1. Handeksſchule. a) Höhere Handelsſchule.b) Handelsſchute mit 2 Freimnd-

e e) Oeffentliche Handelsſchule mit
1 Fremdſprache.

2. Gewerbeſchule. Einfache Handarbeit.
d) Maſchinen und Wäſchennähen. o) Schneij
dern (Abendkurſe) d) Putz. o) Kunſthand
arbeit. Jeichnen und Malen. g) J
vildende Fächer (Literatur, Deutſch, Rechnen.

e Srrns ſieiſch, Stillehre
Haushaltungsſchule. T Tages und Abendlehr
gänge.

4. Vorſeminare. a) Handarbeitslehrerinnen-
ſeminar. d) Wiſſenſchaftkiches Vorſeminar.

5. Seminare. Handarbeitslehrerinnenſeminar.
Beginn des Sommerhalbjahrs 13. April. An

meldungen nimmt die Vorſtehexin 8 lich von

10 Uhr h Die rbeitslebrerinnen

c

VEREI
prinzess

Schmeerstrasse 5.

Ab Dienstag, den 2. Marz:

Ria Witt
Die Ehe aus Hass.
Kurt Vegpermann

kinen wort Cfeich fertig.

Luotspiol.

Hansls liebessportler.
Humor.

J t 4

Lichispieie

Geiststrasse 5.
Ab Bienstag, den z März:

Wild West-
Schlager

Die Bancdliten der
Prärie.

Der Diamant
des

Drama in 5 Akten.

8742

Schi Puuspisl.

Todes.
Lustspiel

r S

2 t v 3 e d. e 5

Ernst ReteherMe Ah in mine

Die Sängerin.
n verte ich mein Gelt ln

Vrpheum
Steinweg 12.

em gleichnamigen Roman

6 Akte.

Hugo Flink
in

Fräulein Barhier.
Lustspiel.

e
werden. Das Seminar an der Städt. Handels-
und Gewerbeſchule für Mädchen wird m
13. April mit neuem Lehrgang beginnen. Die
ſeit 1916 geſchloſfene Haushaltungsſchule wird
am 18. April d. J. wieder eröffnet. Es wird
nur eine beſchränkte Anzahl von Schülerinnen
aufgenommen. Um berufstätigen Mädchen Ge
legenheit zur Erlangung wirtſchaftlicher Kennt-
niſſe zu geben, werden Abendkurſe eingerzchtet,
wo Unterweiſung in Sauglingspflege- häus
licher Krankenpflege, Säuglings- und Kranken-
nahrung, Waſchen, Plätten und Haushaltungs-
arbeiten erteilt wird.

Saalkreis. S

e

S Sitterfeid.

Bekanntmachung.
An die Jmker!

Jnfolge der überaus ſchlechten Lage der
Zuckerverſorgung kann jetzt noch keine Gewähr
dafür übernommen werden, daß das Reich auch
in dieſem Jahre wieder Zucker zur Fütterungder überwinterten Bienenvölker zur Herfügung

ſtellt. Es ſind aber alle Schritte getan, um es
trotz der zeitigen Notlage zu ermöglichen, daß
den Jmkern wieder Zucker, wenn auch nicht imbisherigen Umfange, zur Verfügung geſtellt
wird. Die Erwägungen über die etwa zu ver-
teilende Menge werden erſt in den nächſten
Tagen zum Abſchluß gelangen. Doch dürfen
die Hoffnungen nicht zu hoch geſchraubt werden.
Es wird keinesfalls viel Zucker geben, dafür
r abe z von der Perpflichtung zur Abgabe
von Honig Abſtand genommen werden. Die
Ausgabe des Frühjfahrzuckers auf Grund der
vorjährigen Ortsliſten hit zu großen Mißhellig-
keiten geführt. Neue Ortsliſten müſſen zu-
grunde gelegt und deshalb mit größter Beſchleu-
nigung aufgeſtellt werden, damit zu gegebener
Zeit mit der Verteilung des Zuckers ſofort be-
gonnen werden kann. Zu dieſem Zwecke hat ſich
jeder Jmker, der Bienenzuck r zu erhalten
wünſcht, ſofort in die Ortsliſte, die vom 5.
bis 15. März bei der Gemeindebehörde offen
liegt, einzutragen. Die Eintragungen werden
zum Zwecke der Ausſtellung der zollamtlichen
Berechtigungsſcheine nachgeprüft werden. Ver
ſpätete Anmeldungen können keinesfalls berück-
ſichtigt werden. Eine Friſtverlängerung kann
nicht eintreten. Die Verteilung des Bienen-
zutckers erfolgt durch den bienen wirtſchaftlichen
Provinzialverband bzw. durch die örtlichen
Fmkervereine, auch für die Jmker, die nicht
Mitglieder dieſer Organiſation ſind. Die auf
das Volk entfallende Zuckermenge wird noch be-
ſonders bekanntgegeben werden.

Halle, den 26. Februar 1920.
Der Landrat des Saalkreiſes.

Jn Vertretung: Ha gaſe, Rechnungsrat.

S

dürfen wieder eröffnet

i

20 757

Elternbeiratswahl
der Volksknabenſchule Bitterfeld.

Nachfolgende Liſten ſind beim Unterzeichneten
ordnungsmäßig eingegangen: Liſte Hagen z
Liſte Lebbin und Liſte Wolf. Dieſelben hängezu jederma: nns Ei nſicht vom henttig en Tage an
im Rathaus aus. Die Wahlen fi nden ſtatt cm
Sonntag den 7 7. März 1920, in den Räumen derTurnhalle, Weſtſtraße Wahl zeit von morgens
9 bis nacht tags 6 Uhr

Bitterfeld den 28. Februar 1820.
Der Wahblvorſtond. J. V. Lebbin.

in den n 36 bis e beziehen
können. Die Damenſchuhe gelangen v Mon
tag, den 1. März d. J., zum Verkauf. Der Verkauf dieſer Schuhe geſchieht nur im Rathaufe
1. Stockwerk, Zimmer Nr. 11, in der Zeit von
3 bis 6 Uhr nachmittags. Die Abgabe erfolgt
nur gegen Bedürftigkeitsſchein, der im Zimmer
Nr. 3 vormitags von 8 bis 10 Uhr ausgeſtellt
wird.

Bitterfeld, den 25. Februar 1926.
Der Magiſtrat. Stammer

Eitern Beiratswahl der Knaben Volksſchule
zu Bitterfeld.

Die eingegangenen Liſten weiſen die folgenden
Namen auf:

1. Liſte: Hage meiſt er:
Hagemeiſter, Kreisaſſiſtent.
Roederer, Apotheker.
Jacobaſch, Lehrer.
Meye nberg. Herbergsvater.
Caspar, Schriftſetzer.
dermann, Ehefrau
Bieling, Malermeiſter.

Megel, Eichmeiſter.
Dreyer, Fabrikbeſitzer.

Schröder Dr. Fadrikbeſitzer.
Miethtoenz, Eheftan.

12 Matt, Heizer
r

13. Vieweg, Buchbindermeiſter.
14. Püſchel, Roßſchlächter.
15. We u, Fleiſchermeiſter.
16. Pallmig. Mineralwaſſer Fabrikant.
17. Noske, Lokomotivführer.18. Herold, Bahnhofswirtt
19. Jacob, Bäckermeiſter.
20. r änkel, J adermei iſter.
21. Lorenz, Schaffner.22. Zſchau, Kaufmann.
23. WMübipfordt, Schloſſermeiſter.

Kaiſer, Kanzli ſt.
25. Vettac, Krimina lwachtmeiſter.
26. Pilz, Wiuwe.

2. Liſte: Lebbin.
Lebbin, Gewerkſchaftsbeamter.
Baumann, Angeſtellter.
Lehmann, Lademeiſter.
Prüfe, Poſtſchaffner
Griethe, Arbeiterrat.
Moſch, Metallarbeiter.
Lebhin, Ehefrau.
Günther, Poſtſchaffner.
Drähne, Gewerkſchaftsbeamter.
Günther, Ehefrau.
Wagner, Jnſtallateur.
Schwabe, Dreher.
Klauß, Poſt'ſchaffner.
Andrae, Schloſſer.

t5. Hanſigk, Voftſchaffner.
16. Klauß, Ehefrau.
17. Stegmann, Heizer.
18. Drähne, Ehefrau.
19. Kramer, Poſtichaffner.
20. Stegmann, Ehefrau.
21. Blum, Chefrau.
22. Prüfe, Ehefrau.
23. Andrae, Ehefrau.
24. Kramer, Ehefrau.
25. Schwabe, Ehefrau.

3. Liſte: Wolf.
Wolf, Former.
Dörinag, CEhefra n.

Herzau, Klempnermeiſter.
Mauß. Arbeiter.
Alex, Ehefrau.Twalbeim, Tiſchler.
Richter, Schmied.
Wähler, Arbeiter.
Schneider, Ehefrau.
Berger, Arbeiter.
Reichſtein, Maurer.
Livpfert, Schalttafelwärter.

Schiffel, Maſc iniſt.
Raniſch. Arbeiter.
Jhme Arbeiter.
Th äle, Arbeiter

Richter, Ehefrau.
Potk, Arbeiter.
Sachſe, Arbeiter.
St Ehefrau.

21. Sturm, Ofenſetzer.
22. Weinert, Arbveiter.
23. Letz, Arbeiter.

Ehefrau.

I

e h

v

wo

h en

Co

e r

24. Rothbe,
25. Schneider, Arbeiter.

u v 1. März 1920
Der Wahlvorſtand. J V.: E. Lebbin.

Für den d Pöſigk iſt an
Stelle des Gutsbeſitzers Thärmann in Repau
er Lhrer Paul Wiebach in Repan zurnStandeseamten beſtellt worden.
Mexſeburg, den 16. Februar 1920.

Der Regierungspräſident.

Bekanntmachung.
Eine et Sitzung des Ausſchuſſes der

allgeè zfrankenkaſſe für den Mansfelderbe ich auf

rotag, den 11. März 1920,
n h mittags z HNür,

im Hotel Kaiſer fein Hettſtedt anberaumt.Es wird ausdrücklich darauf verwieſen da i un-
beſchadet der Zahl de er erſchienenen Herren Aus-

eder Beſchluß geſaßt werden wird.ſch uf zutitg eder un

M ein CGebagetteis 3

Don

Tag St n g1. Mna der J ahteere für 1918.2 e des V er er 1920.

Die Herren Weitaheder d Ausſchuſſes und desVorſtandes lade ich zu dieſer Sitzung ergehenſt ein.

Mansfeld, den 25. Febrnar 1926 *4750
Der Vorſitzende

des Vorſtandes. der allgemeinen Ortskrankenkaffe
für den Mansfelder Gebirgotreis. Ureck.

J orwörft ſangwerßer, h

n durch grone Fachfenntnſſſe und
ar es c heiſere erzu bewährte
Fachdüc Unſtrierte Katalage frei. Beruf angeben Wir Auswahl Vie Anerten en.

Ceiri Hermann Ludwig. Bresſau 25

o mm man

9 Tren Aen Sommerhuſ

Umpressen Umnaähen Umfärben
nach den neuesten NModeliformen.
Waschen Bieichen Umpressen

von Panamahüten.

Garnieren noch guter Formen
nach der letzten Mode!

Wir bitten um baldige Uebersendung.

3 r 5Markt platr. 8680

Gemüsesamen
hochkeimfähig, Beſtand aus meiner aufgelöſten
Härtnerei, ſehr billig für Kleingartenbeſitzer,
abzugeben. Ernte 1919 von Quedlinburger Firma.

F- K. Jötzer, mer
zurzeit Diemitrz, verlängerte Breiteſtraße 7, III.

Holhpantufein
nicht mit geſtütteltem Lederblatt.

aus Tuchblatt,
ſt aus gutem, ganzen Lederhlatt F3

liefert dilligſtOtto Fricke, Kl. Ulrichstr. 9, im ſt
Wiederverkäufer Vorzugepreiſe,

kchten Merdhäuser Kautahak.
hauchtahak,

knglische äſaretten
zu haben beiR. nennieke,

Königstr. Königstr. F.
AchtungTäglicher Ankauf von Fellen jeder Art
zu höchſten Tagespreiſen.

auf Günther, Graseweg 8
Geſchäft für Zurichtung und Verarbeitungvon Fellen, auch für Privatkund ſchaft. 7382

eurenen, el. Naſen
orähäuser Kautahak.

8628 K. Gimpei, Alte Promenade S.
Nicht mit Neue Promenade verwechsein.

Was 7 ist Seht„Patente x e Sahnefiascehen
Itrr5heiragotel,ente u sol- I kauft zu höchſten Preiſen

he die es werden wollen. R. Hotang,
verlang. Prospekte geg.8 Zapfenſtraße 18. 18.30 Pf. in Marken 4528

éNöhbel-Transporte
Sanitäts-Versandhaus

ſowie Speditions-
A. Na ineCoburg, Walkmüh gasse 9.

ſuhren führt ſachgemäß
aus Alb. Ackrraanann,ln en Thomaſiusſtr. 15. Tel. 5643nohhädgl.

e

1 Piek t bote ur u.

1 Masch.-Schlosser.
G. BRornschein,

Geſucht für ſofort

Neumark (Bez. Halle I
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Aue Cheubahnerrerumn

Ortsgruppe
Mittwoch, den 3. M

h im VolT
Haſße a. d. S.

7 Ukr,

Tagesordnung:
1. Einleitung einer Hilfsaktion für die aus der

Hauptwerkſtatt entlaſſenen Kollegen.
2. Gewerkſchaftliche Angelegenheiten
ge ollegen! Es iſt Pflicht eines jeden dienſtfreien

Kollegen, in dieſer Verſammlung zu erſcheinen.
V Mitgliedsbuch legitimiert.

Die Sewaßzpogelten Unterſtützung für die aus
der Haupt rkſtatt entlaſſenen Kollegen wird ab
Mittwoch, den 3. März, nachmittags von 4 dis
„Npr, im Bureau ausgezahlt.

Die Ortsverwaltung.Roitzseh.
Donnerstag, den, 4. März.

im Gaſthof zur grünen Tanne:
abends *8 Uhr,

4755

dekkentl. Volksversummlune.
Thema: Der Kampf des Proletariats.

Nachdem freie Ausſprache.
K. P. D. (Spartakusbund). Ortsgr. Roltese-

Mereins-
Anzeiger
Erfchei nt jeden Dienstag

id Fre tag. Jahresde traäg: Millimeter
Mark.

[nanie (Saalo).

beiter Snger-Chor

Mittwoch, den 3. März,
im Volkspark:

Singestunde.
Bäſſe 6* Tenöre 8 Uhr.
fralen und Mädchenchor.

Jed. Dienstag, “a29 Uhr,im Volkspark:
I Singeſtunde. F7

Touristen- Verein
„Die Naturfreunde

Mittwoch, abends 7Uhr:
Volkstänze in der Turn
halle der Klofſterſchule.

Donnerstag, ab. 7“ Uhr.
im Stadtheim Kl. Ber
lin 1: Monats Verſamm-
lung. Püntktliches Er
ſcheinen erwünſcht.
Turnverein Fichte

änner Abteil., Norden:Dienst. u. Frei tag 8-101.
Tur nerinnen: Mittw.8-10.

Volkspark- Turnvalle.
Männer Abteil. Süden:

Montag und Freitag von
7--9 Uhr, i. GlauchaerSchule, kaubenmate.

Kaudolinenbeselzchaft

Harmonle, Halle a.

Vereinslokal: ZurPlauderecke“, Auguſtaſtr.
Verein zur Pflege und

Förderung nur gut. Man-
dolinen- u. Lautenmuſik
auf breiteſter Grundlage f.
Damen u. Herren. Jeden
Freitag: Uebungsſtunde.

l Atmeienkiud von 1890

in Halle a. d. Saale

Vereinslok.: Gold. Kette.
Sonnab. „Uebungsſtunde.
Jeden Sonnabend nach
dem 1.: Verſammlung.

ärüigten Börse
Halle a. S. Fernſpr. 2884.

Vereinslokal: Zur
Pliauderecke, Auguſtaſtr.

Sitzung:
Jeden Mittwoch.

Humoriſten, KomikerDuette, Geiger u. Vianiſten
ſind und müſſen zu federGelegenheit zu ha en fein

Jugend Abteilung:
tſammenkünfte fedenMittwoch. Vereinslokale.

lßall Handoln-Archerter.
Verein Pflege nur guter
Mandol.- u. Lautenmuſik.
Uebungsſtd. Jeden Frei-tag. a ends Ubr, in
St Reſtaurant, Kurze
Gaſſe 1.

L bitane Dider-Ferein, I.

Vereinsl.: Reſt. zur Eiche,
Körnerſtr. 25. Jed. Mittw.
8 Uhr: Uebungsſtunde.
freie Sorial Iugend Ha
Jugendh. Rathausſtr. 16.

geöffn. von 7 Uhr bis
10 r abends.

eute:
ittwoch: Probeabend,

nur für Teilnehmer.
Donnerstag

linenUebungsabend.

beiter Sawinn zen
Halle a. d. S.
BereinslokalJ r Jakodſtraße.

e a. 1dem M

r Donnerstag v. 78Uhr: Damen
abteilung. Von 859 Uhr:
Männerabteilung.

Sonntag, 9 Uhr: Ver-
ſammlung bei Thümmler.

nternat. Bund e der Kr riegs-

beschädigt., -Teiinehmer
und Hinterbliebenen.

Ortsgrauppe: Halle (S.)
Jed. Dienstag nach dem

1. und 15. jeden Monats:
Mitglieder- Verſammlung
Arb. Samariter-Kol. Halle

Jed. Freitag Uebungs-ſtunde in der „Goldenen
Kette“.

Ammendorf. 1

Turuverein Fote.
Radewell u. Umgegend.

1. Abteil. DreierhausOſendorf. Turnſt.: Diens
tag e Freitag v. 8-10 Uhr.

regeln Mittwoch von 52 Abteil Scüeenkaus
Ammendorf. Dienstag u.
Sgiteg von 8--10 Uhr.

bdteil.: Radewell,Gaſth. Radeweill. Diens
tag von 8--10 Uhr.

lergptels Diens
ta u 5 -7 Uhr.

nnen: Donners
10 Uhr.

tag von

abends 8 Uhr, in Teich
manns HotelSingestunde. S

Der Vorſtand.

[rönwitz.
Arbeiter

Krö
Vexeinslokal: Lindenhof.

Ge zug Addeilung
Jed. Die 8-10Uhr.Dramatif bteilung:Jeden le 8-10 Uhr.

Turn Abteilung
Dienstag u. Freitag 8-10U.

Wan der u. Mandolin
Abteilung:

Für
Mittwoch

Für B
So Uhr.

Bibliothek:Donnerstag v. 6-10 Uhr

Mersehburg.
Gewen man Karte

Jeden 1. Donnerstag
im Monat, abds. 7* aZinn in bärinegr

en Kleiderſchrank u.gern dunkel geſtrich.,
billig zu verkaufen. 8752
Tiſchlerei Schloßsberg 1.

Wismut
kleinere u.

8758i

e und ver
zu kaufen ger e

finden wen vier erläutert im

re Zeitungssehlüssel
n

Amdeſer- Cennn Vern

Annenüert 1 Igegeni

urſchen
Donnertag 10 u

Preis 1.50 Porto 20
i d llarzt h allee h abend

Galle a. G., Hort 42/44,

Sensatlonelle Preise

Theater Aufführung.

en A. März, phene 7 Uhr
in den Thalis S Golatetr. 4331

Der nalsche Schmuck.
Seheoueopiel in 7 Biidern,

nach dem in der „Säohateeh-Thüäriag. Hausfrau
ersohienenen Original- Roman von Hanna Forsrer;für die Bahre bearbeitet von D. Gebier.

zahlt für

Domplatz 9. 8764

olzarveiter- Verband Halle.

nachm. 5 Uhr, in d. Erholung, Martinsberg 6:Secſitinſni i Rudel u. u Sabritiiwer.

Setſaniminng nd ölein i dahtennſhiet z

Montag, den 8. Rürz, abends 7 Uhr, in der Erholung, Rartinsberg 6:

Verſammlcag der Maſchinen und sägereiarbeiter.

Tagesordnung in allen Verſammlungen
I. e atme zu den abgehaltenen und bevorſtehenden Reichsbranchen

onferenzen
Unſere Lohnbewegungen in den einzelnen Branchen und Jnduſtriegruppen.

Freitag, den März. abends 7 Uhr, im Volkspark, Burgſtraße 27:

Allgem. Mitgliederverſammlung
Tagesordnung:

1. Das neue Betriebsrätegeſetz und die Arbeiterklaſſe.
2. Unſere Lohnbewagungen in den einzelnen Branchen und im Geſamtverband.
3. Allgemeine Verbandsangelegenheiten.

n C Verſammlungen das pünktliche und vollzählige
ollegen.

l

Wir erwarten
Erſcheinen unſerer

8766 Die Ortsverwattung.
AoDhurrenzaos

Kaufe laufend Alt-Metalle und überbiete jeden Kon
kurrenzdreis. e Jhre Alt We nur aDarum e untenſte den Betrieb ab. g
DF Händler, Betriebe uſw. Extrapreiſe.

Kupfer pro kg 21 00 Mk.
Rotguss pro kg 21.00 M.
Aessing pro kg 11.00 Mk.
Blei pro kg 7 50 Mk.
Staniol 1
ZinkZinn gar. rein pro kg 82.50 Mk.

Preiſe verſtehen ſich von 3 u en. 3. Selbſwerdrancher

A. Reichm Bechershof 5 Am Markt.Apperatebau

Fernruf 5011.

Reelle Bedienung.honburrenztos

Engl. Zigaretten, Zigarren
und KRauchtabak

kauft man vor derhevorstehenden Tanaksteuer
am dostes deis Sgrauil,

Strasse 19. Tel. 3185.
Ppaer Gatte an Wioderverkeate erhalten Rasstt.

Gr ahnen nis.
ſSchulpücher e er

e St svlocks änder.
empfehlt die Zu aVolks-Buchhagälung. e

Laumpen, Felle und Hetalie

Wilhelmine Theurine,
Telephon 5659.

verter- Die Sühne.
Drama in 1 Aufzug von Theodor Korner.

Spielleitung: Max Kramer.
Die Darsteller sind Mitglieder erstklabslger

Bähnen und Stadtthestér.
Eintrittakarten sind zum Preise von Mk. 2.50,
Mk. 1,70, Mk. 1.40 und Mk. in unserer Gesehüäfts-
stelle Schmeerstr. 17118 I, sowie am Saal-

eingang zu haben. *4754
Veriag der Halleschen Hausfrau

Soeben neu erſchienen:

ProletarierFugend.
Sozialiſtiſche Jugendſchrift.

1. Jahrg. 1920. Heft 50 Bf., Vorto 5 Pf.
Halbz;ährlich 12 Hefte 5,00 Mk.

Die Hefte er im Auftrage der Sozialiſtiſchenvan 4 ug. Deutſchl. und ſinb in Sroſchurenſo m

ehalten; eine wertvolle von Materialr die WarBeſtellungen nehmen alle Volksdlatt Austräger
entgegen oder direkt durch dVolksbuchhandlung, Halle (S.)

Harz 42/44.

Verloduggs Ringe

a ene Fabrikatiton, daher
lligſt uelle.ehe ate mit e ektriſchem

R. Vor Teiſtroße s

Gold pelen
Felle, Häute,
auf W F. Aerchen
Weise, Friedrich. 5.-

Die freie Welt
Jlluſtrierte Wochenſchrift
der m x Sozialdemokratiſchen

Deutſchlands
jede Nummer 30 Pfg. wöchentlich,
bringt in der Ausführung, ähnlich wie die

wird sofort bdeseitigt.
Jedermann erhält Kosten-
loso Ausk. naeb Angabe v. Berliner Jlluſtrierte Zeitunog, die wichtigſten

n wel des Tages in Wort und Bild.
med. Beſtellungen nehmen alle Austrägersohwaathaleratr. 48 A. 30. des Volksblaftes entgegen.

Zu beziehen durch diemer Volksbuchhandlung,Damenrachen Halle a. d. S., Harz 42/44.

in Leder
Toulg Armband Uhr verloren

solange Vorrat reicht.
auf dem Wege Blücherſtraße Torſtraße. GegenH. Kraxemann, gute Belohnung abzugeben Böllbergerweg 21.

F. ar nmer B. Familien Nachrichten.

Jortsverein Glesien U. S. P. D.

Am Sonntag nachmittag verſchied uner-
wartet nach langem ſchweren Leiden unſer
Genoſſe und Gemeindevertreter, der Maurer

W mpen, Wolle. Neutuchaninchenfelle, Papier
kauft zu h ſten Tagespr.
u. holt auf Wunſch ab 7530
Ladwig, Sohwetachkestr. 14.

Poltüivche Couplett

Lieder und Gesamtspiele,
Thenterstüeke,wer Hermann Tauer

Vereinaadsetsnoen, aus Schweiditz.
Bettragsmarken., Giriandes, Wir werden ihm ein ehrendes Andenken
Fahses, Plakate 20 e alle

Fest- und Tanzartikel.
i in veriangen.
kin Il 12. Unimti ten

S O SMöbel.,

*4752
Die Ortzverwaltung.

Die Beerdigung findet Mittwoch nach-
mittags 3 Uhr vom Trauerhauſe aus ſtatt.

Wir bitten um recht J Betei-
ligung. Vorstand

bewahren.

a Dankfagung. cchgekesrt Grabe un lledeher. Schwieger Groß n ine

in km kaust
geb. Fiedler

zweitägi Krankheitc rig ſaßen at en wir allendeven, die ihren vzra ſ mit e äneemngen und wä Ruhe geunſern S ſten Dank. Dank
a enſt ein für ſeinere n e im a und am Grabe,

eiſe nebſt Schul
nfalls unſerenS

unten und

v Segen Verwandten,

Radewell und b Hgile-Krbllwiz,

DS S
Ansliehta-Postkarten
empt. die Volte

itbe wohnern des Hauſes.

den 29. Februar

Die trauernden Kinder.

Saee nach der e Deeerzen.
ehn in ſenem ner.V. el. h Sin z ar Die Herzen,

Den Mitgliedern zur
der

Weber

Edre net ren
e Beerdigung ſindet Dank.

S i àtetc Hugo Rau.
Slobonbähner, Brüutigam.

iden
aut,

6736 R

Renp

a
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Nr. 52. 31. Sahrgang.

Velugerungezuft„Jcz-(

vor der Preußiſchen Landesverſummlung.

Am 20. Januar verſuchte der Rechtsſozialiſt und Miniſter des
Annern Heine in der Preußiſchen Landesverſammlung die Ver
hängung des Ausnahmezuſtandes mit einer Rede zu verteidigen,
deren Jnhalt die Verleumdungspraktiken der Puttkamerzeit weit
in den Schatten ſtellt. Infolge ihres dokumentariſchen Wertes
geben wir unſeren Leſern nachſtehend einen Auszug aus der Rede
des Miniſters ſowie der am nächſten Tag erfolgten Zurückweiſung
durch den Genoſſen Leid, die noch jetzt von größter Äktualität für
die Kennzeichnung der rechtsſozialiſtiſchen Regierungsmethoden
ſein dürfte

Die Rede Heines.
Der Belagerungszuſtand wurde mit Ausnahme von Weſtfalen

und Oberſchleſien am 5. Dezember aufgehoben. Die äußerſte
Linke hat ſich dieſes Entgegenkommens nicht würdig und nicht
reif dafür gezeigt. (Lärm bei den Unabhängigen.) Die Ver
antwortung
Arbeiter aufgeputſcht haben. (Zwiſchenrufe bei den Unabhängigen:
Wer hat denn r x n Mitte Dezember an begann im

n Reiche eine neue Unruhe bei der äußerſten
in ken bemerkbar zu machen. Diesmal war es nicht auf eine
langſame Zermürbung der r 7r ſondern auf einen plötzlichen Schlag. Man wollte die

ans überrumpeln. (Hört, hört !l)
der Demonſtranten vor dem Reichstage hatte

zweifellos friedliche Ziele.
Die Führer im
gehen ins Auge
riedli

eſaßt. Wir konnten, &agege die Kundgebung
riedu war. nichts 4esen machen. ätten auch die Führer

Abſichten gehabt, ſo wären die Maſſen vorbeigezogen
und hätten ſich dann aufgelöſt. Jeder, der Verantwortſichkeits
gefühl hatte, erkannte, daß es zu Zuſammenſtößen kommen mußte.
Man unternahm nicht den geringſten Verſuch, die Maſſen weg
zuführen, ſondern

wollte das Parlament überwältigen.
(Lebhafte bei der Mehrheit. Zurufe bei den Unab-
bängigen: indell) Unter den Maſſen hielten ſich die Mit-
glieder des Roten Vollzugsrates auf. Sie erſchienen gang zu
fallig auf einem Rollwagen und gaben der Menge Zeichen Andere
hielten von der Freitreppe herab Anſprachen an die Menge. Als
die Schüſſe fielen, ſuchten ſie die zurückflutende Menge wieder
zum r rn den Reichstag vorzutreiben, Jetzt ſchieben
freilich die Unabhängigen alles auf die 30 Matroſen, die da auf-
getaucht ſind. Jeder eng ſolcher Vorgänge weiß, daß bei
ſolcher legenheit immer ſolche Elemente auftauchen. Wenn
ihnen darum zu tun geweſen wäre, friedlich zu demonſtrieren, dann
hätten ſie die Me
dürfen. (Zuruf: Haben Sie 1910 die Maſſen nicht auch in den Ordrung!
Tie ten geführt Amgunfrionar ſang von Un
von Kommuniſten,
wurde, daß am 13.

abhängigen Sozialdemokraten,
m der von einem Funktionär geſagt

r die Opfer am 13. Januar trifft die, welche die P

Zuſtände abge fonnen in Parallele gebracht werden.

nicht zu ungeheuren Ballen zuſammenführen den Miniſter nicht der Lüge zeihen.

uar die Entſcheidung darüber fallen Die Arbeiter waren unbewaffnet.

h

Das Blut der 42 Todesopfer ſchreit zum Himmel, aber nicht gegen
uns, ſondern gegen die, die es dahin gebracht haben. Um die
Freiheit der Amksausübung des Parlaments zu ſichern, hatte ich
das Haus keſetzen laſſen,

aus dieſem Grunde iſt der Belagerungszuſtand verhängt
und zu Zwangsmaßnahmen gegriffen worden. Die verhängten
Zeitungsverbote für die Freiheit und Rote Fahne müſſen be
ſtehen bleiben. Eine Jnſtanz zur Nachprüfung von Zeitungs-
verboten wird geſchaffen werden. Nur auf dem Felſen der Arbeit
kann man den Turm eines neuen Staates errichten. (Großer
Beifall bei der Mehrheit.)

Die Rede Leids.
poigr Genoſſe Leid (U. S. P.) antwortete Herrn Heine wie

gt:
„Die Rede des Herrn Heine war eine Programmrede und eine

ogromrede. Sie wird charakteriſtiſch durch die Ueberſchrift:
Bitte an die Junkerl Standrecht für die Arbeiter

Wenn das Programm reſtlos durchgeführt wird, werden die
ſchwärzeſten Zeiten in Deutſchland übertroffen. Weder die Dema-

Halle (Saale), 2. März 19190

wird auch nichts geändert, wenn Heine beſtreitet, daß auf Fliehende
geſchoſſen worden ſei.
Das am 13. Januar vergoſſene Blut kommt anf die Regierung.
Sie will die Schuld uns zuſchieben, während ſie es iſt, die die
Maſchinengewehre in Bewegung ſetzen laſſen. Eine Hetze
gegen meine Partei hat eingeſetzt, wie mie zuvor.
De Die Wahrheit darf nicht geſagt werden.
Deshalb der Belagerungszuſtand. Schon am 11. Januar iſt er inKheinland Weſtfalen weeg worden. Man wartete nur auf,
ihn auch in anderen Teilen zu verhängen. Da kamen die Vorfälle
am gerade zurecht. Die Wahrheit mußte unterdrücktwerden. Deshalb wurden zunächſt die Freiheit und die Rote Fahne
nerboten. Die Räume der Freiheit ſind widerrechtlich ſetzt
worden. Der Geſchäftsleitung iſt nicht einmal ein ſchriftliches
Verbot zugegangen. Man hat gnädigſt geſtattet, Abſchrift zu
nehmen. ie Regierung fürchtet die Wahrheit, deshalb wuſen
wir mundtot gemacht werden. Die Begründungen fur die
geitungevecbote ſind fadenſcheinig. Wenn Herr Heine ſeine
Grundſätze da ichführt, wird bald

die ganze Preſſe ausgerottet ſein.
(Zuruf des e Dr. Weyl: Nur der Vorwärts bleibt!) Aber
die h echten braucht nichts zu fürchten. Alles geht nur
gegen uns.

Den Arbeitern wird durch die Verbote unſerer Zeitungen eine
ſtarke Waffe in ihren wirtſchaftlichen Kämpfen geraubt.
Die Regierung iſt der beſte Schrittmacher des Kapitalismus.
Dann die ſchwere Schädigung. Zehntauſende von Arbeitern und
Angeſtellten werden arbeitslos, von der Freiheit etwa 1400,

vom Halliſchen Volksblatt 300,
Leipziger Volkszeitung etwa 1000 und ſo fort. Sie ſchreien:

gogenverfolgungen der 30er Jahre noch die Reaktionszeit nach 48

eine ein altee Mittel angewendet. Er hat verſucht, die
politiſche Vetätigung zum Verbrechen zu ſtempeln,

intergrund aber hatten ein planmäßiges Vor um dann die ſchlimmſten Gewaltmaßnahmen zu rechtfertigen. Un
ruhen und Unordnung bedrohten das Vaterland, dagegen müſſe

energiſch und rückſichtslos eingeſchritien werden, dazu müſſe der
Ausnahmezuſtand herhalten. Gr ruft Erinnerungen wach. Als
im Jahre 1878 Bismarck ſeine Wirtſchaftspolitik nicht durchſetzen
konnte, kamen ihm die Schüſſe eines Hödel und Nobeling gerade
recht, um den nötigen Entrüſtungsrummel gegen die Sozigldemo-
kratie hervorzurufen und das Bürgertum für ſeine Zwecke gefügig
zu machen. Die Geſchichte dieſes Schandageſetzes ſollte eigentlich
genug Lehre ſein. Die Folgen fallen auf ihre Urheber zurück. Und
was einem Bismarck und ſeinem treuen Gehilfen Puttkamer nicht
gelungen iſt, wird einem Bauer und Heine erſt recht nicht gelingen.

Heine hat als unmittelbaren Anlaß zur Verhängung des Ans-
nahmezuſtandes auf die Vorgänge vor dem Reichstag am
1:33. Januar hingewieſen. Heine hat Einzelheiten verallgemeinert
und legt ſie meiner Partei zur Laſt. Die gui gefpielte Entrüſtungs-
rede Heines enthält doch wenig Tatſächliches. Er hat mit Ueber-
treibungen, Entſtellungen und

mit Lügen gearbeitet.
Herr Abg. Leid! Sie dürfen

Jch rufe Sie deshalb zur
Wahr iſt es doch!)) Das

Präſident Leinert unterbricht:

Zuruſ der NUnabhängigen:
nuar hat in Charlottenburg eine Demonſtrationsrecht haben ſich die Arbeiter erkämpft und heute

nicht iſt es durch die Verfaſſung verbrieft.
Die Demonſtration war eine friedliche.

Friedlich zogen ſie vorwürde, ob die Regierung mit der Arbeiterſchaft oder gegen dieſe den Reichstag, um zu demonſtrieren gegen das Betriebsrätegeſetz.
regieren dürfe; der 13. Januar ſei die Schickſalsſtunde der Ar Tas war das gute Recht der Arbeiter

Die Arbeiterſchaft habe ambeiterſchaft. (Große Bewegung.) Die Demonſtration war
eine gewaltige.zu beweiſen, ob ſie ihr Schickſal nunmehr ſelbſt in die Heine hat ſchon 50 000 zugelegt, in wenigen Tagen wird die Jan

a ne men folle. (Hört, ört!) Es ſteht einwandfrei feſt, daß
Menge der Demonſtranten bewaf fnet geweſen iſt.eine groDie a ltüren des Portals ſind an verſchiedenen Stellen von

Revolverſchüſſen durchlöchert worden. Und ſo etwas nennt man
eine friedliche Demonſtration.
Hoffmann.) Der ſchuldige Teil an den Vorkommniſſen iſt, a
37 von den Männern, die Preſſe der Unabhängigen und der wenn alles wahr iſt, was Heine geſagt hat, wird das

Man 13. Januar nicht gerechtſertigt.heute ebenſo wie vor einem Jahre.
ie Welle in das Reichsparlament eindringen

an Sekunden gehangen, daß die Maſſe

ommuniſten. Es i
rechnete darauf, da
würde, und es ha
nicht in das
fie ſich unaufhaltſam in den Reichstag hineinergoſſen,

um das Parlament zu vergewaltigen.

T r S

Es war ein fortneſetztes Kommen und Gehen.
Aus den Fingern geſogen iſt die Vehauptung, die Arbeiter hätten
„das Parlament ſtürzen“ wollen. er in der Freiheit
am 13. Jannar erſchienene Aufruf beweiſt das Gegenteil. Un-

noch höher ſein.

(Fortwährende Zurufe des Abg. gehörigkeiten Einzelner gegen die Sicherheitsleute ſind von Partei
genoſſen geriügt und nicht unſerer Partei zur Laſt zu legen. Selbſt

at, lutbad amicht die ſind ſchuld, auf die ge
ſchoſſen worden iſt, ſondern die,

die den Vefehl zum Schießen gegeben haben.rtal 2 eingedrungen iſt. Eine Minute ſpäter hätte Es iſt ſkandalös, daß ſelbſt auf Fliehende geſchoſſen
worden iſt, nicht nur aus Maſchinengewehren, ſondern es haben
auch Sicherheitsſoldaten aus nächſter Nähe geſchoſſen. Daran

t t z Die ſozialiſtengeſetzlicheZeit iſt Limonade gegen das, was Herr Heine angekündigt hat.Die Mehrzahl Jn ſeiner Verfolgungewut gegen politiſche Parteten hat Herr

d R 2 d WDer Vorwärts ſchrieb von 80 000 Perſonen. Herr

Arbeit, Arbeit kann nur helfen, hier werden Taufſende exiſtenzlos
gemacht. Das iſt Heuchelei! Das Verbot unſerer Preſſe iſt

ein ganz niedriges Konkurrenzmanöver
der ſogialdemokratiſchen Mitglieder der Regierung J meine
Partei und ihre Preſſe. t mehr meine Partei wächſt, deſto mehr
verlieren die Rechtsſozialiſten.
Preſſeverbote. Die Regierung braucht wohl gute Wahlen.
Da iſt es ſehr einfach, dem unbequemen Gegner rechtzeitig einenManlkorb vorzubinden. (Unruhe im Haue

Es iſt auch unerhört, daß die Verbote unbefriſtet ſind. Die
Zeitungsverleger GroßBerlins und der Preſſeverband haben da-
gegen proteſtiert. Nur ein Blatt hat ſich dem Proteſt nicht an
geſchloſſen, das iſt der Vorwärts. Soweit iſt
dic politiſche Verlnumpung des rechts ſozialiſtiſchen Zentralorgans

grkommen. Die Leipziger Volkszeitung iſt von Maercker auf
Grund des preußiſchen Geſetzes über den Belagerungszuſtand
vom Jahre 1851 verboten. Die Leipziger Volkszeitung erſcheint
in Sachſen. Es iſt charakteriſtiſch, daß da ein altes e
Geſetz aus der Reaktionszeit angewendet wird. Die neue
fafſung hebt doch dieſe alten Geſetze auf. Willkür, überall Willkür.

Es gibt nichts, was man uns nicht in die Schuhe ſchiebt. Schrieb
doch dreſer Tage wenn ich nicht irre, die Deutſche Tageszeitung,
das Attentat auſ Erzberger ſei eine Frucht der Revolution. Die
Regierung ſchrieb von der politiſchen Hetze, auf deren Konto das
Attentat zu ſetzen ſei und das war von Noske mit unterſchrieben.
Als bei dem Attentat auf unſeren verehrten Führer Haaſe die
Fretheit ſich viel milder ausdrückte, wurde ſie von Noske ver
Warum wendet ſich die Regierung nicht gegen vechts? Dort wird

die Gegenrevolution ſyſtematiſch vorbereitet.
Die Erzbergerheve iſt bezeichnend dafür. Jn Charlottenburg
feierte die deutſchnationale Jugend das Attentat auf Erzberger

wie ein Siegesfeſt Man erklärte, daß im Februar noch ver
ſchiedene Vertreter der Regierung Attentaten zum Opfer fallen
werden. Die Regierung richtet ſich in ihrer finnloſen Wut nur
gegen uns. Sie iſt blind gegen die wahren Urſachen der ſogenann-
ten Unruben, dieſe ſind ſozialer Natur. Wir haben eine ander

politiſche Regierungsform bekommen. Die ſogialen Verhältniſſe
daben ſich nicht geändert.

Die Ausbeutung iſt geblieben.
Und ſolange das der Fall iſt, werden ſoziale Kämpfe toben. Ob
Sie uns verbieten oder nicht, an dieſer Tatſache ändern Sie
damit nicht das geringſte. Die Bewegungen unter den Eiſen
lahnern und Vergarbeitern werden als politiſche denunziert, um
ſo beſſer gegen ſie vorgehen zu können. Ein Kenner der Eiſen
bahnexbewegung, Kotzur, hat im regierungs frommen Vor
wärts nachgewieſen, daß es ſich um rein wirtſchaftliche Forde
rungen handelt. Das Gleiche iſt bei den Bergarbeitern der Fall.
Der um Kriege getriebene Raubbau, Mangel an Arbeitsgerät, be

einträchtigt die Förderung. Die Forderung der Sechsſtanden-
ſchicbht iſt in dem ſchlechten Geſundheitszuſtand der Vergarbeiter

e 7Der Sternſteinhof.
Eine Dorfgeſchichte von Ludwig Anzengruber.

So fanden denn am Sonntagnachmittag die vier Leute im
Hieebinderhäufel zuſammen. Die beiden Bäuerinnen ſaßen ſich
gegenüber und ſagten ſich weder Liebes noch Leides, ſondern
prachen vom Wetter und vom Wirtſchaften; die Kleebinderin, ihrercculegerheil bewußt, redete ein langes und bpeites und die

V

Daß ſchöne Mädchen gerne unſcheinbare neben ſich dulden, dürfte

drängen, hat ſeinen Grund wohl darin, weil im Umgange mit
einer ſo viel Umworbenen vielſeitigere Aufſchlüſſe über das zu er-
warten ſtehen, was nun einmal der großen Mehrzahl der Men
ſchen das Jntereſſanteſte im Leben und bleibt, über das Liebenund Geliebtwerden. Daß ſich die Minderhübſchen dabei auch mit
der Hoffnung trügen, gelegentlich einen der herzwunden Abge-

Zinshoferin, öfter verſtohlen gähnend, warf kurzes und ſchmales wieſenen für ſich in Beſchlag zu nehmen, mag im allgemeinen
dazwiſchen.
ſie ſah meiſt vor ſich nieder, ſelten blickte ſie nach Muckerl, der ihr
gegenüber ſaß und kein Auge wandte. Er war der einzige, den die
angweile nicht anfocht, weil er ſich ganz rückhaltlos zufrieden und Matzner Sepherl.

glücklich fühlte.
Vom ſten Tag ab galt es im Dorfe für ausgemacht, daß

nunmehr alles zwiſchen dem Kleebinder Muckerl und der Zins
hofer Helen' in Richtigkeit ſei. Die Dirne blieb ſich übrigens in
ihrem Verhalten ganz gleich, was die alte Kleebinderin veranlaßte,
immer nachdruckſamer mit dem Kopfe zu ſchütteln. Es eilte der

elen' gar nicht, ſich bei der Mutter Muckerls einzuſchmeicheln, ſiea deren Umgang nicht und hielt ihr bei Begegnungen gleich-

mütig Stand, ſo wie ſie auch die Neigung des Burſchen weder er
mutigte, ablehnte; ja, einem weniger Gutmütigen hätte ſie
ſicher das nken verleidet, ſie verſtand ſich zu keiner Bitte und
zu keinem Danke.

Hatte ſie Kleider oder Schuhwerk abgetragen, ſo ſagte ſie zu
Muckerl: „Nun, ſchau' einmal, wie ſchnell das ruinierl! Sein
doch recht betri i Leut', die ſo was ver!aufen mögen und du

Oder wenn es ſie

ſuchte dann beſſere Ware und auch das Schöne und Kleid-
ſame berbeizuſchaffen.

Sie ſchlug es dem Muckerk rundweg ab, ſich von ihm nochmalin das W bau ühren zu laſſen. Er tauge eben nicht unter
Leute, und darum es ſchwer, mit ihm unter P zu ſitzen.
Am Kirchtag aber das verſpricht ſie geht ſie mit ihm auf den
Tanzboden.

„O, du mein Gott,“ Eagte die Kleebinderin, „die Dirn' hat ein
Stolz,

mit a ſtellt er ſich zufrieden.“a t m. zufrieden, er war es Pleiig Lieber wie
eine, die ſich g'g'ring acht't, muß ihm doch die Dirn' ſein, die ſichvielle ein elſet a alt't, aber doch nit zu gut für ihn. Nein,

wei was ihm auf nächſte Kirchweih' bevorſie nit. Er

Es war noch ziemlich lange bis dahin

Helene bezeigte ſich mehr h als freundlich, wohl nur eine boshafte, durch nichts begründete Anſchuldigung
ſein.

Unter den Dirnen, die ſich zu Helen geſellten, war auch die
Die Harthändige mit den wundernden Augen

wußte ſich einzuſchmeicheln, ſie pries ſo rückhaltlos die Schönheit
der Kameradin und andernteils wußte fie den Muckerl nicht genug
zu loben, ſo daß ſie es nur rechtſchaffen recht fand, daß die Schönſte
nicht mit einem der g'mein' Vauersleut', ſondern mit einem ſo
Kunſtfertigen und Ausbündigen hauſen wolle; was ganz angenehm
zu hören war.

Sepherl teilte auch mit Helene die neidiſche Bewunderung des
Sternſteinhofes, während alle anderen da unten am Fuße des
Hügels ſich mit dem gotteingeſetzten Unterſchiede zwiſchen Reich
und Arm zufrieden gaben und von keinem Wünſchhütchen träum-
ten, das ſie auf den Gipfel verſetzen könnte.

Sepherl war ſchon zu öfteren Malen auf dem reichen Hofe ge
weſen, ſie hatte dort eine alte Vaſe, die, ſeit dem vor Jahren er
folgten Tode der Bäuerin, dem Hausweſen vorſtand; dieſe brave
Schaffnerin tat ſich nicht wenig auf ihre Bedeutung zugute, ſchätzte
aber ganz richtig, daß ſie ſelbe nur dem mächtig' großen Anweſen
verdanke und ließ ſich bei günſtiger Gelegenheit gerne dazu herbei,
ein oder das andere Dorfkind darauf herumzuführen und zu ver-

nicht ſchwer zu erklären ſein und daß letztere ſich den erſteren auf

Helen' war boshaft genug, ihm ein „Auch ſo viel zuzurufen,dann eilten die Dirnen mit flinken Füßen Le Hügel hinan.

„Wirft ſehen, Helen',“ keuchte Sepherl, der es nicht 7
wollte, den halben Schritt, den ſie gegen die Kameradin
blieb, einzubringen. „Wirſt ſehen, wie viel und was 's all's da
oben gibt; ganz weg wirſt ſein darüber.“

Helene lächelte mit den geöffneten Lippen, zwiſchen denen ſie im
raſchen en die Luft einſog. Sie nahm ſich vor, nicht „gang
weg“ zu ſein.

Aber was ſind menſchliche Vorſätze ungekannten und ungeahnten
Eindrücken gegenüber? Die alte Schaffnerin empfing die beiden
Mädchen mit herablaſſender Freundlichkeit, bewirtete ſie mit einer
Schale Kaffee, ein ſeltenes Getränk für Leute von da unten, das
ſollte die richtige Stimmung hervorrufen, denn leerer Magen
w. trübe Augen, dann ging es an's „Umſehen“.
Bei Sepherl war dabei nichts Neues zu ſehen, ſie ſchenkte all
dem Aufgezeigten und Vorgewieſenen einen flüchtigen Blick
wobei ihre Augen immer noch verwundert genug taten, um die
ehrgeizige Frau Baſ' bei guter Laune zu erhalten, und

h das Vergnugen, auf Helenens Geſicht zu achten; dieſe brauchte
ſich anfangs gar nicht Gewalt anzutun, um das gleichgültigſte von
der Welt beizubehalten, denn als es im Erdgeſchoſſe durch die
Gefindeſtuben ging, fand ſie eben nur mehr Stuben und mehr
Hausrat auf einem Fleck, als ſie ſonſt Gelegenheit hatte, bei
ſammen zu ſehen, indes weder die einen noch der andere vom Ge
wohnten ſich unterſchieden. Als ſie aber über den Hof nach den

Wirtſchaftsgebäuden folgte die mit den blanken, handlichſten Ge
räten, ja mit Maſchinen vollbeſtellt waren, zu deren Gebrauchserklärung ſie allerdings noch ſtols mit dem o
erheucheltes Verſtändnis murmelte, als fie an den Scheuern mit den
aufgehäuften Vorräten vorbeikam und im Geflügelhofe Hunderte
von girrend, krähend, quakend und kollernd ſich brüſtenden Tieren
ſie wirre machten und als ſie endlich in den übergroßen Ställen

blüffen. Ein paar Mal hatten die beiden Dirnen die Alte auf- vor einer ganzen Herde Vieh ſtand, ein Stück immer ſchöner als
geſucht, ohne mehr als deren allerdings wohnliches Stübchen vom das andere, da waren ihre Augen denn doch allmählich größer ge
ganzen großen Sternſteinhof geſehen zu haben, dann aber wurden worden, und befangen ſchlich ſie nebenher, als es zurück nach dem
ie auf den nächſten Sonntagnachmittag geladen, wo die Herren

leute „aus“ ſein würden und auch wenig Geſinde ſich daheim ver-
halten werde.

Es war ein ſonniger Herbſtnachmittag, an dem die beiden Dir-
nen in Begleitung Muckerls längs des Baches durch das Dorf

wie ich nie glaubt 12 und je mehr der Bub' unterduckt,
em

ellt

ſchritten, bis wo in der Mitte desſelben, der Kirche gegenüber, die
Brücke über das Waſſer und auf den Weg führte, der zum Stern-

Wohnhauſe ging. deſſen Oberſtock nun erſtiegen ward.
Wos fie da ſah als ſie mit eingehaltenem Atem von Stube zu

Stube ging, an Notwendigem in ausgeſuchter Form und an
behrlichem, das breit, wie hier nicht zu entraten, an ſeinem Orte
ſtand. der reiche Vorrat an Wäſche und. Kleider, der ihr einen halb
lauten Schrei der Verwunderung erpreßte, als die Schaffnerin die
Schränke aufſchloß, der große verſperrte Schrank, dem ſie einen
ſcheuen Blick zuwarf, als ſie hörte, er wäre bis ans oberſte Fſteinhof hinanſtieg.

„B'hüt dich Gott, Muckerl,“ ſagten die beiden, denn der war nicht
geladen worden, und ihn mitbringen, wäre eine Unhöflichkeit ge
weſen. „B'hüt' dich Gott und laſſ' dir unterdeſſ' die Zeit nit lang
werden.„Habt derwegen kein' Sorg',“ ſagte er, indem er fich auf das
Brückengeländer ſtützte. „Unterhaltet euch gut.“

mit reichem Geſchirr und Silbergerät angefüllt, endlich die ne
Kaſſe, der weder ein Dieb, noch das Feuer ankonnte, worin der
Bauer bar mehr liegen hatte, als alle Dörfer da unten zuſammen
mit Häuſern und Gründen ſchwer waren, und vor der ſie
andächtig die Hände faltete, all das verſchmolz in ihr zu einem
Bilde der Matht und Herrlichkeit des Reichtums.

Fortſetzung folgt.

Dem ſoll begegnet werden durch

pfe nickte und ein

t



Parteigenoſſen!

Preſſe,

Leſer unſeres Volksblattes ſein.

begründet. Die Lungentuberkuloſe unter den Bergarbeitern iſt
erſchreckend hoch. Aerzte, die mit Bergarbeitern viel zu tun haben,
ſind entſetzt über den geſundbeitlichen Zuſtand und haben erklärt,
die Vergarbeiter ſeien nur noch wandelnde Leichen.

Auch wir wünſchen einen Streik vermieden zu ſehen. Ein Berg-
arbeiterftreik würde ſchweres Unglück anrichten, unter dem vor
allem die Arbeiter am ſchwerſten zu kdeiden haben. Den Forde-
zungen der Vergarbeiter muß aher auch entgegengekommen wer
den. Sie aber kommen ihnen entgegen mit dem Belagerungs-
zuſtand und dem Standrecht. Wenn Sie noch ſo viel Kopfe ab
ſchlagen, dieſe Tatſachen bringen Sie nicht weg. Es iſt vom Ver
brechen am deutſchen Volke geſprochen worden, wenn die Berg-
arbeiter von ihrem Koalitionsrecht Gebrauch machen.
Ein Verbrechen am deutſchen Volke iſt es, daß der Bergvau nicht

ſchon längſt ſozialiſiert worden iſt.
Aber die Regierung, die Parlamente und das ganze Wirtſchafts
leben ſtebt unter der Herrſchaft des Kapitalismus. Wie es mit
den Eifenbahnern und den Bergarbeitern ſteht, ſo ſteht es mit den
bweiten Schichten der Bevölkerung. Die Not der Zeit zwingt dazu,
in mer neue Forderungen zu ſtellen. Glauben Sie nicht, daß es
uns erwünſcht iſt, wenn die Arbeiterſchaft nur in Lohnfragen auf-
geht. Sie verliert dann zu leicht den Blick für das Große, All
e meirte. Aber alle dieſe Erſcheinungen ſind in der Not der Zeit
beagrundet. Das größte Intereſſe am Zuſammenbruch haben die
Rechreparteien. Sie arbeiten offen darauf hin. Die Kapitaliſten
ſaboticren die Produktion, die Agrarier die Ernährungs wirtſchaft
Wir ſtehen auf dem Boden der Arbeitspflicht, aber

der Arbeitspflicht aller für alle.
Wo die heutige Politik hinführt, das ſehen die Arbeiter.

es

d 9Se ſind
nicht Hlind. 82fache Mörder, wie Marloh, werden freigeſprochen.
Urkundenfälſcher und Meineidige gehen frei umher, wenn ſie
Offigiere find. Der Mörder Eisners, Graf Arco, wird begnadigt
mit der Begründung, er ſei ein Muſterbild aller Tugenden. Unſere

e, die einzige, die in dieſen Tagen der Lüge und des
Schwindels die Wahrheit ſagt, wird geknebelt. Und dabei ſprechen
Ste von Demokratie? (Lebhafter Widerſpruch.) Sie verdrehen
die Augen, wenn wir von Diktatur reden. Dabei üben Sie

die kraſſeſte Militärdiktatur aus.
Das iſt ſchlimmſte Heuchelei. Sie reden von Gerechtigkeit auf die
Ste vertrauen. So lange Sie Hunderttauſende und Millionen
deutſcher Arbeiter durch den Ausnahmezuſtand entrechten, ſo lange
haben Sie kein Recht, von Gerechtigkeit zu reden.“

Unſer Redner ſchloß ſeine, von großer Sachlichkeit, aber auch
von tiefer Leidenſchaftlichkeit getragenen Ausführungen mit den
Worten:

„Sie kännen Gewaltmittel gegen uns verwenden, ſo viel Sie
wollen, Sie können uns wirtſchaftlich ſchwer ſchädigen, Sie können
uns deſchirzpfen, Sir können uns verfolgen, einkerkern und unſerer
Freiheit berauben, Sie können noch ſo viel Sabotage am Sozialis-
mus treiben. was Sie aber nicht können: Unſere felſenfeſte
Ueberzeugung fönnen Sie uns und Hunderttauſenden unſerer An
hänger nicht aus dem Herzen reißen. Wir wiſſen, daß der Soziga-
lismus ſiegen muß. Die Dinge treiben im Eiltempo unſexem
Zieke zu:

„Jhr könnt das Wort verbieten,
Jhr tötet nicht den Geiſt,

r über eurer Lüge,
Ein kühner Adler, kreiſt.“

(Lebhafter Beifall und Bravo bei den Unavhängigen.
Um die Wirkung der Rede nach Möglichkeit abzuſchwächen, erhob

ſich ſofort der Miniſter Heine zur Entgegnung. Was er ſachlich
ſagte, war Ding Nur ſtarke Ausdrücke und gut geſchulte Ent-

Das Ergebnis des B
muß die JèbL.erdoppelung der e unſerer Mitglieder und der

erk!M Für dieſes Ziel auf ans
t Bergarveiterfrage nur referierend zu berichten, was ſie auch
ſtets getan. Am 23. Februar erhielt ſie plötzlich folgendes Tele-
gramm aus Münſter i. W.:

„Die Bergiſche Volksſtimme, Remſcheid, mit Wirkung vom
21. Februar bis auf weiteres verboten, da ſie das Verſprechen, die
Politik der Rogierung bezüglich der Kohlenförderung nicht zu
durchkreuzen, nicht eingehalten hat.

Wehrkreiskommando VI.“
Bemerkenswert iſt, daßz das neue Verbot auf unbeſtimmte

Zeit erfolgte, trotz der Zuſage der Regierung, Verbote nur be
friſtet ergehen zu laſſen. Zivilkommiſſar im rheiniſch-weſt-
fäliſchen Jnduſtriebezirk iſt der Rechtsſogzialiſt Severing.
Er findet alſo auch nichts dabei, wenn der General in Münſter,
deſſen Handlungen zu überwachen er beſtimmt iſt, ſich einfach über
die Verſprechungen ſeiner Parreigenoſſen in der Reichsregierung
hinwegſetzt

Verboten hat man auch ein paar rechtsſtehende bürgerliche
Zeitungen: Dorrmunder Zeitung. Deutſche Jeitung, Berlin.
Mecklenburger Nachrichten; Schwerin, und neuerdings den Reichs
hoten. Berlin. Aber bei all dieſen Blättern währte das Verbot
in keinem Falle länger als zehn Tage, gewöhnlich belief es ſich nur
auf die Hälfte d Zeit. Während alſo bei der unchhängigen
Preſſe die meiſten Verbole unvefriſtet verhängt, mehrere be

mmC
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liſtiſch“ demokratiſche Regierung di
tung, daß ſo ein frei umherlaufender unabhängiger
bereits die dreimalgeheiligte Stagrsordnung der „vollendetſten

D o r m hrrtee 2 11 v e SDemokrarie“ gefährde, tut es bei ihr auch ſchon. Wie groß die
Zahl der wegen ſolcher Staatsgefährlichkeit neuerdings mit Schuv-
haft drangfalierten Genoſſen und Kommuniſten iſt. läßt ſich ſchwer
feſtſtellen; jedenfalls aber iſt ſie gang beträchtlich. Darunter be-
findet ſich bekanntlich auch der Vorſitzende unſerer Partei, der
Genoſſe Däumig, den man als „intellettuellen Urheber“ der
blutigen Vorgänge vor dem Reichstage am 13. Januar in Schutz
haft warf. Wenn ſeine Angelegenheit am 4. März vor dem
Reirchsmilitärgericht zur Verhandlung kommt, ſo dürfte auch
gerichtlich erwieſen werden, daß die gegen ihn erhobene Ve-
ſchuldigung völlig haltlos iſt. Aber unterm Belagerungszuſtande
nimmt man es mit ſolchen und ähnlichen Dingen nicht gar zu
genau. Wie das freilich wirkt, das dürfte den derzeit Regierenden
zu gogebener Zeit ſchon offenbar werden. Wen die Götter ver-
derben wollen, den ſchlagen ſie mit Blindheit.

Aus der Provinz.
E

erüſtung mußten ſeine Argumente erſetzen. Schließlich ſrellte er
die Behauptung auf, im beſetzten Gebiet ſeien unabhängige
Blätſer mit Ententegeld gegründet worden. Dieſe Behauptung
entfeſſelte bei unſeren Genoſſen eine ſolch jtarke Empörung, daß
ſtändig dem Miniſter zugerufen wurde: Lügner, Beweiſe! Die
Unabhängigen ließen den Miniſter nicht weiter reden. Die Er-
regung und der Lärm wurden ſo ſtark, daß der Präſident die
Sipung auf Stunde vertagen mußte. Nach Wiedereröffnung
ſollte der Miniſter nach einigen Bemerkungen die Beweiſe bringen.
Was er brachte, war alles andere, nur kein Beweis. Jn der Sitzung
am Sonnabend, den 31. Januar, ging der Genoſſe Dr. Roſenfeld
mit Heine ins Geſchirr. Ex wies nach, daß die Rheiniſche Republik
kein Blatt unſerer Partei ift und daß auch Leute, die im Vorjahre kreiſe zu ſammengeſetzt werden durfte
mit den rheiniſchen Loslöſungsbeſtrebungen in Verbindung ſtan der früheren Kreistage war
den, aus der Partei ausgeſchloſſen wurden. Keine Partei ſtehe ſo Städte, in denen zumeiſt Handel und Jnduſtrie herrſchten, auf die

bleibt alſo nichts, gber auch garwie die Unſrige. Es
behauptet habe. Uebrig bleibevon dem übrig, was Heine

Vorſitzende unſerer
Partei, in Schutzhaft genommen werden konnte ebenſo wie viele

andere, wie der ur der Freiheit
unſerer Sache nicht irre machen wird.
ſtellung durch eine neue Rede zu verdecken.
wert, daß er zu ſeinen Reden nicht einmal den ungeteilten
ſeiner engeren Parveifreunde erhrelt.

Die Debatte über den Belagerun
2arndesrcrſammlung hat die
und il
war Antktläger.

Zeitungsverbote und „Schutz“haft.
Die Planmäßsigkeoit der Unterdrückung der Preſſe der Un

abhängigen Sozialdentokratiſchen Partei ergtbt ſich ſinnfällig aus
der Tatfache, de dem Verbote der Freiheit, Leipgiger Volkszeitung,

lliſchen Volksblatt unmittelbar das von weiteren 22
abhängigen Zeitungen folg Von dieſen Verboten waren 17 un
befriſtet (im Befehlsbereich des Generals Maercker
allel), acht Blätter wurden für die Zeit von acht Tagen bis vier
Wochen verboten. Vielfach nahm man ſich gar nicht erſt die Mühe,
die Verbote zu begründen, wo man es aher doch rat, geſchah es mit
einer „Fertigkeit“, gegen die ſich die während des Kriegs-Belage-
rungszuſtandes um die „Ordnung“ des Hohengollernftaates be-
beſorgten Militärs als die reinften Waiſenkna Von
den für die Verbote herbeigeholten Gründen läßt ſich treffend
ſagen: villig wie Brombeeren. Man kann mit ihnen in Zeiten des
Ausnahmezuſtandes jede oppoſitionelle Zeitung zu jeder beliebigen
Zeit unterdrücken. Und daß es bei den Verboten der ungabhängigen
Blätter auf eine möglichſt lange Mundtotmachung, ja ihre
dauernde Schädigung abgeſehen ift, das hat ja der preußiſche
Miniſter Heine ſo ziemlich unverblümt zugeſtaunden, als er am
29. Januar in ſeiner Rede in der Preußiſchen Landesverſammlung
u. a. erklärte:

„Wenn mich jemand mit einem vergifteten Speere angreift,
dann nehme ich ihm den Speer weg; dann gebe ich ihn aber nicht
in drei Tagen zurück, ſondern zerbreche ihn!

Einige größere, befriſtet verbotens Parteiblätter, ſo die

Es war bemerkens-
Beifa
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Sachlage verſchoben.
l
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Tribüne in Erfurt, Volksblatt in Gotha, Bergiſche Volks
ſtimme in Remſcheid, find bereits zum zweiten Male unter die
Verbot Guillotine geraten. So hatte die Schriftleitung unſeres
Remſcheider Bruderblattes bei der Aufhebung des erſten Verbotes es

verſprechen müſſen, über die Politik der Regierung ig der Kohlen

T Dre 50 er dnrrt ihrein Dreittlaſſenwahlrecht nuchts der

Redner ſchloß mit dem Hinweis, daß alle Gervaltvolitik uns a
Heine verſuchte die Bloß tagende hohe Haus“ gelan

cher
Die Regierung

ihre Politik ſaßen auf der Anklagrhank und unſere Vartei tF7ru

Oekonomis--

faſt

Großagrundbeſitz in Gemeinſchaft mit den Landräten die unum-

Landtag der Provinz Sachſen.
Der im vergangenen Sommer gewählte 32. Landtag der Provinz

Sachſen tritt am 7. März endlich zu ſeiner erſten Sitzung zuſam
men. Jm protzigen Hauſe der „Stände zu Merfeburg werden
zum erſten Male auch Arbeitervertreter im Jntereſſe der großen
Allgemeinheit wirken können. Die bisherigen preußiſchen
Provinziallandrage waren feſte Stützpunkte der Konſervativen,
rre ktionäre Hochburgen in des Worres wahrſter Bedeurung. Von
einer Selbſtverwaltungskörperſchaft konnte nur infofern die Rede

als der Provinziallandtag, berubend auf der Provinzial-
ordnung vom Jahre 1875, aus Abgeordneten der Stadt und Land-

Bei der Zuſammenſetzung
deatz der Einfluß der

g.

fern

erklärlich,do
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hprovinzigle tverwaitung äußerſt gering war und der feudale

Und da auch die Sadtparlamente
als einſeitige pluto-

es natürlich vollkommen

R r 2ſchrankve Herrſchaft antsühbte.

erW J e d 5kratiſche Klaſſenvp rungen waren war
undenkbar, daß jemals ein fogigldemokratiſcher Abgeordneter in
dieſes merkwürdige. übrigens nur alle zwei Jahre kurze Zeit

gen konnte.
Die Zuſammenſetzung des durch die Revolution ſeines regktio-

Daſeins beendeten Provinziallandiages war einfach ſkanda-
lös. Der Landteog zählte unter ſeinen 139 Mitgliedern nicht
weniger als 37 Landräte, 25 Ober und gewöhnliche Bürgermeiſter,
6 Konmerzienräte und Fabrikbeſitzer augerdem eine Unzahl von

Grafen, Exzellenzen, HKammerherren, Landſchafts-,
und Amtsräten und Offizieren a. D., die natürlich

alleſamt Großagrarier reinſten Waſſtrs waren. Ganz gewöhnliche
Rittergutsbeſitzer ohne Titel gab es 11. Von den Städten waren
eine viel geringere Anzchhl von großen Kaufleuten, Stadtverord-
neten, Stadtverordneten-Vorſtehern, natürlich alles Kapitaliſten,
abgeſandt, außerdem noch einige Juſtizräte, Geheimräte, Bauräte

M tage Jund Stadträte. S J ter noch dwerker, wederer r rocater noch en Bann
ein Unterbeamrer noch ein Vertreter der Jntelligenz ſtörten die

harmoniſche Zuſammenſetzung dieſer feudalen Geſellſchaft. Jm
nerren Landtage ſitzen neben 29 Unabhängigen, 35 Rechtsſozialiſten,
37 Angehörigen der Deutſchnationalen, 13 der Deutſchen und 3 der
Chriſtlichen Bolkspartei, 19 Demokraten und 3 Parteiloſe. An
eine erſprießzliche Tätigkeit im Sinne des konſequenten Sozialis-
mus iſt unter dieſen Umſtänden leider nicht zu denken, denn ſelbſt

Mwenn man die meiſt gqus dem Bezirk Magdehurg ſtammenden
Mehrheitler noch für fähig halten ſollte, die Grundſätze des
Sozialismus wenigſtens auf dieſem ſozial wichtigen Gebiete nicht
zu verraten, verfügen Bürgerlichen noch immer über eine
Mehrheit von 11 Stimmen. 25 Unabhängige wurden allein im
Regierungsbezirk Merſeburg gewählt, im Bezirk Erfurt 4, während
im Bezirk Magdeburg neben den Bürgerlichen lauter Regierungs
ſozialiſten entſtanden. Daß es ſelbſt in der Provinz Sachſen, dem
roten Herz Deutſchlands, wo ſowohl bei der Wahl zur preußiſchen
Landes als auch Nationalverſammlung die ſozialdemokratiſchen
Parteien mit Leirchtigkeit die Mehrheit der Mandate eroberten,
nicht möglich war, eine ſogialiſtiſche Mehrheit zu erreichen, liegt
eben daran, daß die Wahl der Landtagsabgesrdneten nicht direkt
durch die Wahlberechtigten vorgenommen wird, ſondern auf Grund
eines indirekten Wahlverfahrens, das von den regktionärew Ge
beimräten ausgetüfrelt worden iſt, um dem ſtockreaktionären
Grundadel in Gemeinſchaft mit der ſtädtiſchen Plutokratie die
Vormacht auch fernerhin zu ſichern. Das Wahlrecht iſt ganz ein
ſeitig zugunſten der Stadtkreiſe zugeſchnitten, und es iſt deshalb
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brennendes Intereſſe an der Fürforgeerziehung, der Armen und
Krüppelfürſorge haben, trotz der Revolution in keiner einzigen
Provinz einen dar wirklichen Stärke entſprechenden größeren Ein
ſluß auszuüben in der Lage ſind. Durch die „Sicherung“ des
indirekten Wahlverfahrens iſt es den Deutſchnationalen faſt in
allen Provinzen gelungen, die Macht feſt in ihrer Junkerfauſt zu
behalten und nach ihrem Gutdünken provinziale „Selbſtverwal-
tung“ zu betreiban. Der Provinzial-Landratstag, wie das
Provinzparlament früher mit Recht genannt wurde, wird auch
nach der ſogenannten Revolution eine gewiſſe Berechtigung haben,
denn die Zahl der delegierten Landräte iſt nur von 89 auf 20 ge-
ſunken; die Zahl der Bürgermeiſter hingegen von 80 auf 17.

Die Provinzialverbände ſind auf Grund der Dotationsgeſetze
vwn 1873, 1875 und 1902 ſelbſtändige Körperſchaften, welche neben
er provinzialen Staatsverwaltung die ihnen zugewieſenen be
ſonderen Aufgahen nach eigenem Ermeſſen erledigen können. „Der
kommunalen Selbſtverwaltung auf ihrer oberſien Stufe“, wie die
Prorins in einem Kommentar genannt wird. werden größere
Summen überwieſen zu dem Zwecke, für die Provinzialchaußeen,

Hleinkahnweſen, die agrariſchen Kulturverbeſſerungen, das
andarmen Jugend fürforge Jrren Taubſtummew- und

ewneſcer zu ſfargen. Stiftungen und Unter für
Kunſt und Wiſſenſchaft zu unterſtühßen. Dem Propingi tag
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Der demfriſtete bis vier Worhen ausgedehnt wurden, verfuhr man bei Ver n am zu wäblenden Probinsgialausſchaiß iſt ferner die
boten der rechisſtehenden Vreſic pe fentlich milrer Förderung der ſogenannten ländlichen Wollfrhrt und in neuerer

Eine beſondere Verſchärfung erhieltew die Verbote unſerer zeit die Hnſcnnmenfaſſung der Elektrigitätsverſorgung übertragen,

t m t t e t gäh h hehh er in 4 deren t er 9 e erParteipreſſe noch dort, wo man qauch noch den verantwortlichen ferner die Vern tung d. Londesbank, der Feue ozietätemr
Redakteur des unterdrückten Blaiten kurzerhand in Schutz iefrlich ein ganz erhewlicher Einfluß auf die Geſchäftsführung

I 11 9 21 I II i CII u e t i f J 44 ehaft nahm. So erging es zwei Sehriftleitern der Freiheit: den er Alters Und nveittornverncherurg der Verſicherungsanſtalt

M n 0 n t hehte ne ng W t TrGenoſſen Rabold und Stein (die inzwiſchen wieder entlaſſen SAhſen- Anhalt Man wird alſo ohne weiteres verſtehen, daß der
wurden), dem Genoſſen B V t t g e r von der Veip ziger Volfs zeitung, J v Iu.t u De P rovinzialverwaltaing, die v ten
dem unſeres Königsberger Organ Freiheit und dem des gleich zu Beginn ihrer Tagung zu beraten hahen werden in Ein
Parteiorgans in Plauen i. V., Genoſſen Vuchta. Für dieſes Nabne und Ausgabe mit rund 3155 Millionen Mark abſchließzt.

dank der Diktatur einer kleinen Gruppe des
dheſitzes und des ſtädtiſchen Großkapitals

ferngehalten worden. Selbſt die kapitaliſtiſche
tung inuß eingeſtehen, daß die Vertreter der

m

dadurch

die Arbeiterſchaft
ereinigten Großgrum
visher künftig

r

Magdeturgiſch
E

Dei
Landwirtſchaf: vund des Adels im glien Landtag wo
kaum erkfenntlich waren, ſtark hervorgetreten ſind,

und ſchließlich durch das Fehlen von Sozialdemokraten ſich ein
gewiſſe „Heberalterung“ bemerkbar machte. Zuſammenſtöße ſeien
ſo gut wie gar nicht vorgekommen, der Ton in der Verhandlung
war ſehr gemäßigt. Das iſt bei der Gemeinſamkeit der Jntereſſen,
die die erlauchten und geehrten Herren des hohen Hauſes mit ein-
ander vertnüpfen, nicht verwunderlich. Und das Kapitaliſtenblatt

Recht haben, wenn es vorausahnend ſchreibt, daß die jetzt
geſchaffene Zuſammenſetzung auf Verhandlungstemvo und Ton
natürlich nicht gang ohne Einfluß bleiben würde. Unſere Genpſſen
werden ſicher bei allen ſich bietenden Gelegenheiten den Herr
ſchaften die Wahrheiten ſagen, die zu ſagen bisher nicht möglich
war.

Von den vund zwei Dutzend Vorlagen, die den Abgeordneten
bereits zugegangen ſind, dürften das größte Intereſſe beanſpruchen
der Haushalisplan und die Sohnderhaushaltspläne für das Rech-
nungsjahr 1920, der Verwaltungsbericht des Provingialausſchaſſes
für die Rechnungsjahre 1917 und 1918, die Neuwahl des Provin
ziglausſchuſſes und anderer Kommiſſionen, die Wahl des Landes
hauptmannes, die Neuregelung des Dienſteinkommens uſtv. der
Provinzialbeanten, die Errichtung einer Hauptfürſorgeſtelle für
Kriegsbeſchädigten- und Kriegshinterbliebenenfürſorge, der Bei-
tritt zur Wohnungsfürſorgegeſellſchaft Sachſen und die Vornahme
von notwendige Bauten bei einigen Anſtalten. Die Eröffnungs-
ſitzung findet am 7. Märg, mittags 12 Uhr, in dem prunkvollen
Ständehaus zu Merſeburg mit den üblichen Reden und einem vor
aufgehenden traditionellen „Gottesdienſt“ (1) ſtatt. Ueber die
Verhandlungen werden wir laufend berichten.

n
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Hörſing iſt doch über uns gekommen?
Herr Heine iſt eine robuſte Natur. Was ſchert es thun. daß ſsnrt

liche Parteien der Provinz Sachfen, mit Ausnahme der Regierungs
ſozialiſten, ſeit Monaten unzweideutig Herrn Hörſing als Ober

präſidenten der Provinz ablehnten! Was ſchert ihn der offen aus
geſprochene Wille der Mehrheit der Bevölkerung, ihn, den großen
Demokraten! Hörſing muß untergebracht werden, und der
burger Präſidentenſtuhl iſt gerade frei, wer kann da Herrn
Willen ändern. Es war zwar eine ſchwere Geburt, und offenbar
gab es auch im Miniſterkollegium einige Auseinanderſetzungen aber
der ſtarke Wolſgang ſiegte. So iſt denn Otto Hörfing,
dem Deutſchland den Verluſt Oberſchlefiens einſt mit Flüchen
danken wird, am vergangenen Donmerstag in Magdeburg in ſein
neues Amt eingeführt worden. Heine ſelbſt war erſchienen, um
ſeinem lieben Freunde den Ehrentag zu verſchönern. Jn einer Rede

S Svpries er die Verdienſte des trefflichen Otto um Oberſchleſien ja,
er pries ſie, der Herr Miniſter, und kein Hohngelächter unterbrach
ſeinen feierlichen Sermon!

Wir ſind gewiß damit einverſtanden, wenn die die
Junker ans der Verwaltung entfernt und Männer des Voſkes in
die verantworrlichen Stellen ſetzt. Die rechtsſogialiſtiſche Geſinnung
iſt auch für uns nicht von vornherein etwa ein Grund, einen neuen
Mann abzulehnen. Aber wenn die Regierung in ſolch wichtigen
Poſten, wie es das Oberpräſidium einer Provinz iſt, Leute wie
Winnig und Hörſing ſetzt, Leute, deren Unfähigkeit zum Himmel
ſtinkt, dann hat die Oeffentlichkeit ein Recht, Proteſt ſolche
Perſonen einzulegen. Unſere Genoſſen im Provingi wer
en gewiß nicht verfehlen, ſich zum Dolmetſch der Oeffentlichkeit

Herrn Hörfing gegenüber zu machen

Hettſtedt. Auch eine Berichterſtattung! Wir ſind es ge
wohnt, daß das Hetitſtedter Tageblatt die J mit
Schmutz bewirft. Auf welche Weiſe aber das Blatt direkte Unwahr
heiten in die Welt ſetzt, dafür war ein klaſſiſcher Beweis der Bexicht,
den dieſes Blatt über eine J in der die Ver
fehlungen des Bürgermeiſters Gericke behandelt wurden. Ebenſo
verlogen war der Bericht über die eege Volksverſammlung, in
der Gen. Scholem Halle über die politiſche Lage ſprach. Geradedieſe Verſammlung war ein Beweis dafür, daß die Abert von

Hettſtedt treu zur Sache der Revolution ſteht. Das dter Tage
blatt brachte einen völlig verlogenen h in dem behauptet wur
daß der Vorſitzende die Verſammlung ſchloß, weil der Referent von
den Kommuniſten niedergeſchrieen wurde. Die Volksſtimme, die mit
dem Heitſtedter Tageblatt offenbar ſehr befreundet iſt und die ja
auch dieſe Freundſchaft ſchon praktiſch bewiefen hat, druckte den ganzen
Schwindel nach. Heraus mit ſolchen Schmutzblättchen dem
Arbeiterhaushalt!
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